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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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LESUNG/4437: Stuttgart - Sehnsucht. Hamed Abboud, Im Bauch des Walfischs ..., Kurzlesungen, 22.03.2020

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2020

Sonntag, 22.03.20 / 12.00 Uhr

Hamed Abboud

Im Bauch des Walfischs in der Tiefe des Meeres

Sehnsucht - Recherche über ein starkes Gefühl

Kaffee, Croissant und Kurzlesungen

Larissa Bender (Moderation)



Als Aleppo, die syrische Stadt, in der Hamed Abboud studiert hat, zur
Trümmerlandschaft wurde, entschloss sich Abboud Ende 2012 zu fliehen.
Drei Jahre später endete seine Flucht über Ägypten, Dubai und die
Türkei in Wien. Weitere zwei Jahre später legte er seinen ersten Band
unter dem Titel "Der Tod backt einen Geburtstagskuchen" vor, der es
auf Anhieb auf die Shortlist des "Internationalen Literaturpreis/Haus
der Kulturen der Welt" schaffte. Nun ist sein zweites Buch unter dem
Titel "In meinem Bart versteckte Geschichten" im Verlag
Korrespondenzen erschienen, übersetzt von Larissa Bender. Es
versammelt Texte über Suchbewegungen zwischen Fremdheit und Ankunft
in einem Leben in Europa. Die Sicherheit des Exils, das er in jenem
Westen gefunden hat, beschreibt er als "so umfassend wie die
Dunkelheit im Bauch des Walfischs in der Tiefe des Meeres". Der
Schmerz der Sehnsucht schreibt sich dabei tief in seine Texte ein,
die oft tragikomisch grundiert sind, durchzogen von einem Riss, durch
den bei aller Verzweiflung dennoch immer wieder das Licht bricht.

Eintritt (Euro): 12,- / 10,- / 6,- (Matinee am Sonntag) oder 30,- /
20,- / 15,- (Festivalkarte)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4436: Stuttgart - Éric Vuillard, Der Krieg der Armen, 17.03.2020

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2020

Dienstag, 17.03.20 / 19.30 Uhr

Éric Vuillard

Der Krieg der Armen

Lesung und Gespräch

Sigrid Brinkmann (Moderation)



Sie waren bereit, sich ihre Rechte notfalls auch mit Gewalt zu
erkämpfen und stellten mit den "Zwölf Artikeln von Memmingen"
erstmals Forderungen auf, die als frühe Formulierung von
Menschenrechten gelten: Martin Luther sprach den Bauern, den Armen im
Zuge der Bauernkriege, die 1524 und 1525 auch in weiten Teilen
Süddeutschlands ausbrachen, dieses Recht ab; ein anderer Reformator
jedoch schlug sich auf ihre Seite und prägte die beiden Jahre des
Aufstands entscheidend. Der Drucker, Utopist, Brandredner und
Theologe Thomas Müntzer hatte nicht weniger als einen Sturz der
Obrigkeit im Sinn, doch der Preis für seinen Mut war hoch: Für seine
sozialrevolutionären Ideen wurde er bereits zwei Jahre nach Beginn
der Aufstände enthauptet. Eric Vuillard setzt Thomas Müntzer ein
literarisches Denkmal und zeigt mit seiner Schilderung der Aufstände,
dass Müntzers Kampf noch nicht zu Ende ist. Vuillard wurde 1968 in
Lyon geboren. Für seine Bücher, in denen er große Momente der
Geschichte neu erzählt und damit ein eigenes Genre begründete, wurde
er u.a. mit dem Prix Goncourt ausgezeichnet.

In Zusammenarbeit mit dem Institut français

 Eintritt (Euro): 10,- / 8,- / 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart
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E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de
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BUCHBESPRECHUNG/185: Walter Lippmann, Die öffentliche Meinung. Wie sie entsteht und manipuliert wird (Sachbuch) (Klaus Ludwig Helf)

Walter Lippmann

Die öffentliche Meinung

Wie sie entsteht und manipuliert wird

Von Klaus Ludwig Helf, Februar 2020



Walter Lippmanns Werk "Public Opinion" erschien in den USA erstmals
1922 und gilt dort bis heute als Standardwerk der Medien- und
Politikwissenschaften sowie der Sozialpsychologie, als Gründungswerk
der Medien- und Meinungsforschung. Es spielte auch eine entscheidende
Rolle bei der Begründung und Entwicklung des Neoliberalismus vor allem
in Bezug auf die Schaffung von imaginären Bildern ("die unsichtbare
Hand", der "Markt" als Naturgesetz, der "homo oeconomicus" mit seiner
unerschöpflichen Gier, permanentes "Wachstum" als Triebfeder von
Wohlstand u.a.).

In Deutschland bisher kaum bekannt, ist der Band in einer deutschen
Übersetzung im Westend Verlag erschienen, herausgegeben von den beiden
Ökonomen der Cusanus-Hochschule Walter Otto Ötsch und Silja Graupe.
Walter Lippmann schrieb den Band unter dem Eindruck seiner lebhaften,
authentischen und persönlichen Erfahrungen mit der Wirkungsmacht von
Propaganda vor allem des "Committee on Public Information" (CPI) der
US-Regierung während des Ersten Weltkriegs und auch danach. An dessen
propagandistischen Erfolgen war er selbst maßgeblich beteiligt und
darüber beunruhigt und erkannte darin die potenziellen Gefahren einer
bewusst gesteuerten Manipulation für die Demokratie.

Walter Lippmann (1889-1974) war ein US-amerikanischer Journalist,
Publizist und Politikberater, der in den USA als meistgelesener und
einflussreichster politischer Schriftsteller des 20. Jahrhunderts
gilt. Politisch machte er mehrere Kehrtwendungen vom Unterstützer
sozialdemokratischer Politiker, Vordenker von Woodrow Wilsons
Friedensplänen für Europa nach 1918, über die Förderung, dann massive
Ablehnung des "New Deal" von Franklin D. Roosevelt bis zum Verfechter
einer "gelenkten Demokratie" und Vordenker des neoliberalen
Marktfundamentalismus. Das "Colloque Walter Lippmann" in Paris (1937)
war entscheidend für die Formulierung und Entwicklung des
Neoliberalismus und Vorläufer der Mont Pèlerin Society. Lippmann war
jahrzehntelang Kolumnist in vielen bedeutenden Presseorganen und
erreichte damit ein Millionenpublikum. Er gewann zwei Pulitzer-Preise.
Seine Auffassung von der eingeschränkten Rolle des Journalismus in der
Demokratie wurde vor allem von dem Philosophen John Dewey kritisiert.
Lippmann formulierte den Begriff der "Atlantischen Gemeinschaft" und
sorgte für die wirkmächtige Verbreitung des Begriffs "Kalter Krieg" in
der medialen Öffentlichkeit und im politischen Bewusstsein.

Nach einem problemorientierten und einordnenden Essay der beiden
Herausgeber folgen acht Kapitel des Werkes von Walter Lippmann, die
jeweils weitere Unterkapitel haben: Einleitung / Annäherungen an die
äußere Welt / Stereotypen / Interessen / Die Entstehung eines
gemeinsamen Willens / Das Bild der Demokratie / Zeitungen und
Organisierte Intelligenzen. Es folgen Anmerkungen, Literaturhinweise
der Herausgeber und ein Personen- und Sachregister. Walter Lippmann
hat keine wissenschaftliche, systematisch-analytische Abhandlung
vorgelegt, sondern schreibt als Journalist assoziativ und erzählerisch
aus seinen persönlichen Erfahrungen und Beobachtungen, nimmt aber auch
Bezug auf wissenschaftliche und philosophische Erkenntnisse sein.

Walter Lippmann beschreibt in seinem Band anschaulich und pointiert,
wie Menschen durch imaginative Bilder beeinflusst und gesteuert werden
können zu einer Zeit, als es noch kein Radio und Fernsehen, geschweige
denn Internet gab. Die eilige Leserin und der eilige Leser mögen über
die vielen zeitgenössischen Kontexte, in die Lippmann seine Analysen
als authentische Belege einbettet, hinweglesen, aber seine
argumentativen Kerngedanken sollten sie gründlich studieren, da sie
nach wie vor und gerade heute hochaktuell seien, in einer Zeit der
Massenbeeinflussung- und -manipulation, wie die Herausgeber in der
Einleitung zu Recht schreiben:

"Es wird höchste Zeit, dass wir uns als Gesellschaft über die Macht
 innerer Bilder zumindest wieder jenes Wissen aneignen, das vor gut
 90 Jahren über sie existierte. Lippmanns Werk ist hierfür ein guter
 Ausgangspunkt." (S. 53) 


Lippmann mit seinem Werk könne als früher Warner für eine Entwicklung
gelten, wie wir sie heute in der neoliberalen, digitalen Informations-
und Kommunikationsgesellschaft erlebten mit Marketing und Werbung,
politischem Spin und Framing, Beeinflussung sozialer
Veränderungsprozesse, Inszenierungen aller Art und mit bewusst
produzierten Fake News. Diese Manipulationen könnten wir keineswegs
nur als passive Rezipienten erdulden, sondern sie durch die Kreation
eigener Bilder und mit umfassender (Medien-)Bildung durchbrechen.

Unsere Welt - so Lippmanns Kernthese - sei zu komplex und dynamisch,
um sie direkt erfassen zu können. Die meisten politischen und
wirtschaftlichen Ereignisse wie Kriege und Krisen erfahren wir
indirekt aus zweiter Hand über die Medien. Diese beeinflussten
maßgeblich die inneren Bilder und Stereotype, die unser gesamtes
Denken, Fühlen und Handeln als "Pseudoumwelt" bestimmen:

"... die reale Umgebung ist insgesamt zu groß, zu komplex und auch
 zu fließend, um direkt erfasst zu werden ... Um die Welt zu
 durchwandern, müssen die Menschen Karten von dieser Welt haben.
 Ihre beständige Schwierigkeit besteht darin, dass sie sich Karten
 beschaffen müssen ..." (S. 65) 


Zugleich verhinderten Stereotype in den Köpfen, dass sich die Menschen
ein unvoreingenommenes Bild von einem Ereignis machen könnten, selbst
wenn sie es mit den eigenen Augen beobachteten. Bevor Menschen etwas
beobachten, hätten sie bereits ein Urteil darüber gefällt: "Meistens
schauen wir nicht zuerst und definieren dann, sondern definieren erst
und schauen dann." (S. 110). Der Durchschnittsbürger werde durch diese
inneren Bilder, die er für die Realität hält, leicht lenkbar:

"Wir werden behaupten, dass alles, was der Mensch tut, nicht auf
 unmittelbarem und sicherem Wissen beruht, sondern auf Bildern, die
 er sich selbst geschaffen oder die man ihm gegeben hat."
 (S. 72) 


Es sei oft aufschlussreich - so Lippmann -, sich selbst zu fragen, wie
man zu den Fakten gelangt sei, auf denen die eigene Meinung basiere:

"Wer sah, hörte, fühlte, erzählte, erwähnte die Angelegenheit,
 zu der man eine Meinung hat? ... Man kann sich diese Fragen
 selbst stellen, aber man kann sie nur selten selber beantworten."
 (S. 86/87) 


Die "Macht des Bildermachens" sei das entscheidende
Herrschaftsinstrument in modernen Gesellschaften, in denen die Medien
und die Journalisten eine entscheidende Rolle einnähmen. Wer regiert,
müsse die Bilder in den Köpfen der Menschen beherrschen und lenken.
Lippmann sieht da keinen Widerspruch zu demokratischen Prinzipien.
Unter den Bedingungen der steuernden und manipulativen Macht der
Medien seien die meisten Menschen nicht mehr in der Lage, sich
angemessen zu informieren und zu handeln, daher präferierte Lippmann
das Modell einer "gelenkten Demokratie", in der im Sinne Platons
Expertenkommissionen die Politiker neutral beraten sollten.

Bei allem Respekt vor dem Klassiker der Propaganda-Literatur
kritisierten linke Intellektuelle wie Noam Chomsky diese Vision einer
Gesellschaft mit gutem Recht als elitäre, anti-demokratische
Gedankenspiele, die dem Selbstbestimmungsrecht der Menschen
widersprechen. Dennoch lohnt es sich, die manipulativen Erfahrungen
Lippmanns vor 100 Jahren gerade im aktuellen Zeitalter von Fake News,
manipulierten Bildern, Meinungsmache und neoliberalen Heilsversprechen
gründlich zu studieren, sein Dreieck "Mensch - Pseudowelt - reale
Handlungswelt" als Schlüssel für das Verständnis unserer Gesellschaft
zu aktualisieren und wirksame Immunisierungs-Strategien gegen
populistische, demagogische und demokratiegefährdende Entwicklungen
aufzubauen.

Walter Lippmann

Die öffentliche Meinung

Wie sie entsteht und manipuliert wird

Herausgegeben und mit einem Vorwort versehen von Walter Otto Ötsch und
Silja Graupe

Westend Verlag, Frankfurt am Main 2018

gebunden

384 Seiten

26,00 EURO

 * 
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MELDUNG/340: Amnesty International fordert USA auf, Anklagen gegen Assange fallen zu lassen

Amnesty International - Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Amnesty International fordert USA auf, Anklagen gegen Assange fallen zu
lassen

Statement von Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty International in
Deutschland, zum bevorstehenden Anhörungstermin im Auslieferungsverfahren
gegen den Wikileaks-Gründer



BERLIN - "Julian Assange dürfte nicht aufgrund der Veröffentlichung von
möglichen Kriegsverbrechen des US-Militärs verfolgt werden. Alle Anklagen
der US-Behörden wegen Praktiken, die für Investigativjournalisten ein
alltäglicher Teil ihrer Arbeit sind, müssen fallengelassen werden."

"Unabhängig von den Entscheidungen der Londoner Richter dürfen die
britischen Behörden Assange auf keinen Fall an die USA ausliefern. Assange
drohen in den USA Haftbedingungen, die Folter und anderer Misshandlung
gleichkommen, und es ist davon auszugehen, dass kein rechtstaatlich faires
Verfahren in den USA gewährleistet ist."

Amnesty International hat heute eine weltweite Petition [1] gestartet, mit der
die USA dazu aufgefordert werden, die Anklage gegen Julian Assange
fallenzulassen.


Weitere Informationen unter:

https://www.amnesty.de/mitmachen/petition/usa-muessen-anklage-gegen-julian-assange-fallen-lassen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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LATEINAMERIKA/119: Wichtiger Etappensieg für Brasiliens Indigene

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Wichtiger Etappensieg für Brasiliens Indigene

Abgeordnetenkammer gegen Bolsonaros Gesetz 191



Am 5. Februar lancierte Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro einen
Gesetzentwurf, der Bergbau, Wasserkraft, industrielle Landwirtschaft
sowie Exploration von Öl- und Erdgasvorkommen in indigenen
Schutzgebieten legalisieren sollte. Indigene Organisationen hatten
das Vorhaben heftig kritisiert. Am gestrigen Mittwoch sagte der
Präsident der Abgeordnetenkammer, Rodrigo Maia, bei einem Treffen mit
Brasiliens indigener Dachorganisation APIB, der Gesetzentwurf
191/2020 solle vorerst nicht in der Kammer vorankommen. Maia möchte
nun eine Sonderkommission zur Analyse des Projekts einrichten.

"Diese Gesetzesinitiative war ein Frontalangriff der Regierung
Bolsonaro auf indigene Territorien", erklärt Regina Sonk, Referentin
für indigene Völker bei der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV).
"Die gestrige Entscheidung ist ein wichtiger Etappensieg der
Indigenen gegenüber Bolsonaros Angriffen auf ihre Rechte." Die
brasilianische Verfassung verlangt, betroffene indigene Völker vor
allen Aktivitäten auf ihrem Land zu konsultieren. Bis heute passiert
das nur ungenügend. Der Gesetzentwurf 191 sollte dieses Recht
aufweichen: Wären die Indigenen nach der Konsultation nicht
einverstanden, hätten sie kein Vetorecht und könnten Aktivitäten der
Regierung nicht verhindern.

APIB werten den Gesetzentwurf als "Todesprojekt" für ihre Rechte.
Demnach seien zwar auch scheinbar gute Absichten für Indigene
enthalten, die ihre wirtschaftliche Situation verbessern solle. In
Wirklichkeit sei das jedoch bloße Rhetorik, die die wirklichen
Interessen, nämlich die Invasion indigener Territorien, verdecken und
dazu eine Spaltung zwischen indigenen Gemeinschaften provozieren
sollte. Das Gesetz gehe gegen Autonomie und gegen Schutzkonzepte, die
Indigene für ihre Territorien wünschen.

Die Gefahr sei also nur temporär gebannt: "Indigene Territorien für
die Ausbeutung von Rohstoffen zu öffnen, ist ein Anliegen, an dem
Bolsonaro seit langem arbeitet", warnt Sonk. "Diesem Gesetzentwurf
werden weitere Folgen. Der indigene Kampf um Landrechte ist damit
noch lange nicht vorbei." Seit seinem Amtsantritt Anfang 2019
betreibe Präsident Bolsonaro eine offen feindselige Politik gegenüber
den Indigenen des Landes. Unter anderem habe er Gelder gekürzt,
Behörden entmachtet und die Ausweisung neuer Schutzgebiete
eingestellt. Unter seiner Präsidentschaft haben Brandrodungen,
Eindringen in indigene Gebiete und Übergriffe auf die Menschen dort
deutlich zugenommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUFRUF/117: Hanau - Bundesweite Großdemonstration am 22.02.2020

Hanauer Initiativenbündnis "Solidarität statt Spaltung"

Bundesweite Großdemonstration in Hanau am 22.02.2020



In der Nacht zum Donnerstag wurden zehn Menschen in Hanau getötet. Viele
weitere wurden schwer verletzt.

Wir trauern mit den Familien und Freund*innen um die Opfer dieser
rassistischen Morde.

Wir sind wütend, dass so etwas in unserer Stadt passieren konnte.

Wir sind wütend über die rechte Stimmungsmache, die solche Taten möglich
macht.

"Wir kämpfen weiter um gleiche soziale Rechte für Alle, gegen jede
rassistische Hetze und Ausgrenzung und gegen jede Abschiebung. Die
Gesellschaft der Vielen stellt sich dem Rassismus auf der Straße wie
auch in den Ämtern entgegen", betont Newroz Duman von der Initiative
"Solidarität statt Spaltung" und hält fest: "Wir werden diese
Menschenverachtung überwinden."

Es ist Zeit für Migrantifa.

Wir laden ein:

am Samstag, 22.2., um 14 Uhr zur bundesweiten Demonstration in der
Hanauer Innenstadt zu kommen. Genauer Ort wird noch bekannt gegeben.

"Die Öffentlichkeit schaut jetzt auf Hanau. Für uns alle heißt es aber:
Es ist Zeit für Migrantifa. Überall. Kommt zur bundesweiten
Demonstration", schließt Duman.

Wer nicht nach Hanau kommen kann, ist zu gleichzeitigen dezentralen
Protesten aufgerufen.

 * 

Quelle:

Hanauer Initiativenbündnis "Solidarität statt Spaltung"
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LESUNG/6622: Stuttgart - Sehnsucht. Marion Poschmann, Barbara Vinken, Blaue Stunde, 21.03.2020

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2020

Samstag, 21.03.20 / 18.00 Uhr

Marion Poschmann, Barbara Vinken

Blaue Stunde

Sehnsucht - Recherche über ein starkes Gefühl

Lesung und Gespräch

Theresia Prammer (Moderation)



Marion Poschmanns Lyrik und Prosa ist ein an Wahrnehmungsformen,
insbesondere am Sehen geschultes Schreiben, so der Lyrikkenner
Michael Braun. Ihre Naturpoesie rückt ab von der romantischen Idee
einer unmittelbaren Korrespondenz zwischen Naturphänomen und Dichtung
und lotet stattdessen das Sehen der Dinge selbst aus: "Bläue,
Bläulichkeit, winzige Reservate romantischer / Sehnsucht, nur
irrationaler, ganz diesseitig, ein Elixier / des Sublimsten, der
Mittagssonne, begleitend die Ein- / und Auszüge andererseits", heißt
es in ihrem Band "Geistersehen". Subtil und zärtlich unternimmt
Marion Poschmann nun in ihrem neuen Gedichtband "Nimbus" den Versuch,
Nähe und Ferne zusammenzudenken. Ins Gespräch gebracht wird sie mit
der Literaturwissenschaftlerin Barbara Vinken, die der Sehnsucht in
der Literatur in Konzepten von Liebe und Begehren immer wieder auf
der Spur ist, Weiblich- wie Männlichkeitsbilder nach ihrer Geschichte
befragt und Form und Sinnlichkeit unter anderem in Ausdrucksformen
der Mode untersucht.

Die Moderation übernimmt die österreichische Autorin, Übersetzerin
und Literaturvermittlerin Theresia Prammer.

Eintritt (Euro): 10,- / 8,- / 5,- (Einzelkarte) oder 30,- / 20,- /
15,- (Festivalkarte)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6621: Stuttgart - Sehnsucht. Aris Fioretos, László F. Földényi Verheißung und Verzehrung, 21.03.2020

Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2020

Samstag, 21.03.20 / 20.00 Uhr

Aris Fioretos, László F. Földényi

Verheißung und Verzehrung

Sehnsucht - Recherche über ein starkes Gefühl

Lesung und Gespräch

Julia Schröder (Moderation)



Für Aris Fioretos, schwedischer Schriftsteller und Übersetzer
griechisch-österreichischer Herkunft, ist Sehnsucht halb Verheißung,
halb Ver­zehrung. Blickt sie in ihrer einen Form zurück in die
Vergangenheit, feiert sie in ihrer anderen eine glückliche Zukunft.
Ist sie in dieser Doppelgesichtigkeit eine treibende, kreative Kraft
oder doch Ausdruck von Vergeblichkeit? In seinem in diesem Jahr mit
dem Leipziger Buchpreis für europäische Verständigung ausgezeichneten
Werk "Lob der Melancholie" schreibt László F. Földényi über die
Erfahrung der Sehnsucht in den Künsten als Ausdruck des Wunsches nach
Erlösung in einer entzauberten Welt, die zart und kraftvoll zugleich
ist. Über die Sehnsucht als Ausgangspunkt künstlerischen Schaffens
sprechen Földenyi und Fioretos, der u.a. auch aus seinem neuen Roman
"Nelly B.s Herz" lesen wird, gemeinsam mit der Literaturkritikerin
Julia Schröder.

Eintritt (Euro): 10,- / 8,- / 5,- (Einzelkarte) oder 30,- / 20,- /
15,- (Festivalkarte)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2020

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/6620: Braunschweig - Kristin Höller, "Schöner als Überall", 25.02.2020

Stadt Braunschweig

Autorin Kristin Höller liest aus ihrem Debütroman "Schöner als
Überall"



Braunschweig. Autorin Kristin Höller liest am Dienstag, 25. Februar,
um 19 Uhr aus ihrem Debütroman "Schöner als Überall" im
Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig, Leonhardstraße 29a.
Moderiert wird die Lesung von Susanne Maierhöfer.

Der Eintritt ist frei. Reservierungen sind unter der Telefonnummer
0531/70189317 möglich.

Im Roman geht es um Martin und Noah, die seit ihrer Jugend beste
Freunde und jetzt in München leben. In einer wilden durchzechten
Partynacht steigt Noah auf dem Königsplatz auf die riesige
Bronzestatue der Athene und stiehlt ihr den Speer. Nach den ersten
offiziellen Meldungen über diesen Vorfall in der Presse beschließen
die Freunde, den Speer schnellstmöglich loszuwerden. Sie mieten einen
Transporter und fahren zurück in ihren Heimatort.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.02.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8901: Und morgen, den 22. Februar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 22.02.2020 bis zum 23.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8901 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Es scheint Jean-Luc noch wärmlich

trotz Regen, Wolken, Wind,

zur selben Zeit erbärmlich

friert er doch wie ein Kind.
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FRAGEN/002: "Die EU-Staaten müssen sich ihrer menschenrechtlichen Verantwortung stellen" (idw)

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 19.02.2020

"Die EU-Staaten müssen sich ihrer menschenrechtlichen Verantwortung
stellen"

Prof. Anuscheh Farahat über Seenotrettung, sichere Orte und die Rolle der
EU



Wie ist die rechtliche Situation bei Seenotrettungen? Wie kann verhindert
werden, dass Gerettete an unsichere Orte gebracht werden? Und welche Rolle
hat die EU dabei? Mit diesen und mehr Fragen haben sich Prof. Dr. Anuscheh
Farahat, Professorin für Öffentliches Recht, Migrationsrecht und
Menschenrechte an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg
(FAU), und Prof. Dr. Nora Markard, Universität Münster, im Rahmen einer
Studie beschäftigt. Im Interview spricht Prof. Farahat über Seenotrettung,
sichere Orte und die Forderungen an die EU, die sich aus der Studie
ergeben.


Es gibt immer wieder Meldungen über Seenotrettungen - diese rettenden
Boote sind oft in privater Hand. Sollte das nicht eigentlich Aufgabe der
EU-Staaten sein?

Politisch und moralisch: Ja, das sollte die Aufgabe der Staaten sein.
Rechtlich ist die Sache schwieriger. Das Völkerrecht verpflichtet die
Staaten dazu, die nötige Infrastruktur bereitzustellen, damit Menschen in
Seenot gerettet werden können. Außerdem sind die Staaten angehalten,
private Schiffe unter ihrer Flagge zu verpflichten, in Not geratene
Menschen auf hoher See zu retten. Wenn staatliche Schiffe im Mittelmeer
unterwegs sind, müssen sie selbstverständlich ebenfalls retten. Das gilt
unabhängig davon, aus welchem Grund staatliche Schiffe sich dort
aufhalten, also auch bei reinen Militärmissionen. Allerdings sind die
Staaten völkerrechtlich nicht dazu verpflichtet, gewissermaßen vorsorglich
im Mittelmeer zu patrouillieren, um eventuell in Seenot geratende Personen
zu retten. Ob das geschieht, ist eine politische Entscheidung.

Das internationale Seerecht schreibt vor, dass Schiffen in Seenot Hilfe
geleistet werden muss und dass die Geretteten an einen sicheren Ort
gebracht werden. Was macht solche Orte der Sicherheit aus?

Ein sicherer Ort zeichnet sich dadurch aus, dass die menschlichen
Grundbedürfnisse, also Nahrung, Unterkunft und medizinische Versorgung,
gewährleistet sind. Wenn die Geretteten Flüchtlinge sind, muss zudem
berücksichtigt werden, ob ihnen in dem Ort, an den sie gebracht werden
sollen, möglicherweise Verfolgung, Tod oder Folter droht. Seerecht und
Menschenrechte wirken hier also zusammen. Dies ergibt sich aus den
Richtlinien der International Maritime Organization.

Wie sieht die Praxis aus?

Die Praxis sieht leider so aus, dass die Mitgliedstaaten der EU
systematisch versuchen, ihre Schutzverantwortung an Staaten in Nordafrika
abzuwälzen und damit ihre seerechtlichen und menschenrechtlichen
Verpflichtungen zu umgehen. Dies geschieht zum einen, indem die
Rettungsleitstellen der Mitgliedstaaten private Schiffe anweisen, die
Geretteten nach Libyen oder in andere nordafrikanische Staaten zu bringen.
Zum anderen versuchen die EU-Mitgliedstaaten, eine Rettung durch Schiffe
von Hilfsorganisationen zu verhindern, indem sie die Küstenwache
nordafrikanischer Länder anweisen, Menschen auf hoher See etwa nach Libyen
zurückzubringen und die privaten Helferinnen und Helfer anweisen, nicht
zur Rettung zu eilen.

Warum ist es so problematisch, gerettete Personen nach Nordafrika zu
bringen?

Flüchtlinge, die nach Libyen zurückgebracht werden, landen dort regelmäßig
in Lagern, wo sie unter unmenschlichen Bedingungen leben, die oft nicht
einmal das Minimum an medizinischer Versorgung und Lebensmittelversorgung
gewährleisten. In diesen Lagern sind sie Zwangsarbeit, Vergewaltigung,
Folter, Misshandlung und oft auch willkürlichen Tötungen ausgesetzt. Diese
skandalösen und unmenschlichen Bedingungen hat der UN-Hochkommissar für
Menschenrechte wiederholt kritisiert und auch die EU-Ratspräsidentschaft
hat das 2019 anerkannt. Die EU-Mitgliedstaaten wissen also genau, was sie
tun, wenn sie Menschen dorthin bringen.

Wie ist die Lage in anderen nordafrikanischen Staaten?

In anderen nordafrikanischen Staaten ist die Lage zwar nicht genauso
dramatisch wie in Libyen. Auch hier gibt es aber wiederholt Berichte von
Menschenrechtsorganisationen, wonach Flüchtlinge oftmals Folter,
Diskriminierung und willkürlicher Inhaftierung ausgesetzt sind. Für
besonders vulnerable Gruppen, wie zum Beispiel Homosexuelle, ist die
Situation dort oft besonders unerträglich, weil sie gewaltsamen Angriffen
ausgeliefert sind. Marokko und Tunesien haben zudem kein funktionierendes
Asylsystem und in einigen Staaten werden Flüchtlinge immer wieder illegal
in ihre Herkunftsstaaten zurückgeschoben. Auch diese Staaten sind also
längst nicht für alle geretteten Personen sicher. Zugleich ist es aber
nicht praktikabel auf einem privaten Schiff zu prüfen, für wen welches
Land sicher wäre.

Wie ist die Rechtslage, wenn Gerettete an unsichere Orte gebracht werden,
und wie kann das verhindert werden?

Wenn EU-Staaten private Schiffe anweisen, Gerettete an unsichere Orte zu
bringen, verletzen sie damit sowohl ihre menschenrechtlichen Pflichten als
auch ihre Pflichten nach dem Seevölkerrecht. Denn Staaten dürfen
Privatleute nicht anweisen, etwas zu tun, das völkerrechtswidrig wäre,
wenn sie es selbst tun würden. Sie dürfen sich dazu auch nicht anderer
Staaten bedienen oder diesen bei völkerrechtswidrigem Handeln helfen.
EU-Staaten selbst dürfen gerettete Personen in keinem Fall nach Nordafrika
bringen, ohne ihre Schutzbedürftigkeit zu prüfen. Diese Prüfung kann aber
eben nur in Europa in einem rechtsstaatlichen Verfahren erfolgen und nicht
auf hoher See.

In einer Studie beschäftigen Sie und Ihre Kollegin Nora Markard sich mit
genau diesen Themen: der Seenotrettung, sicheren Orten und dem Verhalten
der EU. Welche Forderungen an die EU ergeben sich aus den
Studienergebnissen?

Die EU-Mitgliedstaaten müssen umgehend damit aufhören, private
Seenotretterinnen und -retter anzuweisen, gerettete Personen in Staaten zu
bringen, in denen diese um ihr Leben fürchten und Angst vor Verfolgung und
Ausbeutung haben müssen. Zudem müssen die EU-Mitgliedstaaten es
unterlassen, mit Regimen zu kooperieren, die für diese unmenschlichen
Bedingungen verantwortlich sind, nur um ihre Schutzverantwortung
loszuwerden. Stattdessen müssen die EU-Staaten sich ihrer
menschenrechtlichen Verantwortung stellen, in Not geratenen Menschen
Schutz bieten und legale Zugangswege zum Schutz vor Verfolgung in der EU
schaffen.


Die Studie wurde von der Heinrich-Böll-Stiftung European Union
beauftragt.


Originalpublikation:

http://www.eu.boell.org/en/2020/02/18/places-safety-mediterranean-eus-policy-outsourcing-responsibility

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 19.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HÖRFUNK/508: Deutschlandfunk Kultur - "Omis Schatz" von Angela Gerrits, 23.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Omis Schatz

Von Angela Gerrits

Deutschlandfunk Kultur 2020

(Ursendung)

Kakadu - Kinderhörspiel

Sonntag, 23. Februar 2020, 8.05 - 9.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Nur widerwillig hat Omi eingesehen, dass sie nicht mehr länger allein
in dem großen Haus wohnen kann und besser in ein Altersheim umzieht.
Einige Möbel kann sie mitnehmen, andere werden an die Nachbarn
verschenkt. Omi kann Philipp überreden, die große Kamelia in ihrem
Garten auszugraben und in ihr neues Zuhause zu bringen. Zwischen den
Wurzeln entdecken Philipp und sein Freund Ben eine Metallkiste. Darin
finden sie jedoch zu ihrer Enttäuschung keinen Schatz, sondern Briefe.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. Februar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSE/516: Münster - Zeichnen wie ein Profi, 29.02.20

Stadt Münster

Zeichnen wie ein Profi für Kinder



Münster (SMS) Zeichnen wie ein Profi, diese Erfahrung können Sechs-
bis Zehnjährige bei einem Kursus im Stadtmuseum machen, bei dem sie
das Zeichnen von Gegenständen kennenlernen. Die jungen Museumsgäste
betrachten zusammen mit der Künstlerin Gintare Skroblyte spannende
Objekte in der Schausammlung und setzen ihre Eindrücke kreativ um. Der
Kursus findet am Samstag, 29. Februar, von 11 bis 13 Uhr statt.
Treffpunkt ist das Museumsfoyer (8 Euro inklusive Material), maximal
zehn Teilnehmende. 

Eine Anmeldung ist erforderlich unter Tel. 02 51/4

92-45 03 oder per Mail an museum-info@stadt-muenster.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.02.20

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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GEGENWIND/853: Buchbesprechung - Gilets Jaunes. Anatomie einer ungewöhnlichen Bewegung

Gegenwind Nr. 376, Januar 2020

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

BUCH

Gelbwesten-Proteste

Gilets Jaunes. Anatomie einer ungewöhnlichen Bewegung

von Klaus Peters



Proteste sind nicht selten, wie die letzten Monate gezeigt haben. Über
viele örtliche Kundgebungen und Demonstrationen sind wir nicht einmal
informiert. Verlauf und Erfolge von Protestaktionen können höchst
unterschiedlich sein. Erfolg oder Misserfolg entscheiden prinzipiell
über das Ende von Aktionen. Einige wenige Protestaktionen laufen über
einen längeren Zeitraum. Dazu gehören die Aktionen der Gilets Jaunes
in Frankreich, die seit über einem Jahr an jedem Sonnabend
stattfinden. In dem von Peter Wahl herausgegebenen Buch "Gilets
Jaunes. Anatomie einer ungewöhnlichen sozialen Bewegung" analysieren
der Herausgeber sowie sechs weitere französische und deutsche Autoren
die Gelbwesten-Akteure, ihre Motivation, die Strukturen der Bewegung
und die bisherige Entwicklung.

Ihren Ursprung nahm die Bewegung durch das Engagement eines
Fernfahrers, durch dessen Aufruf in den sozialen Medien und durch
Initiativen weiterer Aktivisten am 17. November 2018 insgesamt fast
300.000 Menschen auf die Straße gingen und dabei auch ca. 2000
Straßensperren einrichteten. Anlass der Proteste waren die von der
Regierung angekündigten zusätzlichen Treibstoffabgaben ab dem 1.
Januar 2019. Nachdem bereits 2018 ein Preisanstieg zu verzeichnen war,
richteten sich die Proteste zunächst hauptsächlich gegen die neue
Preiserhöhung. Sehr rasch kamen aber andere Forderungen hinzu: u.a.
die Wiedereinführung einer Vermögenssteuer, Erhöhung des Mindestlohns,
Erhöhung der kleinen Renten, Kürzung der Diäten für Abgeordnete, ein
Bürger-Referendum, und auch der Rücktritt des Präsidenten. Der
Widerstand gegen die Erhöhung der Treibstoffpreise war für viele
Menschen ein Symbol für die ungerechte Sozialpolitik und für den Kurs
des Präsidenten, der nach seinem Amtsantritt eine neue Phase
neoliberaler Politik eingeleitet hatte.

Die Autoren beschreiben die neuartige Struktur der Teilnehmer der
Proteste, die weitgehend autonom, frei von Parteien- oder
Gewerkschaftsdominanz agieren. Anfänglich auch von außen oktroyierte
Einflüsse von rechten Kräften konnten, wie gewalttätige
Auseinandersetzungen, keine Spaltung der Bewegung bewirken, linke
Positionen dominieren. Die Aktionen werden weitgehend dezentral
organisiert. Trotz eines vergleichsweise zurückhaltenden Vorgehens der
Teilnehmer erfolgen teils massive Polizeieinsätze, die bei einigen
Teilnehmern zu schweren Verletzungen führten. Zudem kam es zu
zahlreichen Verhaftungen.

Die beabsichtigte Erhöhung der Treibstoffabgaben ist zurückgenommen
worden. Der französische Präsident hatte einen Dialog mit den Bürgern
über Regionalkonferenzen begonnen. Wie es weiter geht, muss aber
abgewartet werden. Die Teilnehmerzahlen sind zwar, abgesehen vom
1. Mai und dem Jahrestag dem am 17. November 2019, deutlich
zurückgegangen, doch es steht immer noch ein Großteil der Bürger
hinter der Bewegung. In einigen Ländern, auch in Deutschland, hier
beispielsweise durch die Bewegung "Aufstehen", gab es
Solidaritätsaktionen. Das Buch enthält einen Anhang mit Dokumenten,
darunter Berichte über Versammlungen, einen Solidaritätsaufruf
französischer Künstler und auch einen nach anfänglicher Zurückhaltung
unterstützenden Beschluss des Parteivorstands der Partei Die Linke.


Peter Wahl (Hrsg.): Gilets Jaunes. Anatomie einer
ungewöhnlichen Bewegung, PapyRossa-Verlag, Köln 2019, 135 Seiten,
12,90 Euro

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 376, Januar 2020, Seite 55

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info

 

Der "Gegenwind" erscheint zwölfmal jährlich.

Einzelheft: 3,00 Euro, Jahres-Abo: 33,00 Euro,

Solidaritätsabonnement: 46,20 Euro, ermäßigtes Abo: 23,10 Euro,

Probeabo (3 Hefte) 5,00 Euro.
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GLEICHHEIT/7023: Alstom und Bombardier - Konzentrationsprozess in der Bahnindustrie

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Alstom und Bombardier: Konzentrationsprozess in der Bahnindustrie

Von Gustav Kemper

21. Februar 2020



Am Montag verkündete der kanadische Konzern Bombardier den beabsichtigten
Verkauf seiner Bahntechniksparte an den französischen Bahntechnikkonzern
Alstom. Vorbehaltlich einer Genehmigung durch die europäische
Kartellbehörde soll die Übernahme im ersten Halbjahr 2021 abgeschlossen
werden.

Das daraus hervorgehende Unternehmen wird mit einem geschätzten Umsatz von
15,3 Mrd. Euro die zweite Stelle im Weltmarkt behaupten, hinter dem
chinesischen Hersteller CRRC (30,3 Mrd. Euro) und gefolgt von Siemens
Mobility (8,9 Mrd. Euro), dem US-Konzern Wabtech/GE (7,45 Mrd. Euro) sowie
den kleineren Konzernen Hitachi Rail, Stadler und anderen. Das gemeinsame
Auftragsvolumen von Alstom/Bombardier betrug im Jahr 2019 etwa 20,8 Mrd.
Euro, was etwa einem Fünftel des geschätzten Volumens des Weltmarktes
entspricht.

Damit würde das Unternehmen nach Analysten die "kritische Masse", d.h. die
Eigendynamik erreichen, die es befähige, sich im Weltmarkt zu behaupten und
weiter zu wachsen. Wegen der steigenden staatlichen Investitionen in den
Schienenverkehr zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes wird mit einer starken
Nachfrage nach Bahntechnik gerechnet.

Die Übernahme ist beispielhaft für die Welle von Fusionen und
Betriebsübernahmen, die seit Jahren in allen Branchen stattfinden und von
den Akteuren als "Merger-Endgame" [1] um die Herrschaft auf dem Weltmarkt
geführt werden.

Maßgeblich vorangetrieben wurden die Verhandlungen von Michael J. Sabia,
dem CEO des kanadischen Pensionsfonds Caisse de dépôt et placement du
Québec (CDPQ). Der Pensionsfonds, der etwa 230 Mrd. Euro verwaltet, hält
32,5 % der Aktien von Bombardier Transportation. Alstom wird Bombardier
Transportation zum Preis von etwa 6,2 Mrd. Euro übernehmen, wobei ein
Großteil der Transaktion durch den Tausch von Bombardier- in Alstrom-Aktien
abgewickelt wird, so dass die Pensionskasse mit 18% der Aktien zum größten
Aktionär des Unternehmens wird, während der derzeitige Hauptaktionär, die
französische Baugesellschaft Bouygues SA, ihren Anteil von 14,6 auf 10%
reduziert.

Bombardier will sich durch den Verkauf der Bahnsparte von Schulden
befreien, die sich im Unternehmenszweig Bombardier Aerospace durch
finanzielle Fehlkalkulation bei der Entwicklung eines
Mittelstreckenflugzeugs in Milliardenhöhe angesammelt hatten. Schon vor
zwei Jahren war die Hälfte dieser Abteilung an Airbus verkauft worden, und
vor zehn Tagen gingen weitere 25 Prozent an Airbus, während CDPQ die
restlichen 25% hält. Damit beschränkt Bombardier seine Aktivitäten auf die
Herstellung von Geschäftsflugzeugen.

In den vergangenen Jahren hat der Konzentrationsprozess [2] im Eisenbahnbau
weltweit an Fahrt gewonnen. Nach gescheiterten Fusionsgesprächen zwischen
Siemens und Bombardier zu Beginn des Jahres 2017 erklärten die
Aufsichtsräte von Siemens und Alstom ihre Absicht, die Zugsparten beider
Konzerne zusammenzulegen. Das Fusionsvorhaben scheiterte am Einspruch der
europäischen Kartellbehörden, die in dem Zusammenschluss eine
Beeinträchtigung des Wettbewerbs erkannten.

Sowohl die französische als auch die deutsche Regierung kritisierten diese
Entscheidung heftig, da sie mit der Fusion einen "europäischen Champion"
gründen wollten, der auf dem Weltmarkt eine führende Stellung gegen den
chinesischen Konzern CRRC behaupten sollte. Frankreich hatte über seinen
Wirtschafts- und Finanzminister Bruno Le Maire die Ablehnung des Projekts
als "politischen Fehler" bezeichnet. Auch Wirtschaftsminister Peter
Altmeier protestierte gegen das Fusionsverbot und verlangte eine Anpassung
des europäischen Wettbewerbsrechts.

Am Dienstag dieser Woche traf sich Bruno Le Maire mit der
EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager, um für den neuen
Zusammenschluss zu werben. Die Position der EU-Kommission und der meisten
EU-Staaten mit Blick auf das Wettbewerbsrecht habe sich "seither
weiterentwickelt", sagte Le Maire nach diesem Gespräch.

Auch Alstom-Chef Henri Poupart-Lafarge erklärte der Presse, er sei
"zuversichtlich", die Übernahme durchzusetzen. "Bombardier Transportation
wird Alstom geografische und industrielle Komplementarität in wachsenden
Märkten sowie zusätzliche Technologieplattformen bieten", erklärte er.
Beide Unternehmen hätten bereits untersucht, welchen Unternehmensteil sie
aufzugeben bereit seien, um den Brüsseler Anforderungen zu genügen.

Poupart-Lafarge eröffnete den Aktionären die Aussicht auf einen
"zweistelligen Anstieg des Gewinns pro Aktie" infolge "gesteigerter
Effizienz und des gestärkten operativen Profils". Ab dem vierten Jahr nach
der Übernahme seien "Kostensynergien in Höhe von 400 Millionen Euro pro
Jahr" zu erwarten.

Auf eine ähnliche Größenordnung wurde die mögliche Kostenreduzierung schon
bei einer Fusion von Siemens Mobility und Alstrom geschätzt. Diese
Einsparungen sind nur durch die Schließung von Produktionsstätten und einen
damit einhergehendem Stellenabbau zu erreichen.

Alstom verfügt über 105 Standorte in 60 Ländern, und Bombardier bringt
zusätzliche 63 Werke in 27 Ländern in das gemeinsame Unternehmen ein.
Während Bombardier mit weltweit 40.600 Beschäftigten schwerpunktmäßig in
Nordamerika, China und Europa vertreten ist, hat Alstom mit 36.300
Arbeitern seine Aktivitäten stärker in Südeuropa, Indien und Australien
konzentriert.

Was ein "gestärktes operatives Profil" bedeutet, wissen die Gewerkschaften
beider Unternehmen sehr gut.

"Sie sagen, es wird alles gut werden", zitiert die französische Zeitung
Ouest-France den regionalen Vorstand der CGT Métallurgie in der Region
Hauts-de-France, Ludovic Bouvier. "Aber wer kann schon glauben, dass das
Management von Bombardier und Alstom große Philanthropen sind, dass sie
anders handeln werden als andere multinationale Unternehmen, die die
gleichen Geschäfte betrieben haben, wie Renault und Nissan, wo wir die
Belegschaft schmelzen sahen wie Schnee in der Sonne?" Vor allem für die
beiden benachbarten Standorte von Bombardier in Crespin mit 2000 Arbeitern
und 500 Ingenieuren sowie Alstom in Petite-Forêt bei Valenciennes mit 1400
Arbeitern sei er sehr besorgt.

"Bei dieser Art von Betrieb macht eins plus eins niemals zwei für die
Mitarbeiter", ergänzte Vincent Jozwiak von der Force ouvrière (FO) in
Petite-Forêt.

Auch bei den Betrieben in Deutschland herrscht Angst um die Arbeitsplätze.
Seit Jahren werden bei den größten Bombardier-Betrieben in Hennigsdorf bei
Berlin, Görlitz und Bautzen Stellen abgebaut, bzw. Stammarbeiter durch
Leiharbeiter ersetzt, Arbeitsprozesse in Niedriglohnländer nach Polen oder
in die Tschechische Republik verlagert. Es sind kaum drei Jahre her, als
die Bombardier-Arbeiter in Hennigsdorf ihrem Ärger Luft [3] machten, weil
die IG Metall dem Abbau von 2200 Arbeitsplätzen an den deutschen Standorten
zugestimmt hatte.

"Bombardier hat mehr Kapazitäten in Ostdeutschland, wo die Löhne weit
niedriger sind", sagte der Betriebsratschef des größten Alstomwerks in
Salzgitter, Thomas Ueckert, der Sächsischen Zeitung und warnte vor
einem möglichem Ende der Fertigung in dem niedersächsischen Standort nach
den ersten vier Jahren.

Doch die Gewerkschaften haben nicht das geringste Interesse, die
Arbeitsplätze zu verteidigen. Wenn überhaupt, geht es ihnen nur um den
Erhalt ihrer eigenen Pfründe. Sie sehen sich wie das Management und die
Aktionäre dem Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit und der Profite verpflichtet
und spielen die Standorte gegeneinander aus, um den Arbeitsplatzabbau
möglich zu machen..

Kundgebung gegen Stellenabbau bei Bombardier in Goz, 4. März 2017
In Görlitz oder Bautzen hofft Jan Otto, der Erste Bevollmächtigte der IG
Metall in Ostsachsen, auf Zugewinne durch den Zusammenschluss. In den
vergangenen Jahren hatte die IG Metall in Görlitz einem stückweisen
Stellenabbau von 2500 auf heute 1250 Arbeitsplätze zugestimmt. Dabei
versprach die deutsche Bombardier-Konzernleitung eine Summe von 8 Millionen
Euro in den Betrieb zu investieren. Davon floss bisher aber nur eine
Million.

Otto erklärt zwar, Solidarität sei eine große Aufgabe und nötig, betont
aber auch, dass der Waggonbau in Görlitz "mehr gegeben habe als andere in
den vergangenen Jahren". Diese Bemerkung zielt in die Richtung, dass jetzt
wohl erst mal andere Standorte Kürzungen zu verkraften hätten.

Anstatt einen gemeinsamen Kampf für die prinzipielle Verteidigung aller
Arbeitsplätze aufzunehmen, der alle Standorte in allen Ländern einbezieht,
spielt die Gewerkschaft die einzelnen oder regional begrenzten Betriebe
gegeneinander aus. Die Verteidigung der Arbeitsplätze erfordert einen
bewussten Bruch mit der nationalistischen Politik der Gewerkschaften, die
sich im Namen der "Wettbewerbsfähigkeit" mit "ihrem Betrieb" identifizieren
und die regionalen und nationalen Standorte gegeneinander ausspielen.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/09/27/siem-s27.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2017/10/05/siem-o05.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2017/07/06/bomb-j06.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1943: Das SB wurde nicht aufgelöst

graswurzelrevolution Nr. 445, Januar 2020

LESERBRIEF

Das SB wurde nicht aufgelöst

Betr.: 50 Jahre Sozialistisches Büro, Artikel von Peter Nowak,

in: GWR 444, Dezember 2019, S. 22 (*)

von Torsten Bewernitz



Liebe GWR-Redaktion,

schön, dass das Sozialistische Büro (SB) und der "express" mal Dank
Peter Nowak eine ausführliche Erwähnung in der Graswurzelrevolution
finden! Allerdings muss ich ein paar kleine Verbesserungen machen:
Erstens hat sich das Sozialistische Büro keineswegs in den 1990er
Jahren aufgelöst, es existiert nach wie vor. Wir ärgern uns schon
länger mit Wikipedia-EditorInnen rum, die diese Existenz auch nicht
einsehen wollen. Da die verbliebenen Aktiven aber regelmäßig im
express-Büro zusammenkommen, um ein Projekt zur Geschichte des SB zu
erarbeiten, bin ich mir da ziemlich sicher... erstes Ergebnis dieser
Bemühungen war übrigens eine kleine Tagung in Frankfurt am Main in
diesem September, die auf dem youtube.-Kanal des express dokumentiert
ist:

https://www.youtube.com/channel/UC2PCFzPvunYZTt3qhKwgxWw

Zweitens wurde der express nicht vom SB gegründet - es gibt ihn,
gegründet von damaligen Gewerkschaftslinken, bereits seit 1962 unter
dem ursprünglichen Namen "express international". Der Zusatz
"international" verweist auf die ursprüngliche Motivation, nämlich
einer deutschsprachigen Leserschaft die damals unterbelichteten
internationalen Gewerkschaftsdebatten zugänglich zu machen.

Die gewerkschaftliche Zeitung des SB war die "Sozialistische
Betriebskorrespondenz", 1972 fusionierten die beiden Zeitungen mit
dem genannten neuen Untertitel. Ich möchte die Gelegenheit auch
nutzen, um darauf aufmerksam zu machen, dass man den express und seine
Artikel nicht nur bei labournet.de findet, sondern auch auf unserer
eigenen Homepage: express-afp.de. Dort entsteht aktuell übrigens auch
ein umfassendes digitales Archiv mit den Publikationen des
Sozialistischen Büros. Solidarische Grüße,

Torsten Bewernitz, Redaktion express


(*) Anmerkung der Schattenblick-Redaktion:

Der Beitrag ist im Schattenblick zu finden unter:

www.schattenblick.de / Infopool &rarr Medien &rarr Alternativ-Presse:

GRASWURZELREVOLUTION/1934: 50 Jahre Sozialistisches Büro

 * 

Quelle:

Graswurzelrevolution, 49. Jahrgang, Nr. 445, Januar 2020, S. 24

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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VORWÄRTS/1562: Als die Hochöfen noch rauchten

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 05/06 vom 14. Februar 2020

Als die Hochöfen noch rauchten

von Florian Sieber



Mit der Schliessung des Produktionsstandortes in Winterthur endet
die mehr als zweihundertjährige Geschichte des Konzerns Rieter als
produzierendes Unternehmen in der Eulachstadt. Deindustrialisierung
und Stellenabbau hat das Gesicht der zweitgrössten Zürcher Stadt
nachhaltig verändert. Aber Winterthur ist alles andere als ein
Einzelfall.


Es war der Krieg, der für eine erste industrielle Blüte zwischen
den Flüssen Eulach und Töss führte. Im Jahr 1812 befand sich der
Grossteil Europas in den napoleonischen Koalitionskriegen. Um das
Vereinigte Königreich aus dem Feld zu schlagen, plante der
französische Kaiser eine Seeblockade der britischen Inseln. Diese
Kontinentalsperre erschwerte aber auch den Zugang zu Produkten aus den
frühindustriellen Zentren Englands. Vor allem betroffen davon:
Textilprodukte. So fanden sich denn auch dankbare Abnehmer*innen für
Schweizer Textilien auf den festlandeuropäischen Märkten.

Das ehemalige Winterthurer Kaufmannshaus Rieter begann diese Nachfrage
mit einer eigenen Spinnerei direkt vor den Toren der Stadt am heute
mehrheitlich überbauten Wildbach zu bedienen. Angetrieben wurden die
Maschinen damals mit Wasserkraft. Nur ein paar Jahre später musste die
Familie aber wegen der Niederlage Napoleons (und dem damit
einhergehenden Ende der Kontinentalsperre) die Spinnerei wieder
schliessen. Nach dem Sturz des Kaisers ergoss sich eine Flut billigen
englischen Garns über den Kontinent. Die Geschichte der Industrie in
Winterthur hätte damit wieder ein frühes Ende nehmen können. Doch die
Nachfrage nach günstigen industriell gefertigten Textilprodukten wuchs
auf den europäischen Absatzmärkten weiter.


Industrie statt Handel

Die Familie Rieter setzte auch nachher auf eigene Produktion. Erst
beteiligte sie sich an verschiedenen Spinnereien in der Ostschweiz,
bis 1827 in Niedertöss wieder eine eigene Textilfabrik eröffnet wurde.
Die Entwicklung der Familie Rieter von der Kaufmannsdynastie bis hin
zur industriellen Bourgeoisie war programmatisch für das damalige
Bürgertum. Selbst der Umstand, dass der Clan erst auf Textilproduktion
setzte, taugt zum Klischee: Spinnereien, Webereien und Stickereien
dominierten diesen ersten Schub industrieller Revolution.
Technologische Innovationen wie der mechanische Webstuhl oder die
Spinning Jenny (eine englische Spinnmaschine) hatten diese Entwicklung
ermöglicht und mit ihnen stieg auch die Nachfrage nach
Industriemaschinen. Diese Nachfrage nach Maschinen kam nicht nur aus
den Fabriken, sondern vor allem auch aus dem Bereich der Heimarbeit,
in der 1850 noch drei Viertel der 200.000 schweizerischen
Industriearbeiter*innen beschäftigt waren. Und auch neue Erfindungen,
wie die ersten profitablen Dampfmaschinen gaben Impulse.

Es dauerte dann auch nicht lange, bis sich die ersten Unternehmen
daran machten, diese Nachfrage im Inland zu decken. Mit der
aufkommenden Maschinenindustrie wuchs zugleich die Nachfrage nach
Stahl aber auch nach Infrastruktur. Der Transport schwerer Maschinen
und allgemein der immer zahlreicher in industriellen Zentren
produzierten Güter machte die Eisenbahn zu einer immer grösser
werdenden ökonomischen Notwendigkeit für die Kapitalisten der
Frühindustrialisierung.


Ein anderes Gesicht

Die Städte dieser Welt wurden durch diese industriellen Prozesse
grundlegend und nachhaltig verändert. Während in den urbanen Zentren
die Mechanisierung einen hohen Bedarf an menschlicher Arbeitskraft
produzierte, konnten durch Landmaschinen immer mehr Menschen durch
immer weniger Landwirt*innen ernährt werden. Gerade unter der
kleinbäuerlichen Bevölkerung kam es zu massenhafter Deklassierung.
Diese Menschen, die ihr bisschen Land (ob sie es nun gepachtet oder
besessen hatten) verloren, zog es in die Städte. Dort bildeten sie den
Kern einer neuen sozialen Klasse, die den Lauf des Klassenkampfs und
damit der Geschichte verändern sollte: Aus Bäuer*innen wurden
Prolet*innen. Die Städte wuchsen, Industriequartiere schossen aus dem
Boden, ebenso wie Arbeiter*innensiedlungen. Mittelalterliche
Stadtmauern wurden eingerissen, um Platz für neue Stadtquartiere zu
schaffen. Und die neuen Stadtteile wurden oft nach den Bedürfnissen
der Industrie errichtet. In Winterthur entstanden riesige
Werksgelände, wie das Sulzer-Areal, in denen Züge, Schiffe,
Stahlteile, Maschinen und vieles mehr hergestellt wurden. Im Stadtteil
Töss wurde Wohnraum für die Zehntausenden Arbeiter*innen geschaffen.
Wie in englischen Vorstädten verlaufen hier heute noch linienförmig
bescheidene Arbeiterhäuschen mit - ein Luxus damals - eigenen
Gärtchen. Doch die Industrie, die einst das Gesicht von Städten wie
Winterthur, Le Locle oder Arbon prägte, ist mehrheitlich Geschichte.


Das Ende vom Maschinenlärm

Als Marxist*innen geht es uns nicht darum, nostalgisch das Ende der
Schwerindustrie in den Schweizer Städten zu betrauern oder gar einen
Standortwettkampf um Arbeitsplätze mit unseren Genossi*nnen aus der
internationalen Arbeiter*innenklasse zu inszenieren (wobei wir aber in
den konkreten Kämpfen selbstverständlich gegen die mit
Deindustrialisierung einhergehenden Massenentlassungen kämpfen
müssen). Viel wichtiger ist es, zu verstehen, welchen Ursprung die
Deindustrialisierung in der Schweiz hat und wie sie sich auswirken
wird. Kurz: Wie sie zustande kam und wie sie die objektiven
Bedingungen des Klassenkampfs beeinflusst. Denn zufällig und isoliert
sind die Entwicklungen nicht, die dieser Deindustrialisierungswelle
den Weg ebneten. Sie fanden ihren Ausdruck ebenso in den
Minenarbeiterstreiks gegen die Regierung der britischen
Premierministerin Thatcher wie im Niedergang der alten Automobilstadt
Detroit, die einst boomte und 2013 Insolvenz anmelden musste.

Ein Faktor in dieser Entwicklung ist die Globalisierung. Schon Marx
und später noch detailreicher Rosa Luxemburg beschrieben unter dem
Begriff Akkumulation wie die Jagd nach Investitionsfeldern oder neuen
Märkten die Kapitalist*innenklasse um den Erdball jagte, stets auf der
Suche nach neuen Profitgelegenheiten. Im 19. Jahrhundert, Hochphase
des Imperialismus, führte diese Jagd nach Kapital zur kolonialen
Aufteilung eines Grossteils der Erde. Die Logik war klar:
Nichtkapitalistische Bereiche sollten kapitalisiert werden. Getrieben
wurden sie dabei von ihrer eigenen kapitalistischen Konkurrenz. Nur
wer wuchs, billiger und mehr als die Konkurrenz produzierte, hatte
eine Chance, auf den Märkten zu überleben - konkurrenzfähig zu sein.


Und täglich droht die Konkurrenz

Die Industrialisierung in Ländern Afrikas, Südamerikas und Asiens
schuf Kapitalist*innen die Möglichkeit, das eigene Proletariat in
Länder auszulagern, wo noch keine gewerkschaftlichen
Organisationsrechte und würdige Löhne erkämpft worden sind. Wer dort
produzierte, konnte es sich eher leisten, Arbeitsschutzbestimmungen zu
ignorieren und skandalöse Löhne zu zahlen. Selbst Verbote von
Kinderarbeit konnte das Kapital so umgehen. Und hier schlägt eben die
zynische Profitlogik der gegenwärtigen Produktionsweise durch - wer
der Marktlogik als Kapitalist*in nicht folgt, riskiert im
Konkurrenzkampf unterzugehen.

Die Krise hat diese Prozesse nur noch verstärkt. Konfrontiert mit der
Realität, mit anderen Kapitalist*innen um kleiner werdende Kaufkraft
zu konkurrieren, (die überhaupt erst wegen Lohnsenkungen kleiner wird,
die eingeführt wurden, um konkurrenzfähiger zu sein) werden vom
internationalen Kapital stückweise auch Fetische, wie die Haltung,
dass «Made in Switzerland» für höherwertige Produkte stehe,
aufgegeben. Dass dieses Label nicht mehr so viel wert sei, damit
erklärte denn auch Rieter das Ende der Produktionsstätte in
Winterthur. Ganze Städte und die Menschen, die in ihnen wohnen,
Arbeitslosigkeit, Armut, Elend zählen nicht viel bei solchen
Überlegungen. Dividenden und Jahresabschlussrechnungen schon.

 * 
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DOKUMENTATION/1723: ZDFzeit "Der große Warentest" - Richtig gut schlafen, 25.02.2020 (ZDF)

ZDFzeit: Der große Warentest

Richtig gut schlafen

Dienstag, 25. Februar 2020, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Sendetermin und Stab

– Der große Warentest: Richtig gut schlafen 

– Infos zur "ZDFzeit"



Dienstag, 25. Februar 2020, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Der große Warentest
Richtig gut schlafen
Durch die Sendung führt Marcus Niehaves
Film von Fabian Sabo

Produktion: Filmfee
Redaktion: Philipp Müller
Leitung der Sendung: Ursula Schmidt
Länge: ca. 43 Minuten

 * 

Der große Warentest: Richtig gut schlafen

Welche Produkte sind mangelhaft, welche sehr gut? Von Matratzen über Bettdecken bis zu rezeptfreien Schlafmitteln – Marcus Niehaves und die Stiftung Warentest führen durch den Waren-Dschungel.

"ZDFzeit" setzt die Reihe "Der große Warentest" fort. In dieser Folge dreht sich alles um einen erholsamen und guten Schlaf, denn der ist lebenswichtig. Die Stiftung Warentest gewährt detaillierte Einblicke in ihre Test-Labore, dazu gibt es viele praktische Tipps.

Wenn die Stiftung Warentest Bettdecken und Matratzen untersucht, dann überlässt sie nichts dem Zufall. Welche Kriterien sind für Verbraucher relevant, und wie kann man sie objektiv überprüfen? Bei Matratzen und Bettdecken geht es um Materialeigenschaften wie Dichte und Langlebigkeit. Getestet wird aber auch, wie die Produkte etwa mit Körperwärme und Schweiß umgehen. Am Ende küren die Testprofis Deutschlands beste Matratze und warnen vor den Bettdecken, die schon nach einmaligem Waschen nicht mehr warmhalten.

In dem Zusammenhang nimmt die Doku einen Trend unter die Lupe: Zuletzt wurde immer wieder für besonders schwere Bettdecken geworben. Sie sollen ruhigeren Schlaf bewirken. In einem Experiment findet "ZDFzeit" heraus, für wen diese bis zu zwölf Kilogramm schweren Decken geeignet sind – und für wen nicht.

Vorsicht vor Hausstaubmilben! Sie – oder besser gesagt, ihre Rückstände – können schwere Allergien auslösen. Doch wie lassen die sich aus Matratzen entfernen? Und wann lohnt sich die Reinigung einfach nicht mehr?

Wer dauerhaft nicht gut schlafen kann, greift in seiner Verzweiflung oft zu einem der vielen frei verkäuflichen Mitteln aus Drogerien und Apotheken. Die Stiftung Warentest hat sich den Markt der Schlafmittel einmal genauer angesehen. Einige Angebote stuft sie als geeignet ein. Doch die meisten schneiden schlecht ab. Wozu es führen kann, wenn man sich ganz auf Medikamente verlässt, zeigt der Fall einer Wienerin. Sie spricht offen vor der Kamera über ihre Erlebnisse mit immer stärkeren Schlafmitteln. In ihrem Fall führten die zu einer Abhängigkeit, von der sie nur durch eine langwierige Therapie geheilt werden konnte.

"Der große Warentest" – eine Dokumentation mit wissenschaftlich fundierten Ergebnissen und spannenden Experimenten. Durch die Sendung führt "WISO"-Moderator Marcus Niehaves.

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind dienstags um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und zeitgeschichtlichen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert – zum Beispiel an den Dienstagen, 11. und 18. Februar 2020, jeweils um 20.15 Uhr, mit zwei neuen Folgen der "ZDFzeit"-Reihe "Die Tricks der Lebensmittelindustrie".

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:
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DOKUMENTATION/1722: ZDF - Themen der nächsten Sendungen von "planet e.", 23.02.-15.03.2020 (ZDF)

planet e.

Artenschutz extrem – Erhalt um jeden Preis?

Sonntag, 23. Februar 2020, 16.30 Uhr

Inhalt:

– planet e.: Die nächsten Sendungen / Sendetermine und Stab

– planet e.: Artenschutz extrem – Erhalt um jeden Preis?

– planet e.: Die Insektenfresser

– planet e.: Verändert grünes Geld die Welt?

– Infos zu "planet e."



Sonntag, 23. Februar 2020, 14.40 Uhr, ZDF
planet e.: Artenschutz extrem– Erhalt um jeden Preis?
Film von Marilena Schulte und Franca Leyendecker

Produktion: docuvista
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 30 Minuten

Sonntag, 1. März 2020, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Die Insektenretter
Film von Andreas Ewels

Produktion: ZDF
Redaktion: Volker Angres
Länge: ca. 30 Minuten

Sonntag, 15. März 2020, 16.30 Uhr, ZDF
planet e.: Verändert grünes Geld die Welt?
Film von Dennis Berger und Frank Bethmann

Produktion: docuvista
Redaktion: Martin Ordolff
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

planet e.: Artenschutz extrem – Erhalt um jeden Preis?

Weltweit sind eine Million Tier- und Pflanzenarten vom Aussterben bedroht. Im Kampf um die Artenvielfalt entwickeln Naturschützer immer ausgefallenere Methoden. Mit Erfolg?

Ein Taxi für Aale oder Nashorn-Nachwuchs aus der Petrischale – was seltsam klingt, könnte die letzte Rettung für akut gefährdete Arten sein. Doch wie stark dürfen Artenschutzprojekte in natürliche Abläufe eingreifen? Und wie nachhaltig sind solche Methoden?

Ein kahler Schopf, ein krummer Schnabel, schwarzes Gefieder, das aussieht, als wäre es in Öl getränkt: Der Waldrapp bietet nicht nur einen ungewöhnlichen Anblick, er ist auch einer der seltensten Vögel der Welt. Einst war der Ibisvogel in Mitteleuropa weit verbreitet – bis er im 17. Jahrhundert so stark gejagt wurde, dass er verschwand. Er ist damit eine von vielen Tierarten, die durch den Einfluss des Menschen ausgerottet wurden. Doch jetzt gibt es wieder Hoffnung: In Zoos ausgebrütete Waldrappe sollen ausgewildert werden.

Die Herausforderung: Waldrappe sind Zugvögel und lernen normalerweise von ihren Eltern, wie sie in ihr Wintergebiet kommen. Diese Aufgabe müssen nun menschliche Ziehmütter übernehmen. In Ultraleichtflugzeugen wollen sie die jungen Waldrappe über die Alpen nach Italien führen. Wird bei der knapp zweiwöchigen Migration alles gut gehen?

Für Ziehmutter Anne-Gabriela Schmalstieg ist ihr Einsatz selbstverständlich. "Wir Menschen sind schuld daran, dass der Waldrapp fast ausgestorben wäre, darum liegt es in unserer Verantwortung, ihn zu retten", erklärt die 30-Jährige. Doch wie groß kann der Nutzen einer Schutzmaßnahme sein, die sich auf eine einzelne Art konzentriert, wenn weltweit über eine Million Arten gefährdet sind?

Katrin Böhning-Gaese ist Direktorin des Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrums und beschäftigt sich seit vielen Jahren mit dem Einfluss der Artenvielfalt auf Ökosysteme. "Die Bedeutung der Biodiversität für uns Menschen wurde viel zu lange unterschätzt", stellt die Forscherin fest, "dabei ist sie nichts Geringeres als unsere Lebensgrundlage." Angesichts der dramatischen Lage braucht es laut Katrin Böhning-Gaese so viele Maßnahmen wie möglich – solange die Nachhaltigkeit der Projekte gegeben ist.

Für den Europäischen Aal gibt es bislang nur eine Übergangslösung: Das sogenannte Aal-Taxi sorgt dafür, dass diese Fische in Saar und Mosel nicht aussterben. Weil der Wanderweg der Aale durch Wasserkraftwerke versperrt ist, werden die Tiere eingefangen und per Lkw zum Rhein transportiert. "Wir hoffen, dass man in Zukunft die Kraftwerke so baut, dass die Aale wieder selbstständig wandern können. Aber im Moment ist das Aal-Taxi die einzige Möglichkeit, um diese Art, die seit 90 Millionen Jahren auf der Erde lebt, vor dem Aussterben zu retten", sagt Biologe Sebastian Hoffmann, der für den Fischereiverband Saar seit vier Jahren Aale vor dem Tod durch Turbinen bewahrt.

Wie weit darf man bei der Rettung von Arten gehen? Mit dieser Frage sieht sich Thomas Hildebrandt vom Leibniz-Institut für Zoo- und Wildtierforschung regelmäßig konfrontiert. Zusammen mit seinem Team will er das Überleben des Nördlichen Breitmaulnashorns sichern. Da von dieser Art nur noch zwei Weibchen existieren, kann das nur mithilfe künstlicher Befruchtung und Stammzellenforschung gelingen. Werden die Wissenschaftler bei ihrem Vorhaben erfolgreich sein? Und was bedeutet es für den Naturschutz, wenn man in Zukunft Arten im Labor nachzüchten kann?

 * 

planet e.: Die Insektenfresser

Insektensterben ist ein Dauerthema. Doch weder über die genauen Zahlen, die Ursachen, noch über Lösungen herrscht Einigkeit. Die Wissenschaft sucht fieberhaft nach belastbaren Ergebnissen.

Im Fokus der Ursachenforschung stehen besonders die Chemiekonzerne und die Landwirtschaft. Zu Recht? "planet e." bekommt exklusive Einblicke in die Labore der Pestizidhersteller und spricht mit landwirtschaftlichen Rebellen.

Zentraler Bezugspunkt vieler Debatten über Insektensterben ist die sogenannte "Krefelder Studie". Sie stellte 2017 als erste Langzeitstudie für die vergangenen fast 30 Jahren einen Rückgang der Fluginsekten-Biomasse um 75 Prozent in einigen Gebieten fest. Doch was lässt sich aus der Studie als Trend ableiten? Längst ist eine Debatte um die Deutungshoheit entbrannt. Wie schlecht geht es den Insekten wirklich? Stehen wir kurz vor einer Auslöschung aller Insekten, oder ist die Katastrophe noch abzuwenden?

Professor Nico Eisenhaue sucht in einem versteckten Forschungslabor in Sachsen nach Antworten. Große und kleine Käfer mit Mikrochips auf dem Rücken krabbeln hier für die Wissenschaft. Das iDiv Ecotron ist eine gemeinsame Forschungsplattform des Deutschen Zentrums für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv) Halle-Jena-Leipzig und des Helmholtz Zentrums für Umweltforschung (UFZ). Die Innenanlage beherbergt 24 identische Einheiten, sogenannte EcoUnits. Sie sehen aus wie gläserne Vitrinen und beinhalten verschiedene Ökosysteme. Nicht nur optisch erinnert alles an ein Szenario aus Science-Fiction-Filmen.

Auch die Chemiekonzerne sehen sich in der Pflicht. Nennen sich selbst auch "Insektenretter". In den vergangenen Jahre standen sie beim Thema Insektensterben allerdings in einem sehr ungünstigen Licht. Schließlich sollen ihre Pestizide gezielt Insekten töten. Ob dabei auch immer die richtigen getroffen werden, daran hegen viele Zweifel. Aber: Der Forschungsaufwand von Unternehmen wie Bayer und BASF ist enorm. Häufig steht dabei die Hummel im Vordergrund. An ihr werden die Pestizide getestet.

Ebenfalls im Fokus steht die Landwirtschaft. Es wird viel für den Insektenschutz getan, aber oft ist dies noch nicht genug. Radikale Landwirte gibt es wenig, da es in der Landwirtschaft meist um möglichst hohe Erträge geht. Nicht so bei Thomas Fischer. Der Biobauer kauft kleine Flächen inmitten riesiger Äcker und verwandelt sie in Wildnis. Damit kämpft er gegen das Artensterben. Von anderen Landwirten kritisch beäugt, wird er fast zu einer Art Rebell. Seine Erfolge für die Insekten sind beachtlich. Ein wahrer Retter. Aber ist seine Methode auch auf ganz Deutschland übertragbar?

"planet e." zeigt Menschen, die sich gewollt oder ungewollt zu "Insektenrettern" entwickeln und möglicherweise wichtige Lösungen für eine Zukunft mit Insekten liefern können.

 * 

planet e.: Verändert grünes Geld die Welt?

Geld regiert die Welt – das wissen auch Klimaschützer. Eine neue Generation von Investoren will Konzerne dazu zwingen, sich umweltfreundlich zu verhalten. Kann grünes Geld die Welt retten?

Die Strategie der grünen Geldanlage: Unternehmen, die ökologisch wirtschaften, werden belohnt. Doch wer das Klima schädigt, dem wird der Geldhahn zugedreht. So wird das einst nachgeordnete Thema Umwelt immer mehr zur harten Währung.

Antonis Schwarz ist 30 Jahre alt. Sein Motto: Cash gegen den Klimawandel. Für viele vermögende Millennials wie ihn ist Klimaschutz die wichtigste Variable in Geldanlage-Fragen. Sie investieren ganz gezielt in Unternehmen und Projekte, die die Umwelt schützen. Vermögende Menschen haben seiner Meinung nach besondere Verantwortung: "Wenn du etwas ändern kannst und es nicht tust, dann hast du eine Mitschuld. Deswegen müssen wir uns alle maximal engagieren, um die Klimakatastrophe abzuwenden." So gilt in der Branche inzwischen: Was bringt einem das ganze Geld, wenn es irgendwann wertlos ist, weil man auf einem Planeten lebt, der total im Chaos versinkt?

Institutionelle Investoren haben noch mehr Geld zur Verfügung als vermögende Privatleute. Auch bei ihnen setzt langsam ein Umdenken ein – und zwar nicht aus reiner Wohltätigkeit. Denn der Klimawandel und die daraus folgenden Extremwetter sowie Umweltschäden gefährden ihr Geschäft: Die Angst vor milliardenschweren Abschreibungen geht um.

"planet e." wirft einen Blick hinter die Kulissen des Finanzmarktes und fragt: Wie gut funktioniert "Impact Investing"? Können Geldanleger die großen, mächtigen Konzerne wirklich zum Umdenken bewegen – und somit etwas erreichen, woran die Politik immer wieder scheitert?

 * 

Infos zu "planet e."

Der andere Blick auf unsere Erde: die Umwelt-Dokumentation im ZDF. Seit 2011 geht "planet e." sonntags im ZDF in intensiven Dokumentationen aktuellen Fragen des Umwelt- und Naturschutzes auf den Grund – zunächst auf dem Sendeplatz um 14.45 Uhr, seit dem 8. Mai 2016 auf dem neuen Sendeplatz um 16.30 Uhr. Die Dokumentationsreihe findet Themen ganz in der Nähe, aber auch in Europa und weltweit. Es geht um globale Trends, nachhaltige Lebensgestaltung und ökologisch verträgliche Lösungen für die drängenden Fragen der Zeit.

Am 16. Oktober 2011 wurde aus dem wöchentlichen Magazin "ZDF.umwelt" das neue Doku-Format "planet e." Der Formatwechsel wurde so begründet: Wichtige ökologische Fragestellungen sollen tiefgründiger, ausführlicher und zusammenhängender dargestellt werden als dies in Magazinform möglich ist.

Die "planet e."-Redaktion leitet Volker Angres.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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DOKUMENTATION/1721: ZDF - Themen der nächsten Sendungen von "plan b", 22.02.-28.03.2020 (ZDF)

plan b

Kampf gegen Killerkeime – Neue Strategien gegen Antibiotikaresistenzen

Samstag, 22. Februar 2020, 17.35 Uhr / samstags 17.35 Uhr

Inhalt:

– "plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

– Sendetermine und Stab

– plan b: Kampf gegen Killerkeime – Neue Strategien gegen Antibiotikaresistenzen

– plan b: Die Letzten ihrer Art – Hilfe für bedrohte Tiere

– plan b: Kein Schnee von gestern – Skigebiete denken um

– plan b: Hilfe für die Seele – Neue Wege aus der Depression

– plan b: Obst ohne Gift – Wenn Natur die Chemie ersetzt

– Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer



"plan b" – Dokumentationsreihe mit konstruktivem Ansatz

"plan b" bietet seit dem 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. "plan b" ist eine Dokumentationsreihe mit Reportage-Elementen, die das jeweilige Thema anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten aufbereitet und dabei den europäischen Aspekt immer mit einbezieht. "plan b" wirft einen lösungsorientierten Blick auf aktuelle Probleme und zeigt verschiedene Möglichkeiten auf, wie diese in den Griff zu bekommen sind. "plan b" ist die erste Dokumentationsreihe im deutschen Fernsehen, die diesen konstruktiven Ansatz verfolgt. 
 *

Samstag, 22. Februar 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Kampf gegen Killerkeime– Neue Strategien gegen Antibiotikaresistenzen
Film von Torsten Mehltretter

Produktion: Mehltretter Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

Samstag, 29. Februar 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Die Letzten ihrer Art – Hilfe für bedrohte Tiere
Film von Marika Liebsch

Produktion: Taglicht Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

Samstag, 7. März 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Kein Schnee von gestern – Skigebiete denken um
Film von Julia Lösch

Produktion: WW Production
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

Samstag, 14. März 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Hilfe für die Seele – Neue Wege aus der Depression
Film von Nadja Kölling

Produktion: Nordend
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

Samstag, 28. März 2020, 17.35 Uhr, ZDF
plan b: Obst ohne Gift – Wenn Natur die Chemie ersetzt
Film von Torsten Mehltretter

Produktion: Mehltretter Media
Redaktion: Christian Dezer
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

plan b: Kampf gegen Killerkeime – Neue Strategien gegen Antibiotikaresistenzen

Jedes Jahr sterben 33 000 Menschen in Europa an Infektionen mit antibiotikaresistenten Keimen. "plan b" zeigt Konzepte, die eine Ausbreitung der gefährlichen Keime verhindern können.

Massentierhaltung, fehlende Krankenhaushygiene, die vorschnelle Vergabe von Antibiotika – die Ursachen für die Verbreitung sind vielfältig. Antibiotikaresistenzen gelten als eine der größten medizinischen Herausforderungen des Jahrhunderts.

Ron Hendrix beschäftigt sich seit vielen Jahren mit Infektionskrankheiten in Krankenhäusern. Der Niederländer ist Hygienearzt und berät einen deutschen Klinikverband im Münsterland. "Wir haben in den Niederlanden früh erkannt, dass wir die Verbreitung der Keime genauso kompromisslos bekämpfen müssen wie die eigentlichen Infektionen. Dazu müssen wir aber möglichst schnell wissen, mit welchen Keimen wir es zu tun haben." Hendrix hat dafür gesorgt, dass auch deutsche Kliniken ihre Labore wieder öffnen. Viele deutsche Krankenhäuser hatten die eigene Labordiagnostik Anfang der 2000er-Jahre aus Kostengründen aufgegeben. Ein Irrweg meint Hendrix.

In Dänemark sind nach der nachgewiesenen Vermehrung von antibiotikaresistenten Keimen durch die Massentierhaltung die Bauern unter Druck geraten. Freiwillig haben sie sich dazu entschlossen, den Einsatz von Antibiotika massiv zu reduzieren. Schweinebauer Sören Bonde ist einer von 2000 Viehzüchtern, die versuchen, ihre Mastschweine völlig ohne Antibiotika großzuziehen. Mit großem Erfolg.

In Belgien hat der Mediziner Patrick Soentjens das Gesundheitsministerium davon überzeugen können, Phagen als Therapie gegen hartnäckige antibiotikaresistente Keime zuzulassen. Phagen sind spezielle Viren, die Bakterien töten. Soentjens ist sicher, dass diese altbekannte, aber fast in Vergessenheit geratene Medizin viele Menschenleben retten wird: "Wenn wir den Kampf gegen die Resistenzen gewinnen wollen, müssen wir alle Erfolg versprechenden Methoden anwenden, und Phagen gehören eindeutig dazu. Es gibt zahlreiche nachgewiesene Erfolgsgeschichten aus Osteuropa." Belgien ist das erste westeuropäische Land, das die Phagen als Medikamente anerkannt hat.

 * 

plan b: Die Letzten ihrer Art – Hilfe für bedrohte Tiere

Ob Eisbär, Westlicher Gorilla oder Wisent – künftig sind eine Million Arten weltweit vom Aussterben bedroht. Neben der Klimakrise gehört das Artensterben aktuell zu den großen Problemen.

Mit jeder aussterbenden Tierart kann ein Ökosystem ins Wanken geraten, und das hat auch Folgen für das Klima. Doch es gibt Menschen, die nach Wegen suchen, um das große Sterben der Tiere aufzuhalten. "plan b" begleitet sie in diesem Wettlauf gegen die Zeit.

Noch prägen die Wildtiere das Bild von Afrika. Doch Elefant, Löwe und Co. haben bereits 75 Prozent ihres Lebensraumes verloren. Wenn einzelne Tierarten in Afrika verschwinden, ist das gesamte Ökosystem des Kontinents in Gefahr, weiß Johannes Kirchgatter. Deshalb kämpft der Geograf und Afrika-Experte beim WWF mit seinem Projekt in Kenia um jeden Quadratmeter für die Wildtiere. Das ist nicht immer einfach, denn: "Wir müssen Lösungen finden, die den Tieren und den Menschen ihren Lebensraum sichern."

Die 25-jährige Johanna Mehringer aus Bayern wollte Medizin studieren. Doch dann suchten sich die Eltern ein Hobby, das ihre Lebenspläne über den Haufen warf: Michaela und Rainer Mehringer wollten etwas für die Artenvielfalt tun und fingen mit der Haltung alter Nutztierrassen auf ihrem Hof an. Denn auch Nutztiere stabilisieren die Lebensräume von Wildtieren, Insekten, Vögeln und Pflanzen. Johanna Mehringer verliebte sich in die alten Rassen. Heute studiert sie Landwirtschaft, will den Hof übernehmen und ihre ganze Zukunft dem Artenschutz widmen.

Dass sich Artenschutzprojekte lohnen, zeigt das Adlerprojekt im Nationalpark Berchtesgaden. Vor 20 Jahren waren Steinadler hier fast verschwunden. Heute leben wieder 50 Paare im Alpenraum. Doch die Artenschützer wissen genau: Sie dürfen nicht nachlassen, sonst verschwinden die Adler und mit ihnen der gerettete Lebensraum.

 * 

plan b: Kein Schnee von gestern – Skigebiete denken um

Der Schnee wird weniger, die Bedenken der Ski-Urlauber größer: Auch der Massentourismus in Wintersportgebieten, muss immer öfter sanftere Pfade einschlagen. Denn umweltfreundliches Skifahren ist möglich. Das Villgratental in Tirol macht es seit Jahren vor und setzt vor allem auf das Naturerlebnis. Auch große Skigebiete wie Laax in der Schweiz oder Obertauern in Österreich denken um: Grüne Ideen für das weiße Vergnügen.

Laax, Flims, Falera gehört zu einem der fünf größten Skigebiete der Schweiz. Dort boomt der Massentourismus. Diesen wollen die Verantwortlichen so nachhaltig wie möglich lenken. Schon seit 2012 arbeiten sie in Laax an einem "Greenstyle"-Konzept. Ziel ist es, das weltweit erste selbstversorgende, alpine Skigebiet zu werden. Bis 2023 soll der gesamte Energiebedarf durch regional produzierte und ausschließlich erneuerbare Energie abgedeckt werden. So gibt es Ranger und Wildhüter, die dafür sorgen, dass Tiere ungestört überwintern können und nicht von waghalsigen Freeridern aufgeschreckt werden. Auf ihren Wasserkreislauf sind sie dort besonders stolz: Der Kunstschnee wird in Laax zu 100 Prozent aus Wasser und kalter Luft hergestellt. Das Wasser kommt aus einem Speichersee, in den das Schmelzwasser im Frühling wieder zurückfließt. Der Strombedarf wird bereits jetzt komplett durch CO2-neutrale Wasserkraft aus der Schweiz und Energie aus eigenen Solaranlagen am Berg abgedeckt.

Während sie in den 1970 Jahren noch von allen Seiten belächelt wurden, lachen sie heute selbst, erzählt Christof Schett, Tourenanbieter aus dem Villgratental. Das abgelegene Tal in Osttirol ist bekannt geworden mit dem Spruch: "Kommen Sie zu uns, wir haben nichts!" Die Region hat sich bereits vor 50 Jahren gegen Skilifte ausgesprochen, ist heute vor allem Mekka für Ski-Tourengeher, Wanderer oder "Entschleuniger", wie sie im Ort sagen. Uriges Handwerk, regionale und vor allem saisonale Küche und kleine Almhütten stehen im Vordergrund.

Auch auf der Monte-Rosa-Hütte in Wallis wird moderne Nachhaltigkeit großgeschrieben – denn das moderne Schutzhaus auf knapp 3000 Metern ist zu 90 Prozent energieautark. Den Strom erzeugt eine Photovoltaikanlage, die Wärme liefern Solarkollektoren, die unterhalb der Hütte in einer Felswand verankert sind. Eine Kleinstkläranlage reinigt das Abwasser. Damit wurde die Monte Rosa zum nachhaltigen Vorreiter für andere Hütten.

Im österreichischen Obertauern sollen bereits die Kleinen lernen, was einen bewussten Umgang mit der Natur ausmacht. Freeski-Profi Tobias Tritscher hat es sich zur Aufgabe gemacht, im Rahmen der Initiative "Protect our Winters", jüngere Skikursteilnehmer in spielerischen Workshops über den Klimawandel, Umwelt und Nachhaltigkeit aufzuklären. Denn eins haben all die Visionäre hier gemeinsam: Sie wissen, dass es nur durch ein Umdenken sowie nachhaltiges Handeln möglich ist, den Schnee und die Berge zu retten.

 * 

plan b: Hilfe für die Seele – Neue Wege aus der Depression

Depression ist die zweithäufigste Volkskrankheit der Welt, doch nicht immer zeigen bewährte Therapiemethoden Wirkung. Neue Ansätze versprechen mehr depressiven Menschen zu helfen.

Ketamin, Online-Therapie, Urban Gardening: "plan b" zeigt überraschende Einblicke in neue, zukunftsorientierte Behandlungsmethoden und trifft Menschen, Organisationen und Visionäre, die nach Lösungen suchen, um den Betroffenen wieder zurück ins Leben zu helfen.

Die 21 Jahre alte Theresa leidet seit ihrer Kindheit an schweren Depressionen – bislang halfen weder Psychotherapien noch Medikamente. Beides bildet die klassische Behandlung bei einer Depression. Doch bei mindestens einem Drittel der Patienten schlagen Antidepressiva nicht an, bei rund einem Viertel wirken sie gar nicht. Ein Mittel, das eigentlich zur Narkose genutzt wird, verspricht jetzt Besserung: Ketamin. Theresa ist zuversichtlich: "Ich setze meine ganze Hoffnung in die Behandlung, dass es anschlägt und mir diese Leere und Hoffnungslosigkeit nimmt. Damit ich endlich wieder etwas fühle."

In Lüneburg führt Dr. Peter Tamme schon seit einigen Jahren Ketamin-Therapien durch, per Infusion in genau kalkulierter Dosierung und – wie bei Theresa auch – meist in Kombination mit einer Elektrostimulation des Hirns, das eine langfristige Verbesserung bringen soll.

In Finnland verschwindet die Sonne monatelang. Mit der dunklen Zeit wachsen die dunklen Gedanken. Viele Depressive wohnen zudem weitab von Städten, wo es Therapieplätze gibt. Hier boomen Online- und App-basierte Therapieverfahren, begleitend zu Gesprächstherapie. "plan b" besucht Marita, die im einsamen Norden Finnlands lebt und eine Online-Therapie gegen ihre Erkrankung nutzt.

Die Deutsche Bahn, als einer der größten Arbeitgeber Deutschlands, hat ein Pilotprojekt ins Leben gerufen, das anderen Unternehmen als erfolgreiches Vorbild dient – "Peers at work". "Peer-Begleiter" sind Mitarbeiter, die selbst an Depression erkrankt waren oder sind. Sie helfen ihren betroffenen Kollegen, weil sie die Probleme am besten nachvollziehen können – das schafft Vertrauen.

In vielen Metropolen Großbritanniens wird für eine begleitende Depressionstherapie auf Grün gesetzt. Bei "Martineau Gardens" in Birmingham pflegen Depressive einen Garten, um so dem Sog dunkler Gedanken zu entkommen.

 * 

plan b: Obst ohne Gift – Wenn Natur die Chemie ersetzt

Äpfel und Trauben zählen zu den Lebensmitteln, bei denen am meisten Pestizide eingesetzt werden. Dabei geht es auch anders. Mit neuen Sorten und mit der Kraft der Natur.

Blühstreifen auf den Feldern und Hühner zwischen den Obstbäumen können den Einsatz von Chemie überflüssig machen. Und wenn Verbraucher bereit sind auch Obst mit kleinen optischen Mängeln zu kaufen, fällt Landwirten der Verzicht auf Pestizide leichter.

Harald Quint aus Linau in Schleswig-Holstein ist eigentlich gelernter Bankkaufmann und studierter Jurist. Doch vor gut 10 Jahren beschloss er auszusteigen, wurde Biolandwirt und spezialisierte sich auf Obstanbau. Vieles wollte er anders machen als seine konventionellen Kollegen, experimentierte, probierte aus, fand unkonventionelle Lösungen: Die für die Ernte schädlichen Insekten wie Apfel- oder Pflaumenwickler bekämpft er nicht mit Insektiziden, sondern mit Hühnern. Damit auch bei niedrigen Temperaturen seine Obstblüten befruchtet werden, züchtet er Wildbienen. "Wir alle müssen etwas ändern", erklärt Quint "die Verbraucher müssen lernen, Obst zu akzeptieren, das optische Macken hat und die Landwirte müssen lernen mit der Natur zu arbeiten und nicht gegen sie."

Auch Klaus Rummel aus Nußdorf in der Pfalz ist ein Pionier: Er sieht die Zukunft des Weinanbaus in neuen Sorten. Auf eigenes Risiko züchtet er seit 30 Jahren pilzwiderstandsfähige Reben. Jetzt könnte ihm der Durchbruch gelungen sein. Mit einer Sorte, die viele Trauben hervorbringt, hat er einen fruchtigen Weißwein gekeltert. Trotzdem züchtet er weiter. "Neue Sorten braucht das Land", sagt der Winzer "Wir sind als Landwirte in der Pflicht weniger Pflanzenschutzmittel einzusetzen. Das sind wir unseren Nachfolgern schuldig."

Jutta Kienzle sucht im Namen der Obstbauern am Bodensee nach dem perfekten Blühstreifen zwischen den Bäumen. Dort fühlen sich zum Beispiel Marienkäfer wohl, die verhindern können, dass Blattläuse Früchte befallen und die Ernte gefährden. Außerdem versucht sie durch Blindverkostungen zu belegen, das Obst mit bestimmten Macken besser schmeckt, als das optisch perfekte Tafelobst der Discounter.

 * 

"Wir verfolgen einen konstruktiven Ansatz"
Interview mit "plan b"-Redaktionsleiter Christian Dezer

"plan b" bietet ab 7. Oktober 2017, samstags um 17.35 Uhr im ZDF, konstruktiven Journalismus. Bedeutet das vor allem: Es werden weniger die Probleme, als vielmehr die Lösungsansätze dargestellt?

In der nachrichtlichen Berichterstattung und in etablierten Dokumentationsformaten werden Probleme meist ausführlich und in Gänze dargestellt. Wir wollen in unserem neuen Format das jeweilige Problem dagegen kurz umreißen und dafür zeigen, dass es bereits viele verschiedene Möglichkeiten gibt, diese in den Griff zu bekommen. Insofern wollen wir einen etwas anderen, lösungsorientierten Blick auf die Themen werfen. "plan b" ist das erste Dokumentationsformat im deutschen Fernsehen, das diesen konstruktiven Ansatz in einem Doku-Format verfolgt.

Ist dieser "plan b" für alle Themenfelder denkbar?

Alles, was das Leben und die Gesellschaft an Themen bereithält, kann auch für "plan b" interessant sein. Wir müssen schauen, ob es beim jeweiligen Thema Lösungsansätze auf verschiedenen Ebenen gibt. Wir werden zum Beispiel das Thema "Wohnen in der City" unter der Fragestellung aufgreifen: Wie lassen sich bezahlbare Mieten in Innenstadtlagen ermöglichen? In großen Städten wie München, Berlin oder Frankfurt, aber auch in vielen ausländischen Metropolen ist es ja bereits ein Riesenproblem, bezahlbaren Wohnraum zu finden. Auf unserer Suche nach Lösungsansätzen haben wir festgestellt, dass es zum Beispiel in Zürich, einer der teuersten Städte Europas, auch bezahlbare Mieten gibt. Statt zum Beispiel 60 bis 70 Euro, nur 15 Euro. Wir zeigen, wie das geht und sich finanziert. Und wir beleuchten, wie in Deutschland einige Städte, die ihre Grundstücke nicht zur Haushaltkonsolidierung verscherbelt haben, nun über die Grundstückspreise Einfluss auf die Bau- und am Ende auch auf die Mietkosten nehmen.

Und wie werden die Themen für das neue Format aufbereitet?

"plan b" ist ein Dokumentationsformat mit Reportage-Ansätzen. Wir erzählen die jeweilige Geschichte anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten. Und wir wollen dabei den europäischen Aspekt immer mit einbeziehen und in Erfahrung bringen, wie im Ausland mit den jeweiligen Problemen verfahren wird. Die Herausforderung ist dabei: Für die 30-Doku-Minuten eine Dramaturgie mit verschiedenen Geschichten zu entwickeln, die sich abwechseln. Denn das ist beim konstruktiven Journalismus auch zu bedenken: Lösungsansätze und alternative Entwicklungen leuchten dem Zuschauer oft schnell ein – da gilt es eine Spannungslinie für die verschiedenen Themen zu entwickeln.

"plan b" ist auch ein Synergieprojekt mit der ARTE-Reportagereihe "Re:" Gibt es dennoch unterschiedliche Handschriften?

Ja, die gibt es. Dennoch wollen wir schauen, wie wir die Format-Ansätze gut zusammenführen. ARTE setzt mehr auf die Reportage, bei "plan b" ist es eher eine Dokumentation mit Reportage-Ansätzen, mit einer Geschichte, die wir anhand verschiedener Beispiele und Protagonisten erzählen. Wir arbeiten eng mit "Re:" zusammen und liefern auch Stücke für den ARTE-Sendeplatz.

Was finden die Zuschauer bei "plan b"?

Wer "plan b" einschaltet, sieht: "Die Welt ist voller Ideen!"

Mit Christian Dezer sprach Thomas Hagedorn.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Februar 2020

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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MELDUNG/2030: Deutschlandfunk - Stimmen für die Demokratie 2, 23.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Stimmen für die Demokratie 2

55 Voices for Democracy im Thomas Mann House

Von Stephanie Metzger

Essay und Diskurs

Sonntag, 23. Februar 2020, 9.30 - 10.00 Uhr, Deutschlandfunk



55 renommierte internationale Intellektuelle, Wissenschaftlerinnen und
Künstler halten im Auftrag vom Thomas Mann House in Los Angeles seit
Oktober 2019 und in den kommenden Monaten kurze Ansprachen, in denen
sie ihre Ideen für die Erneuerung der Demokratie vorstellen. Die
Sendereihe "Stimmen für die Demokratie" von Stephanie Metzger knüpft
an die 55 BBC-Radioansprachen an, in denen sich Thomas Mann während
der Kriegsjahre an Hörerinnen und Hörer in Deutschland, der Schweiz,
Schweden, den besetzten Niederlanden und Tschechien wandte. Von 1940
bis November 1945 appellierte er daran, sich dem
nationalsozialistischen Regime zu widersetzen, und wurde so zur
bedeutendsten deutschen Stimme im Exil. Die Reihe wird präsentiert vom
Thomas Mann House in Kooperation mit Deutschlandfunk, Los Angeles
Review of Books und Süddeutscher Zeitung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 11. Februar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3132: BR-KLASSIK - Operettenpreis "Frosch des Jahres 2019" für Stiftung Palazzetto Bru Zane, 23., 25.2.2020 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 17. Januar 2020

Preisverleihung

BR-KLASSIK - Operettenpreis

Frosch des Jahres 2019 für Stiftung Palazzetto Bru Zane

"Operetten-Boulevard"

zu Gast: Alexandre Dratwicki, Musikwissenschaftlicher Leiter des
Palazzetto Bru Zane

Sonntag, 23. Februar 2020, 21.05 Uhr, BR-KLASSIK 


Aufzeichnung des Operettenabends samt Preisverleihung:
Dienstag, 25. Februar 2020, 20.05 Uhr, BR-KLASSIK



Seit vier Jahren vergibt die Redaktion des "Operetten-Boulevard" auf
BR-KLASSIK jeden Monat einen Preis für außergewöhnliche, originelle,
zeitgemäße Operetten-Produktionen: die "Frosch-Urkunde", benannt nach
dem lustigen Gefängniswärter aus der Operette "Die Fledermaus". Aus
diesen 12 Monatsgewinnern hat die Jury nun erneut den Jahres-Gewinner
gewählt. Der "Frosch-Award 2019" geht an die Stiftung Palazzetto Bru
Zane für die Tournee-Produktionen "Mam´zelle Nitouche" von Hervé und
"Yes!" von Maurice Yvain.

Die Verleihung findet am Rosenmontag, 24. Februar 2020, im
Staatstheater Augsburg im Rahmen der Operettenrevue "Die wilden 20er"
statt.

Die Stiftung Palazzetto Bru Zane mit Sitz in Venedig widmet sich
international der Wiederentdeckung musikalischer Werke der
französischen Romantik. 2019 hat sie anlässlich des
Offenbach-Jubiläumsjahres zahlreiche kleine und große
Operettenproduktionen herausgebracht und die Strahlkraft Offenbachs
und seiner Zeitgenossen bis ins 20. Jahrhundert aufgezeigt. Gemeinsam
mit dem Münchner Rundfunkorchester veröffentlichte die Stiftung
Palazzetto Bru Zane die viel beachtete CD "Offenbach Colorature" und
co-produzierte an der Pariser Opéra Comique die Operette "Madame
Favart", die erstmals seit der Uraufführung wieder auf die Bühne kam.
Die BR-KLASSIK-Operettenredaktion prämiert mit dem "Frosch des Jahres
2019" die Produktionen "Mam'zelle Nitouche" von Hervé und "Yes!" von
Maurice Yvain, die durch Frankreich und Belgien touren und dabei ein
großes Publikum erreichen.

"Temporeichtum und hervorragend singende und sprechende Darsteller
 sind ein unübertroffenes Markenzeichen der Franzosen. In 'Mam'zelle
 Nitouche' aus dem Jahr 1883 vermischen sich Frömmigkeit und
 Frivolität zu einem unterhaltsamen Stück über menschliche
 Schwächen, in 'Yes' von 1928 werden ebenfalls gesellschaftliche
 Normen wie Status, Ehe und die Politik mächtig aufs Korn genommen.
 Die fantasievollen Inszenierungen sowie die musikalische
 Virtuosität und Stilsicherheit der Interpretation lassen keine
 Wünsche offen und bescheren in beiden Werken atemberaubende, höchst
 vergnügliche Stunden."

 aus der Begründung der Jury



Der Preis "Frosch des Jahres"

Überreicht wird der "Frosch des Jahres 2019" an Vertreter der Stiftung
Palazzetto Bru Zane gemeinsam mit dem Staatstheater Augsburg und den
Augsburger Philharmonikern am Rosenmontag, 24. Februar, im Rahmen der
Operettenrevue "Die wilden 20er" in der Interimsspielstätte
martinipark, Provinostraße 52, Halle B13.

Bei der Gala wird noch ein zweiter Operettenpreis verliehen: Das
Magazin "Orpheus - oper und mehr" vergibt die "ORPHEUS-Nadel für
besondere Verdienste um das Genre Operette" an den Intendanten des
Staatstheaters am Gärtnerplatz, Josef Ernst Köpplinger.

Ausstrahlung

BR-KLASSIK sendet die Aufzeichnung des Operettenabends samt
Preisverleihung tags darauf am Faschingsdienstag, 25. Februar 2020, um
20.05 Uhr in einer Sondersendung des "Operetten-Boulevards".

Am Sonntag, 23. Februar 2020, ist Alexandre Dratwicki,
Musikwissenschaftlicher Leiter des Palazzetto Bru Zane, um 21.05 Uhr
zu Gast in der Sendung "Operetten-Boulevard" auf BR-KLASSIK/Hörfunk.


Die Gewinner der 12 Monats-Frösche von 2019

 	Staatstheater am Gärtnerplatz München: "Drei Männer im Schnee" von Thomas Pigor

	Staatstheater Nürnberg: "Ball im Savoy" von Paul Abraham

	Theater für Niedersachsen Hildesheim: "Die Prinzessin von Trapezunt" von Jacques Offenbach

	Theater Bremen: "L´Étoile" von Emmanuel Chabrier

	Stiftung Palazzetto Bru Zane: "Mam´zelle Nitouche" von Hervé

	Theater Neubrandenburg/Neustrelitz: "Die Bajadere" von Emmerich Kálmán

	Lehár Festival Bad Ischl: "Cloclo" von Franz Lehár

	Hessisches Staatstheater Wiesbaden: "Gräfin Mariza" von Emmerich Kálmán

	Oper Köln: "Barkouf" von Jacques Offenbach

	Stiftung Pallazzetto Bru Zane: "Yes!" von Maurice Yvain

	Niedersächsisches Staatstheater Hannover: "Märchen im Grandhotel" von Paul Abraham

	Bühne Baden: "Fatinitza" von Franz von Suppé



Weitere Infos finden Sie hier: 

https://www.br-klassik.de/themen/oper/operetten-boulevard-104.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17. Januar 2020
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DER FILM/488: Braunschweig - "DOKfilm im Roten Saal" zeigt "But Beautiful", über alternative Lebensmodelle, 27.02.20

Stadt Braunschweig

"DOKfilm im Roten Saal" zeigt den Dokumentarfilm "But
Beautiful"



Braunschweig. In der Reihe "DOKfilm im Roten Saal" zeigt das
städtische Kulturinstitut am Donnerstag, 27. Februar, um 19.30 Uhr im
Roten Saal des Schlosses, Schlossplatz 2, den Dokumentarfilm "But
Beautiful".

Eine telefonische Kartenbestellung im Kulturinstitut unter der
Telefonnummer 0531/470-4848 oder online unter www.braunschweig.de/dok
wird empfohlen.

Der renommierte und vielfach ausgezeichnete Filmemacher Erwin
Wagenhofer zeigt in seinem Film wie alternative Lebensmodelle aussehen
könnten. So unterrichtet das Barefoot College in Indien Frauen aus
über 70 Ländern in der Herstellung von Solaranlagen. Neben starken
weiblichen Persönlichkeiten sind aus diesem Projekt bereits 50.000
Häuser mit regenerativer Energieversorgung hervorgegangen. Wagenhofer
stellt außerdem Aussteiger aus akademischen Berufen, die auf La Palma
Ödland in ein blühendes Paradies verwandeln und einen österreichischen
Förster, der die gesündesten Häuser der Welt entwickelt sowie weitere
interessante Persönlichkeiten vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.02.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/226: Bielefeld - Einstieg in die Welt der Roboter, 26.02.20

Stadt Bielefeld

Einstieg in die Welt der Roboter



Einen "Ozobot Workshop" veranstaltet die Stadtbibliothek am Neumarkt
am Mittwoch, 26. Februar, um 15.30 Uhr. In der Reihe Makerspace in
Aktion erhalten Interessierte ab acht Jahren einen ersten Einstieg in
die Programmierung und in die bunte Roboterwelt. Makerspaces sind
offene Räume für neue Ideen und Do-it-yourself-Projekte, in denen
Menschen kreativ an physischen Objekten arbeiten.

Der Eintritt ist frei. 

Anmeldung unter www.stadtbibliothek-bielefeld.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.02.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/225: Bielefeld - Trick 17 rund um Smartphones, Betriebssysteme Android oder iOS, 26.02.20

Stadt Bielefeld

Trick 17 rund um Smartphones



Bielefeld (bi) . Am Mittwoch, 26. Februar, um 16 Uhr befasst sich die
Basisschulung "Trick 17 - Aller Anfang leicht gemacht" der
Stadtbibliothek am Neumarkt mit dem Thema Smartphone. Erläutert werden
Geräte mit den Betriebssystemen Android oder iOS.

Der Eintritt ist frei. Anmeldung unter Tel. 0521 51-5000 oder
www.stadtbibliothek-bielefeld.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.02.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de
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NEUROLOGIE/2049: Forschung - Neue Ansätze für die Immuntherapie bei Glioblastom-Patienten (idw)

Universitätsmedizin Mannheim - 18.02.2020

Experimentelles Tumormodell offenbart neue Ansätze für die Immuntherapie bei
Glioblastom-Patienten



Glioblastome, extrem aggressive Hirntumoren, sprechen sehr häufig nicht
auf Immuntherapien an. Wissenschaftler von der Universitätsmedizin
Mannheim (UMM) und vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) konnten bei
Mäusen nun einen Resistenzmechanismus identifizieren, der es Glioblastomen
ermöglicht, einer Immuntherapie mit Checkpoint-Inhibitoren zu entkommen.

Moderne Krebsimmuntherapien, die den Körper im Kampf gegen den Tumor
unterstützen, haben die Therapie etlicher Krebsarten revolutioniert. Die
Behandlung mit sogenannten Immun-Checkpoint-Inhibitoren löst die
krebsbedingte Blockade der Immunzellen und ermöglicht dem Abwehrsystem
dadurch, sich gegen den Tumor zu richten.

Glioblastome, bösartige Tumoren des Gehirns, zeigen sich jedoch häufig
resistent gegenüber dieser Therapie. Wissenschaftler unter der Leitung von
Professor Dr. Michael Platten, Direktor der Neurologischen Klinik der
Universitätsmedizin Mannheim und Leiter der Klinischen Kooperationseinheit
Neuroimmunologie und Hirntumorimmunologie am Deutschen
Krebsforschungszentrum, vermuten aber, dass das Potenzial der
Immuntherapien bei der Behandlung des Glioblastoms längst nicht
ausgeschöpft ist. Daher erforschen sie, über welche Resistenzmechanismen
sich Glioblastome vor den Immun-Checkpoint-Inhibitoren schützen.

Ziel ihrer aktuellen Arbeit war es, eine Systematik zu entwickeln, mit der
die Resistenz oder das Ansprechen der Tumoren auf eine Behandlung mit
Checkpoint-Inhibitoren individuell vorhergesagt werden kann. Ein für ihre
Fragestellungen geeignetes Modell fanden die Wissenschaftler bei
bestimmten Mäusen, bei denen überraschenderweise einzelne Individuen -
ebenso wie beim Menschen - heterogen auf Immuntherapien reagieren und
entsprechend in "Responder" und "Nicht-Responder" unterschieden werden
können.

Das bot den Forschern ideale Voraussetzungen, um die den gegensätzlichen
Reaktionen zugrundeliegenden zellulären und molekularen Mechanismen zu
erforschen. So wollen sie neue Zielstrukturen ermitteln, die sich für
mögliche Kombinationstherapien eignen.

Ebenso bot es die Chance, mittels serieller Magnetresonanztomographie
(MRT)-Bildgebung Merkmale zu identifizieren, die ein Therapieansprechen
vorhersagen können. Im Modellsystem gelang dies mit einer Genauigkeit von
82,7 Prozent. Diese "Signatur" soll in künftigen klinischen Studien mit
Glioblastom-Patienten überprüft werden.

Durch den Vergleich der Immun-Mikroumgebung der Gliome von resistenten
Tieren und solchen, die auf die Behandlung ansprachen, konnten die
Wissenschaftler einen Resistenzmechanismus gegen die
Immun-Checkpoint-Blockade ermitteln. Er wird von einer Untergruppe der als Makrophagen
bezeichneten Fresszellen vermittelt, die das Protein PD-L1 tragen, das als
Immunbremse funktioniert. Letztendlich führt dies zu einer Anreicherung
von regulatorischen T-Zellen und einer Drosselung der CD4+
T-Zell-Aktivierung, was die natürliche Tumorabwehr unterdrückt.

Ob dieser Resistenzmechanismus auch bei Patienten mit Gliomen eine Rolle
spielt, untersuchen die Wissenschaftler aktuell in einer vom Deutschen
Konsortium für Translationale Krebsforschung (DKTK) geförderten
multizentrischen klinischen Studie.

"Mit einer Behandlung, die sich gegen diese PD-L1-tragenden Makrophagen
richtet, könnte sich die Resistenz gegen die Immun-Checkpoint-Inhibitoren
überwinden lassen", vermutet Michael Platten. Die künftige Strategie zur
Verbesserung der Therapieantwort von Glioblastom-Patienten auf die
Immuntherapie könnte daher eine Kombination dieser beiden Therapien sein.

Originalpublikation:

Aslan, K., Turco, V., Blobner, J. et al.

Heterogeneity of response to immune checkpoint blockade in hypermutated
experimental gliomas.

Nat Commun 11, 931 (2020).

https://doi.org/10.1038/s41467-020-14642-0

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79302

Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution400

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin Mannheim - 18.02.2020
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NOTFALL/350: Flächendeckende und qualifizierte Notfallversorgung für alle Patienten gefordert (DEKV)

DEKV - Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V. - 17. Januar 2020

Diakonie Deutschland und DEKV fordern eine flächendeckende und qualifizierte Notfallversorgung für alle Patienten



Berlin - Anlässlich der Verbändeanhörung zum Referentenentwurf zur
Reform der Notfallversorgung erachten es die Diakonie Deutschland und
der Deutsche Evangelische Krankenhausverband (DEKV) für notwendig,
dass die Bundesregierung die Neuregelung der Notfallversorgung
grundsätzlich angeht. Ihre Gestaltung nimmt eine Schlüsselrolle bei
der Weiterentwicklung einer bedarfsgerechten und qualitätsorientierten
Gesundheitsversorgung ein. "Bei einer zukunftsfesten, hochwertigen und
qualifizierten Notfallversorgung müssen die Bedürfnisse der
Patientinnen und Patienten berücksichtigt werden. Menschen wünschen
sich, im Notfall qualifiziert versorgt zu werden und zeitnah die
Notaufnahme zu erreichen. Das unterstreichen auch die Ergebnisse der
aktuellen vdek Bevölkerungsbefragung (1) zum
Krankenhausstrukturwandel: 87 Prozent der Bevölkerung äußerten die
Befürchtung, dass bei einer Schließung kleinerer Häuser die
Versorgungssicherheit im ländlichen Raum gefährdet sei. Eine
Konzentration der Integrierten Notfallzentren auf wenige Standorte an
großen Häusern lehnen wir daher ab. Wichtig ist uns, insbesondere die
Bedürfnisse älterer und kognitiv eingeschränkter Menschen
einzubeziehen. Schon heute ist jeder dritte Patient in der Notaufnahme
älter als 70 Jahre. Auf diese Herausforderungen muss eine
qualifizierte und zukunftsfähige Neuregelung der Notfallversorgung
Antworten finden. Mit ihrem Netzwerk an Krankenhäusern beteiligen sich
die Diakonie Deutschland und der DEKV auch in Kooperation mit den
Kassenärztlichen Vereinigungen bereits heute und künftig
selbstverständlich an dieser zentralen Aufgabe. Die richtigen
Voraussetzungen dafür zu schaffen, ist jetzt die Aufgabe der Politik.
Bei der anschließenden konkreten Gestaltung der Versorgungsstrukturen
bringen wir gern aktiv unsere Expertise ein", erklärt Christoph
Radbruch, Vorstandsvorsitzender des DEKV.

Mit dem vorliegenden Referentenentwurf werden die Ziele
flächendeckender und qualifizierter Notfallversorgung sowie
Versorgungssicherheit nicht in allen Punkten erreicht. Daher fordern
die Diakonie Deutschland und der DEKV eindringlich folgende
Änderungen:

- Risikostratifizierung der Notfallpatienten ist Schlüsselaufgabe
Integrierter Notfallzentren (INZ)

- In zwingend erforderlichen Fällen können Krankenhäuser als Standort
eines INZ festgelegt werden, die nicht die Anforderungen im Beschluss
des Gemeinsamen Bundesausschusses erfüllen. Bei diesen
Ausnahmeregelungen müssen nicht nur die besonderen Bedürfnisse von
Kindern und psychisch Erkrankten, sondern auch die von kognitiv
Beeinträchtigten, multimorbiden und älteren Patienten sowie von
Menschen mit Behinderungen berücksichtigt werden. Die Besonderheiten
dieser Patientengruppe sind bei der Gestaltung von Strukturen und
Abläufen einzubeziehen. Das bedeutet beispielsweise, dass das Team der
Notaufnahme für die Risikostratifizierung dieser kommunikativ oft
eingeschränkten, vulnerablen Patientengruppe qualifiziert werden muss.
Darüber hinaus sind für Kommunikation und Behandlung mehr Ressourcen
einzuplanen, um den Bedürfnissen dieser Menschen und ihrer Angehörigen
gerecht zu werden.

- Faire Wettbewerbsbedingungen schaffen: Klare Zuständigkeit für die
organisatorische, wirtschaftliche und rechtliche Verantwortung

- Die fachliche Leitung eines INZ muss selbstverständlich das
Krankenhaus inne haben, um klare Zuständigkeiten und abgrenzbare
Verantwortlichkeiten zu schaffen sowie den komplexen Prozess der
Notfallversorgung ressourcenschonend zu organisieren. Ziel ist es, in
einem INZ jederzeit eine qualifizierte 24/7 notfallmedizinische
Versorgung sicherzustellen.

- Fachlich-medizinische Leitung des INZ nach fachlichen Kriterien
vergeben

- Die fachlich-medizinische Leitung des INZ muss dem jeweiligen
Notfallarzt des Krankenhauses übertragen werden. Zu dessen Aufgaben
gehört es, notfallmedizinische Prozesse patientenzentriert, sicher und
effizient zu organisieren. Daher gehört die Leitung der Versorgung von
Notfallpatienten im INZ in die Verantwortung von erfahrenen
notfallmedizinischen Experten, die über eine Zusatzweiterbildung
Klinische Akut- und Notfallmedizin verfügen. Nur so kann eine
hochwertige, qualifizierte Notfallversorgung sichergestellt werden.

- Keine Bestrafung für Notfallbehandlung: Vergütungsabschläge
ersatzlos streichen

- Gegenüber Notfallpatientinnen und -patienten, die mit dem
Rettungswagen oder als Selbsteinweiser kommen, sind Krankenhäuser zur
Hilfeleistung verpflichtet. Kommen sie dieser Verpflichtung nicht
nach, kann das zu Rechtsansprüchen des Betroffenen gegenüber dem
Krankenhaus führen. Der Referentenentwurf sieht vor, dass
Krankenhäuser ohne INZ für Notfallpatienten, die nicht stationär
aufgenommen werden müssen, einen Abschlag auf die Vergütung von 50
Prozent erhalten. Diese Strafe muss aus dem Entwurf ersatzlos
gestrichen werden. Für die Erfüllung einer gesetzlichen Verpflichtung
bestraft zu werden, ist eindeutig der falsche Anreiz.

- Versorgungssicherheit von Notfallpatienten garantieren: offener
Zugang zum INZ für Krankenhäuser aller stationären Notfallstufen

- Nicht nur Krankenhäuser der erweiterten oder umfassenden Stufe der
Notfallversorgung sollen INZ werden dürfen. Dies würde zu einer
gezielten Stärkung großer Krankenhäuser führen, da Notfallpatienten
mit unklarem Behandlungsbedarf im INZ ambulant und bei Bedarf im
angeschlossenen Krankenhaus stationär aufgenommen werden. Die
Konzentration auf große Häuser verengt eindeutig die
Notfallversorgung. Auch die Krankenhäuser der Basisstufe müssen INZ
werden.

"Unser gemeinsames Ziel ist es, die Notfallversorgung zukunftsfähig zu
gestalten. Dort wo es sinnvoll und möglich ist, sollten integrierte
Notfallzentren und die Zusammenarbeit zwischen Krankenhäusern und
Kassenärztlichen Vereinigungen etabliert werden. Notfallversorgung
muss flächendeckend, qualifiziert und bedarfsorientiert sein. In der
diakonisch getragenen Notfallversorgung steht immer der Patient mit
seinen Bedürfnissen und seiner Autonomie im Mittelpunkt", betont Maria
Loheide, Vorstand Sozialpolitik der Diakonie Deutschland.


Quellen:

(1) ttps://www.vdek.com/presse/pressemitteilungen/2020/neujahrs-pk-forsa-studie-krankenhausversorgung/_jcr_content/par/download/file.res/11_Forsa-Umfrage.pdf

 * 

Quelle:

DEKV Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V.

Pressemitteilung vom 17. Januar 2020
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BILDUNG/1190: Approbationsordnung Psychotherapie - Psychoanalytiker sehen die Verfahrensvielfalt in Gefahr (idw)

Deutsche Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und Tiefenpsychologie (DGPT) e.V. - 18.02.2020

Approbationsordnung Psychotherapie: Psychoanalytiker sehen die Verfahrensvielfalt
in Gefahr



Die Deutsche Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik
und Tiefenpsychologie (DGPT) sieht die neue Approbationsordnung für
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten als problematisch an. Auch nach
den Änderungen durch den Bundesrat ist eine fast ausschließlich
verhaltenstherapeutisch ausgerichtete Lehre an den staatlichen
Universitäten zu befürchten. Dies wird absehbar die Versorgung mit
tiefenpsychologisch fundierter und analytischer Psychotherapie gefährden.

Am 14. Februar 2020 hat der Bundesrat der Approbationsordnung für
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten (PsychThApprO) zugestimmt -
allerdings nur unter der Maßgabe von 29 Änderungen und 11 Entschließungen.
"Die geforderten Änderungen geben zu erkennen, dass selbst die
Bundesländer die Vorgaben des im Herbst 2019 reformierten
Psychotherapeutengesetzes in der Approbationsordnung nicht ausreichend
umgesetzt sehen", konstatiert Georg Schäfer, der Vorsitzende der Deutschen
Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und
Tiefenpsychologie (DGPT). "Doch sicherlich ist es auch den intensiven
Bemühungen der DGPT zu verdanken, dass in den vom Bundesrat beschlossenen
Änderungen die Strukturqualität der Lehre und die verfahrensbreite
Ausrichtung des Studiums noch verbessert werden konnten." Insbesondere bei
der staatlichen psychotherapeutischen Prüfung ist erreicht worden, dass
die Prüfer in größerem Umfang Fachkunde in unterschiedlichen
Therapierichtungen nachweisen müssen - sonst könnte beispielsweise ein
Verhaltenstherapeut psychoanalytische Inhalte prüfen. Auch verweist die
Approbationsordnung jetzt explizit auf die im Psychotherapeutengesetz
vorgegebenen Ausbildungsziele: Das Gesetz zur Reform der
Psychotherapeutenausbildung gibt eine Grundqualifizierung in allen
wissenschaftlich anerkannten Psychotherapieverfahren über alle
Altersgruppen hinweg vor. Wissenschaftlich anerkannt sind die Analytische
Psychotherapie, Tiefenpsychologisch fundierte Psychotherapie,
Verhaltenstherapie sowie Systemische Psychotherapie.

Trotz der Intervention einiger Bundesländer konnten die
Änderungsbeschlüsse des Bundesrates jedoch nur einen Teil der
Unstimmigkeiten in der Approbationsordnung beheben. "Problematisch bleibt
auch weiterhin, dass eine verbindliche Vorgabe für eine fachkundige Lehre
der Psychotherapieverfahren im gesamten Studium fehlt", bekräftigt der
Vorsitzende der DGPT. Es ist also nicht festgelegt, dass die Lehrenden
eine abgeschlossene Weiterbildung in dem von ihnen gelehrten
Psychotherapieverfahren absolviert haben. "Lediglich für die
berufspraktische Qualifizierung hat der Bundesrat die Verpflichtung zur
fachkundigen Lehre mit aufgenommen, nachdem erkennbar wurde, dass die
entsprechende Hochschullehrervereinigung - die Deutsche Gesellschaft für
Psychologie - hierfür offensichtlich von Beginn an Lehrkräfte ohne
entsprechende Weiterbildung vorgesehen hatte", schildert Georg Schäfer.
Weiterhin ist für die berufspraktische Qualifizierung auch nicht
vorgegeben, dass den Studierenden alle wissenschaftlich anerkannten
Verfahren zugänglich gemacht werden müssen. Es hängt jetzt von den die
Universitäten beaufsichtigenden Landesbehörden ab, ob bei der behördlichen
Zulassung der neuen Studiengänge (Akkreditierungsverfahren) die
Ausbildungsziele, die im Psychotherapeutengesetz vorgegeben sind,
realisiert werden können.

Die DGPT befürchtet, dass die gegenwärtig sehr einseitig
verhaltenstherapeutisch ausgerichtete Lehre an den staatlichen
Universitäten weitergeführt wird. "Damit wird erheblich beeinflusst,
welches Vertiefungsverfahren die angehenden Psychotherapeuten in der dem
Studium nachfolgenden Weiterbildung wählen", berichtet Schäfer. Wegen des
absehbaren Ausscheidens der geburtenstarken Jahrgänge wird dies zur
Konsequenz haben, dass es immer weniger nicht-verhaltenstherapeutisch
ausgerichtete Psychotherapeuten in der Versorgung der Patienten geben
wird. "Die Patienten werden, wenn die Bundesländer hier nicht sachgemäß
intervenieren, schon sehr bald in einigen Regionen nicht mehr frei das für
sie geeignete Psychotherapieverfahren auswählen können", prognostiziert
der Vorsitzende der DGPT.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2206

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psychosomatik und Tiefenpsychologie (DGPT) e.V. - 18.02.2020
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NACHSORGE/088: Medizinische Rehabilitation - Studien belegen den positiven Effekt (SH Ärzteblatt)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2020, Januar 2020

REHA

Positiver Effekt nachweisbar

von Horst Kreussler



Lässt sich die Wirkung medizinischer Reha belegen? Dieser Frage
ging das 10. Reha-Symposium in Lübeck nach. Fast 200 Teilnehmer. In
der allgemeinen Reha kommen nicht immer die richtigen Patienten an.



Haben die Maßnahmen besonders der stationären Rehabilitation
entsprechenden Nutzen - also objektiv, spürbar, längerfristig, bei
einem hohen Anteil der jeweiligen Rehabilitanden? Was unter Praktikern
als sicher gilt, ist nach Angaben des wissenschaftlichen Leiters des
Symposiums, Prof. Dr. phil. Matthias Bethge (Institut für
Sozialmedizin und Epidemiologie der Universität zu Lübeck, ISE), mit
neuen randomisierten, kontrollierten Studien belegt worden.

Zwei der neuen Studien wurden vorgestellt. Dr. Konrad Schultz, Klinik
Bad Reichenhall (EPRA-RCT, Asthma-Reha), und Dr. phil. Angelika Hüppe
(MERCED-Studie, ISE) legten Ergebnisse dar, nach denen die
multimodalen, interdisziplinären rehabilitativen Maßnahmen nach etwa
einem Jahr zu besserer Bewältigung chronischer Krankheiten und
besserer Teilhabe führten. Die MERCED-Studie mit je rund 265
Teilnehmern in der Interventionsgruppe und in der Kontrollgruppe ist
eine Studie aus dem ISE mit Prof. Heiner Raspe als Letztautor. Sie
sollte einen Beitrag liefern zur Evidenzbasierung bei dreiwöchig
stationärer Reha von erwerbstätigen GKV-Versicherten mit CED (Morbus
Crohn, Colitis ulcerosa). Sie kam zu dem Ergebnis "überlegener
Besserungen in klinischen und psychosozialen Variablen" in der
Interventionsgruppe, anzunehmen durch die Rehabilitation. Allerdings
nennt die Studie selbst erhebliche methodische Einschränkungen dieses
"Outcome", vor allem die Nutzung nur von Patientenbefragungen.

Daher war die Frage zur Bewertung an sich erfreulicher
Studienergebnisse besonders einleuchtend, die Bethge im nächsten
Referat stellte: die Gefahr der Fehlinterpretation aufgrund von
Studienbedingungen im Unterschied zur Versorgungsrealität: "Der Weg in
die Versorgung ist lang ... die Frage ist, ob am Ende überhaupt etwas
übrig bleibt."

In der Studie mit je 641 befragten Rehabilitanden mit
Muskel-Skelett-Erkrankungen ergaben sich nach einer besonderen
medizinisch-beruflichen Reha deutlich bessere Ergebnisse nicht nur "in
der Komfortzone idealer Studienbedingungen" mit sehr klaren
Einschlusskriterien und hoher Behandlungsgenauigkeit, sondern auch in
der realen Versorgung. Das dürfte neu sein, denn die bisher bekannten
randomisierten Studien mit positivem Ergebnis für die
medizinisch-berufliche Rehabilitation - etwa 20 Prozent höhere
berufliche Beschäftigung nach einem Jahr - blieben im Bereich
wissenschaftlicher Studienbedingungen, so Bethge. Die Zielgruppe
dieser speziellen beruflichen Reha bildeten Personen, deren berufliche
Leistungsfähigkeit nicht nur vorübergehend deutlich eingeschränkt ist
und die deshalb ein hohes Risiko haben, dass ihre berufliche
Eingliederung nach einer üblichen Rehabilitation scheitert. Daher
sieht das spezielle Programm rund acht Stunden Ergänzungen in
Diagnostik, Sozial- und Berufsberatung, berufsbezogenem Gruppen- sowie
Arbeitsplatztraining vor. Jedoch zeigte sich durch die Befragungen vor
und 10 Monate nach der Reha-Maßnahme, dass der Zugang zur Reha in der
Versorgungsrealität anders lief als beabsichtigt:

"Die Hälfte ... hatte ein geringes Risiko, dass eine
Wiedereingliederung scheitert. Diese benötigen die Programme
eigentlich nicht." Und: Bei den Reha-Einrichtungen zeigte sich "eine
starke Heterogenität. Die Hälfte konnte die Mindestanforderungen nicht
umsetzen." Dennoch lasse sich auch unter realen Versorgungsbedingungen
ein positiver Effekt nachweisen: zwischen 6 und 10 Prozentpunkte bzw.
bis zu 100 Tage Verkürzung der Rückkehrdauer in den Beruf.

Anfang Texteinschub

Infos


- Der Impetus zur Verbesserung war nicht zu überhören (PD Dr. Dieter
Bennighoven, Mühlenbergklinik Bad Malente): In der allgemeinen Reha
kommen nicht immer die Richtigen an - mehr bringt spezifische
Rehaversorgung.


- Neben dem ISE sind der Verein zur Förderung der
Rehabilitationsforschung (vffr) und Deutsche Rentenversicherung (DRV)
Nord Mitveranstalter des Symposiums. Weitere Referate gaben Hinweise
auf die Herausforderungen und Chancen einer besser vernetzten
Versorgung. So berichtete Nicole Tralau vom Praxisnetz Herzogtum
Lauenburg über die Versorgung von geriatrischen Patienten durch ein
koordinierendes und begleitendes Fallmanagement. Andere Beispiele
zeigten eine trägerübergreifende Individualprävention von Unfall-,
Renten- und Krankenversicherung oder die Wirkung
verhaltensmedizinischer Reha.

Ende Texteinschub


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2020
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2020/202001/h20014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

73. Jahrgang, Nr. 1/2020, Januar 2020, Seite 25

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung

Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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MELDUNG/1025: Besser organisiert - Beschäftigte von Pflegeeinrichtungen in Sachsen und Hessen erkämpfen Tarifverträge (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 8 vom 21. Februar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Besser organisiert

von UZ



Beschäftigte von Pflegeeinrichtungen in Riesa, Bautzen, Chemnitz und
Maintal haben Tarifverträge erkämpft. Mit steigenden
ver.di-Mitgliederzahlen in den Betrieben der Altenpflege, starker
Öffentlichkeitsarbeit, Kundgebungen und - wie in Maintal - Warnstreiks
wurden die Arbeitgeber dazu gebracht, sich an den Verhandlungstisch zu
setzen.

Im sächsischen Chemnitz hatte die Heim gGmbH die Aufforderung zu
Tarifverhandlungen jahrelang ignoriert. Erst als sich immer mehr
Beschäftigte in ver.di organisierten und einen Streik vorbereiteten,
lenkte das vom örtlichen Klinikum und der Stadt getragene Unternehmen
ein. In dieser Phase stieg die Zahl der ver.di-Mitglieder von 55 auf
über 200.

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 52. Jahrgang,

Nr. 8 vom 21. Februar 2020, Seite 2
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MELDUNG/1024: Abgewandert - Ärzte und Pflegekräfte des Klinikkonzerns Vivantes kündigen (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 8 vom 21. Februar 2020

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Abgewandert

Von UZ



Nach einem Bericht des Rundfunks Berlin-Brandenburg haben elf Ärzte
und 27 Pflegekräfte des Klinikkonzerns Vivantes gekündigt und
Arbeitsverträge mit dem St. Joseph Krankenhaus in Tempelhof
abgeschlossen. Als Grund wurden bessere Arbeitsbedingungen an den
neuen Arbeitsplätzen genannt. Dort soll ihre neue Station mit der
gleichen Anzahl von Pflegepersonal zehn Betten weniger als bisher
betreuen.

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 52. Jahrgang,

Nr. 8 vom 21. Februar 2020, Seite 2

Herausgeber: Parteivorstand der DKP

Anschrift von Verlag und Redaktion:

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 / 177889-90

E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de

Internet: www.unsere-zeit.de
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HERZ/1227: Für Kinder zugelassenes Kunstherz-System (idw)

Deutsches Herzzentrum Berlin - 19.02.2020

Neue Bewegungsfreiheit



Ein neuer Antrieb für das "Berlin Heart Excor Pediatric", dem weltweit
einzigen für Kinder zugelassenen Kunstherz-System, ermöglicht schwer
herzkranken Kindern deutlich mehr Bewegungsfreiheit. Am DHZB wurde das
System nun erstmals eingesetzt.

Das "Berlin Heart Excor Pediatric" gehört zu den Systemen für mechanische
Kreislaufunterstützung, die fachsprachlich als "Ventricular Assist Devices
(VAD)" und umgangssprachlich meist als "Kunstherzen" bezeichnet werden.
Sie unterstützen oder ersetzen die Pumpfunktion des Herzmuskels, wenn
keine anderen medizinischen Maßnahmen mehr helfen können. In den meisten
Fällen überbrücken solche Systeme die Wartezeit auf eine
Herztransplantation.

Das "Berlin Heart Excor Pediatric" ist das einzige auch für Kinder und
Säuglinge zugelassene "Kunstherz"-System weltweit. Es besteht im
Wesentlichen aus einer pneumatischen Pumpe außerhalb des Körpers, die über
Schläuche (Kanülen) direkt mit dem Herzen und den Blutgefäßen verbunden
wird.

Kinder mit einem Kunstherz müssen meist viele Monate, mitunter über ein
Jahr, auf eine Organspende warten. Sie können während dieser Zeit nicht
aus dem Krankenhaus entlassen werden. Für die ganze Familie bedeutet das
meist eine große Belastung.

Der bisherige "Berlin Heart Excor Pediatric"-Antrieb, mit einem Meter Höhe
etwa so groß wie ein kleiner Kühlschrank, steht zwar auf Rollen, schränkt
die Bewegungsmöglichkeiten der jungen Patientinnen und Patienten aber
aufgrund seiner Größe, seines Gewichts von über 90 Kilogramm und einer
gesicherten Akkulaufzeit von maximal 30 Minuten erheblich ein.

Der neue mobile Antrieb "Excor Active" dagegen ist klein wie ein
Handgepäcksstück, wiegt lediglich 15 Kilogramm und verfügt über einer
Akkulaufzeit von bis zu sieben Stunden. Er verhilft den herzkranken
Kindern damit zu wesentlich mehr Mobilität und Unabhängigkeit.

Am Deutschen Herzzentrum Berlin (DHZB) und am Herz- und Diabeteszentrum
NRW in Bad Oeynhausen wurde "Excor Active" jetzt weltweit erstmalig
angeschlossen, in Berlin bei Elena G. Die Zweijährige kam mit mehreren
angeborenen Herzfehlern zur Welt. Sie lebte mit ihrer Familie in
Düsseldorf, wurde aber im Dezember 2018 ins Deutsche Herzzentrum Berlin
verlegt, nachdem sich trotz einer Korrekturoperation eine
lebensbedrohliche Herzschwäche entwickelte, die vor Ort nicht mehr
therapiert werden konnte.

Zwei Tage später wurde Elena das "Berlin Heart Excor Pediatric"
eingesetzt. Seit über einem Jahr steht Elena auf der Warteliste für eine
Herztransplantation.

"Kinder mit einem ,Berlin Heart' bleiben meist schwer krank, die
mechanische Kreislaufunterstützung ermöglicht ihnen aber in vielen Fällen
eine Leistungsfähigkeit wie bei gesunden Kindern", sagt Prof. Dr. med.
Felix Berger, Direktor der Klinik für Angeborene Herzfehler -
Kinderkardiologie am DHZB, "umso wichtiger ist eine größtmögliche
Bewegungsfreiheit für die körperliche, geistige und seelische Entwicklung
der Patienten - denn wir wollen, dass sie trotz oft langer stationärer
Aufenthalte so normal wie möglich aufwachsen können. Der 'Excor Active' -
Antrieb wird die Lebensqualität der Kinder und ihrer Eltern deutlich
verbessern."

Mit bisher über 150 Implantationen des "Berlin Heart Excor Pediatric" ist
das DHZB das weltweit führende Zentrum für den Einsatz dieses Systems.
Insgesamt wurden am DHZB bereits mehr als 2800 VAD eingesetzt.

Hintergrundinformationen: Das Kunstherz-Programm am DHZB


	1986 implantiert der Herzchirurg Prof. Emil Bücherl am Berliner Klinikum Westend zum ersten Mal in Deutschland ein künstliches Herz. Am Deutschen Herzzentrum Berlin wird Prof. Bücherls herzchirurgisches Programm weitergeführt.

	1987 wird am DHZB die erste Kunstherz-Implantation vorgenommen.

	1990 kann weltweit zum ersten Mal die Wartezeit auf eine Transplantation bei einem Kind erfolgreich mit einem Kunstherz überbrückt werden.

	1994: Zum ersten Mal weltweit kann am DHZB ein Kunstherz wieder entnommen werden, weil sich das Herz des Patienten wieder erholt hat.

	Aus der Forschung am DHZB ging auch die Firma "Berlin Heart" hervor.

	Im Bereich der mechanischen Kreislaufassistenz wurden am DHZB zahlreiche Innovationen entwickelt und in die Praxis umgesetzt. Dazu gehören moderne minimalinvasive Operationsverfahren sowie die Entwicklung spezieller Instrumente.

	Die Spezialisten des DHZB führen regelmäßig Ausbildungsseminare durch und werden weltweit angefragt, um bei schweren und komplexen Operationen in anderen Kliniken in Deutschland und im Ausland mit ihrer Erfahrung zu helfen.

	Über 130 Unterstützungssysteme konnten am DHZB wieder explantiert werden, weil sich der Herzmuskel der Patienten während der dauerhaften Unterstützung durch ein Kunstherz-System wieder erholt hat.

	Das DHZB verfügt über ein spezielles Programm zur Verbesserung des Erholungspotentials des Myokards (Herzmuskelgewebes) von Kunstherzpatienten und hat Verfahren entwickelt, die eine genaue Beurteilung der Erholung des Herzmuskels ermöglichen.

	Der Erfolg einer Implantation hängt von einer rechtzeitigen Operation, aber vor allem auch von einer kontinuierlichen Nachsorge ab. Das DHZB verfügt deshalb über eine eigene Ambulanz, in der alle Patienten mit künstlichen Kreislaufpumpen betreut werden.

	Allen Kunstherz-Patienten steht zudem rund um die Uhr eine spezielle Hotline zur Verfügung.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dhzb.de/presse/news/detailansicht-meldungen/?L=0&tx_frontendlist_pi2%5Buid%5D=1264&tx_frontendlist_pi2%5Bmode%5D=2&cHash=a66322faa07c71cb12e33b020b70dbb2 

(Zur Pressemitteilung)

https://www.dhzb.de/de/ 

(Zum Deutschen Herzzentrum Berlin)

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79314

Elena und ihre Mutter Nasreen mit dem neuen Excor-Active-Antrieb.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution772

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Herzzentrum Berlin - 19.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1226: Kinderherzchirurgie steht vor großen Herausforderungen (idw)

Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V. - 19.02.2020

Kinderherzchirurgie steht vor großen Herausforderungen



Prof. Dr. Boulos Asfour, Vorstandsmitglied der Deutschen Gesellschaft für
Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V. (DGTHG) und Direktor der Abteilung
Kinderherzchirurgie am Universitätsklinikum Bonn, zu den Herausforderungen
der Kinderherzchirurgie.

Es hört sich an wie ein Paradox. Während auf der einen Seite die
herzchirurgische Versorgung der kleinen herzkranken Patienten weiterhin
auf einem hervorragendem medizinischen Niveau ist, müssen sich auf der
anderen Seite die Herzchirurgen mit dem Nachwuchs- sowie
Pflegefachkräftemangel und der Verfügbarkeit kindgerechter Medizinprodukte
auseinandersetzen. Auch wenn sich das Fachgebiet der Kinderkardiologie und
die Kinderherzchirurgie in den letzten 65 Jahren rasant und zum Wohle der
kleinen Patienten entwickelt hat, bleibt viel zu tun. So sieht es Prof.
Dr. Boulos Asfour, Vorstandsmitglied der Deutschen Gesellschaft für
Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V. (DGTHG) und Direktor der Abteilung
Kinderherzchirurgie am Universitätsklinikum Bonn.

Weltweit kommen angeborene Herzfehler mit etwa 0,7% bei allen Neugeborenen
vor. Die Ursachen differieren - neben genetischen Defekten können die
embryonale und die fetale Entwicklung für die Entstehung verantwortlich
sein. Aufgrund der großen Vielfalt werden angeborenen Herzfehler in ca. 26
Hauptdiagnosegruppen unterschieden. Rund 12 Prozent aller Herzfehler sind
schwerwiegend; etwa 26 Prozent werden als mittelschwer eingestuft. Die
Kinderherzmedizin hat in den letzten Jahrzehnten enorme Fortschritte
gemacht. In den 1950iger und 1960iger Jahren verstarben noch ein Viertel
der Patienten bereits im Säuglingsalter. Heutzutage erreichen mehr als 90
Prozent der Patienten das Erwachsenenalter als sogenannte EMAH (Erwachsene
mit angeborenem Herzfehler). Obwohl die Entwicklung erfreulich ist, gibt
es auch weiterhin besondere Herausforderungen.

Fachkräftemangel führt zu Terminverschiebungen und Wartelisten

Kinderherzchirurg Prof. Boulos Asfour sieht in dem akuten
Pflegefachkräftemangel eine bedauerliche Realität. "Es mangelt an
qualifizierten Pflegekräften", so Asfour. "Regelmäßig müssen wir
beispielweise Operationen absagen oder verschieben, so dass sich lange
Wartelisten bilden. Einerseits verfügen wir über die notwendige
Hightech-Medizin, können andererseits jedoch unsere Patienten wegen
Personalengpässen nicht kontinuierlich versorgen. Das gilt in allen
Bereichen, aber vorrangig haben wir zu wenig
Kinder-Intensivpflegekapazität."

Reform der Arbeitsbedingungen nötig für Nachwuchsgewinn

Die Gründe für den Pflegekräftemangel bezeichnet Prof. Asfour als
vielschichtig. "Der Dienst ist körperlich anstrengend und herausfordernd.
Oft wird über die eigenen Grenzen hinaus gearbeitet. Auch die psychische
Belastung ist nicht zu unterschätzen. Zudem ist die monetäre Wertschätzung
der Pflegekräfte nicht angemessen. Es braucht hier dringend Reformen,
damit die Berufe wieder an Attraktivität gewinnen. Menschen in diesen
Berufen arbeiten mit Herzblut. Die bestmögliche Versorgung unserer
Herz-Kinder steht immer im Vordergrund", erklärt der Kinderherzchirurg.

Qualitätsmanagement ist oberste Prämisse

In Deutschland werden herzkranke Patienten interdisziplinär und
berufsgruppenübergreifend in entsprechenden Zentren behandelt. Bundesweit
gibt es aktuell 360 Kliniken für Kinder- und Jugendmedizin, von denen 67
Kinderkliniken kinderkardiologische Kompetenz aufweisen. Insgesamt
arbeiten rund 166 Ärztinnen und Ärzte in aktuell 115 kinderkardiologischen
Schwerpunktpraxen. Die Versorgung ist also bundesweit sehr gut und auf
stabilem Niveau. In einem gemeinsamen Konsensuspapier haben Herzchirurgen
(Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie) und
Kinderkardiologen (Deutsche Gesellschaft für Pädiatrische Kardiologie und
Angeborene Herzfehler) die Grundvoraussetzungen herzchirurgischer
Einheiten zur Behandlung von Patienten mit angeborenen Herzfehlern
definiert. "Ein absolut wichtiger Schritt, um die geeignete, individuelle
Therapie und damit die bestmögliche Patientenversorgung zu gewährleisten",
erklärt Asfour. Optimierungsbedarf sieht der Kinderherzchirurg bei den
EMAH. "Wir brauchen hier weitere qualifizierte Versorgungsstrukturen für
die Erwachsenen mit angeborenem Herzfehler. Zurzeit haben wir bundesweit
ca. 200.000 Erwachsene mit einem angeborenen Herzfehler, die Dank der
herzmedizinischen Versorgung im Kindesalter das Erwachsenenalter erreichen
konnten. Wir sollten diesen Erfolg zum Anlass nehmen, uns gemeinschaftlich
für "die kleinen Herzen" stark zu machen."

Herz-Team Voraussetzung für erfolgreiche Patientenbetreuung

Das etablierte Herz-Team, im Kern bestehend aus Kinderherzchirurgen,
Kinderkardiologen, Intensivmedizinern und Anästhesisten, ist Voraussetzung
für die geeignete Therapiefindung und Versorgung. "Jeder bringt sein
Wissen zum Besten des Patienten ein. Zu jeder Zeit", betont Asfour. "Jeder
ist Spezialist in seinem Fachgebiet. So bilden wir zum Wohle der
Herz-Kinder ein Kompetenz-Team, das auf Augenhöhe agiert. Unsere konsertierte
Meinung mündet dann in eine Therapieempfehlung, natürlich immer unter
Einbeziehung der Eltern."

Innovative Operationsverfahren und Mangel an kindgerechten Medizinprodukten

Neben dem medizinischen Fortschritt ist es vor allem die technische
Entwicklung, die auch schonende Operationsmethoden erlaubt. Moderne
Echokardiographiegeräte mit entsprechend ausgebildeten Ärzten machen viele
diagnostische Herzkatheteruntersuchungen heute überflüssig. "Die
bildgebenden Verfahren haben entscheidenden Anteil zur besseren Behandlung
der Patienten beigetragen", so Asfour. "Moderne Hybrid-Operationssäle,
ausgestattet mit Angiografieanlagen und auch die Computer- und
Kernspintomographie entwickeln sich immer weiter. So innovativ die heutige
Medizintechnik ist, so groß ist der Mangel an Medizinprodukten, die für
die Behandlung von Kindern zugelassen sind. Es fehlt an Stents, Kathetern,
Drainagen und Biopsie-Zangen, aber auch die so wichtigen speziellen
Herzschrittmacher für Kinder rentieren sich nicht für die industrielle
Herstellung und den Vertrieb, so dass die Produktionseinstellung droht.
Neben dem technischen Equipment sieht Prof. Asfour auch einen hohen Bedarf
für Forschung und Innovation: "Wir brauchen dringend mehr
Forschungsförderung auf dem Gebiet der Kinderherzmedizin." Als Beispiel
nennt der Kinderherzchirurg mitwachsende Herzklappen, neue
Rekonstruktionstechniken und kindgerechte Herzunterstützungssysteme. Hier
braucht es einen Schulterschluss von Gesundheitswesen, Politik und
Wirtschaft, um eine gemeinsame Strategie zu entwickeln, damit die bereits
existierenden Versorgungslücken geschlossen werden können.

"Keine Operation ist wie die andere", so Prof. Asfour. "Auch nach 30
Jahren in meinem Fachgebiet habe ich immer wieder Fälle, die ich so noch
nie gesehen habe, denn angeborene Herzfehler sind sehr komplex und
unterscheiden sich deutlich von den vorrangig erworbenen Herzkrankheiten
der Erwachsenen-Herzchirurgie." Es kommt insbesondere auch bei der
Behandlung der angeborenen Herzfehler auf den richtigen Zeitpunkt an,
meint der Herzchirurg. "Die Operation sollte nicht zu früh und nicht zu
spät erfolgen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgthg-jahrestagung.de

http://www.kinderkardiologie.org/jahrestagung/

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79309

DGTHG_Kinderherzchirurgie_final

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1610

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Thorax-, Herz- und Gefäßchirurgie e.V. - 19.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KREBS/1226: "Jeder Krebsbetroffene in Deutschland sollte die gleichen Chancen auf eine optimale Versorgung erhalten." (idw)

Deutsche Krebshilfe - 19.02.2020

"Jeder Krebsbetroffene in Deutschland sollte die gleichen Chancen auf
eine optimale Versorgung erhalten."



Knapp 500.000 Menschen erkranken jährlich neu an Krebs, statistisch
gesehen erkrankt jeder zweite Deutsche im Laufe des Lebens an einem
Krebsleiden. Auf dem 34. Deutschen Krebskongress diskutieren Expertinnen
und Experten derzeit, wie die Krankheit am besten bekämpft werden kann,
welche neue Therapien am vielversprechendsten sind und welche
Versorgungsstrukturen für eine optimale Versorgung benötigt werden.

Auf der Eröffnungspressekonferenz forderten sie insbesondere einen
rascheren Transfer des medizinischen Wissens in die Versorgung und den
Zugang zu innovativen Therapien, unabhängig vom Wohnort. Für die künftigen
Herausforderungen bedürfe es zudem gut ausgebildeter, kompetenter
medizinisch-wissenschaftlicher Nachwuchskräfte.

"Dank medizinischer Innovationen ist Krebs heute besser behandelbar als
noch vor wenigen Jahren", erklärte Prof. Dr. Andreas Hochhaus,
Kongresspräsident des Deutschen Krebskongresses 2020. "Für die Betroffenen
ist es wichtig, dass innovative Therapien, die sich in der Versorgung
bewähren, möglichst rasch zu medizinischen Standards werden, die überall
gelten und gleich umgesetzt werden. Das gelingt nur, wenn Ärzteschaft und
Betroffene auch gut darüber informiert sind." Neben den Fortschritten in
der Chirurgie und in der Strahlentherapie seien es vor allem innovative
zielgerichtete Medikamente und Immuntherapien, die als vielversprechende
Ansätze der Krebsbekämpfung gelten, und auf dem Kongress vorgestellt
werden.

Die Erforschung der zellulären Immuntherapie begann vor ungefähr 40 Jahren
mit der Transplantation von Knochenmark. "Schon früh war klar, dass das
Knochenmark eines Spenders dem eigenen, immungenetisch gleichen
Knochenmark, überlegen ist. Patienten und Patientinnen mit einer leichten,
chronischen Graft-versus-Host-Reaktion, bei der die Immunzellen des
Spenders die Körperzellen des Empfängers kontrolliert angreifen, hatten
weniger Rückfälle und überlebten besser", so Prof. Dr. em. Hans-Jochem
Kolb, der 1975 die erste Knochenmarktransplantation in Deutschland
durchführte. Heute werden die Blutstammzellen meist nicht dem Knochenmark,
sondern dem Blut des Spenders entnommen. Darüber hinaus existieren
zahlreiche neue Ansätze der onkologischen Immuntherapie. Doch auch an der
Graft-versus-Host-Reaktion nach einer allogenen Stammzelltransplantation
wird noch immer geforscht: Denn in manchen Fällen verläuft sie
lebensbedrohlich und eine verlässliche Prognose, welche Patienten und
Patientinnen stark davon betroffen sein werden, ist derzeit nicht möglich.
Die Ärztin Dr. Cornelia Link-Rachner vom Universitätsklinikum Dresden
arbeitet deshalb an der Schnittstelle von Labor und Klinik daran, mit
neuen Methoden die Vorhersage des Therapieausgangs zu verbessern. Mit
hochmodernen sogenannten Next-Generation-Sequencing (NGS)-Methoden
analysiert sie bestimmte T-Zellpopulationen nach der Transplantation, um
mehr über die Graft-versus-Host-Reaktion zu lernen.

Das Beispiel zeige, wie wichtig es sei, Wissen aus der Anwendung einer
Therapie zu sammeln, um vorhandene Evidenzlücken zu schließen und
Nebenwirkungen zu reduzieren. Das gelte besonders für innovative komplexe
medizinische Verfahren, so Dr. Johannes Bruns, Generalsekretär der
Deutschen Krebsgesellschaft: "Viele Fachleute setzen sich deshalb
mittlerweile dafür ein, dass neue Therapien zunächst nur von wenigen
Innovationszentren mit dem entsprechenden Know-how verantwortet werden;
sie sollten sich zur Teilnahme an spezifischen
Qualitätssicherungsmaßnahmen und an industrieunabhängigen Registerstudien
verpflichten und dabei eng mit den Leistungserbringern zusammenarbeiten,
die die Betroffenen am Wohnort betreuen."

Ein rascher Innovationstransfer erfordert jedoch nicht nur eine bessere
Vernetzung von Forschung und Versorgung, sondern auch kompetente
medizinisch-wissenschaftliche Nachwuchskräfte, die sich für die Arbeit an
der Schnittstelle von Labor und Versorgung begeistern. Mittlerweile droht
in Deutschland ein deutlicher Nachwuchsmangel von wissenschaftlich tätigen
Ärztinnen und Ärzten. Denn leider sei es für junge Ärztinnen und Ärzte
nicht immer leicht, Facharztweiterbildung und Forschung in Einklang zu
bringen, bestätigte Link-Rachner, die als Nachwuchsgruppenleiterin seit
2019 durch das Förderprogramm "Mildred-Scheel-Nachwuchszentren" der
Deutschen Krebshilfe gefördert wird. "Mit den
'Mildred-Scheel-Nachwuchszentren zur Stärkung des wissenschaftlichen Nachwuchses auf dem
Gebiet der Krebsforschung' wollen wir vor allem Rahmenbedingungen und
langfristige berufliche Perspektiven für klinisch-wissenschaftlich tätige
Ärztinnen und Ärzte sowie auf dem Gebiet der Medizin tätige
Naturwissenschaftlerinnen und Naturwissenschaftler schaffen, die
beispielsweise auch die Vereinbarkeit von Familie und Beruf erlauben. Die
Zentren können aber nur ein erster Schritt sein, um dem drohenden Mangel
an jungen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern zu begegnen", so Gerd
Nettekoven, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Krebshilfe. Das Programm
ermöglicht fünf medizinischen Fakultäten in Deutschland den Aufbau
nachhaltiger Strukturen. "Die Deutsche Krebshilfe erwartet, dass die
Wissenschafts- und Gesundheitspolitik auf diese Initiative reagiert und
sehr bald auch flächendeckend Strukturverbesserungen schafft."


Die Deutsche Krebshilfe wurde am 25. September 1974 von Dr. Mildred Scheel
gegründet. Ziel der gemeinnützigen Organisation ist es, Krebserkrankungen
in all ihren Erscheinungsformen zu bekämpfen. Unter dem Motto "Helfen.
Forschen. Informieren." fördert die Stiftung Deutsche Krebshilfe Projekte
zur Verbesserung der Prävention, Früherkennung, Diagnose, Therapie,
medizinischen Nachsorge und psychosozialen Versorgung, einschließlich der
Krebs-Selbsthilfe. Ihre Aufgaben erstrecken sich darüber hinaus auf
forschungs- und gesundheitspolitische Aktivitäten. Sie ist ebenfalls
Mitinitiator des Nationalen Krebsplans sowie Partner der "Nationalen
Dekade gegen Krebs". Die Deutsche Krebshilfe ist der bedeutendste private
Geldgeber auf dem Gebiet der Krebsbekämpfung - unter anderem der
Krebsforschung - in Deutschland. Sie finanziert ihre gesamten Aktivitäten
ausschließlich aus Spenden und freiwilligen Zuwendungen der Bevölkerung.

www.krebshilfe.de


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.krebsgesellschaft.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution500

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Krebshilfe - 19.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHMERZ/802: Studie Migräne bei Kindern. Gesundheitsförderung wirksamer als Medikamente (idw)

Hochschule Coburg - 19.02.2020

Migräne bei Kindern - Neue Studie belegt: Gesundheitsförderung wirksamer als Medikamente



Prof. Dr. Karin Meißner, Leiterin des Masterstudiengangs
Gesundheitsförderung an der Hochschule Coburg und weltweit renommierte
Plazeboforscherin, veröffentliche gerade mit Kollegen aus den
Universitäten in Basel, Schweiz und Boston, USA eine Studie, die zeigt,
dass Medikamente in der Migräneprophylaxe bei Kindern nicht wirksamer sind
als Placebo. Diese Studie ist für Kinderärzte, Schmerztherapeuten und
natürlich betroffene Kinder und deren Familien von großer Bedeutung.

Das Forscherteam ging mit der Fragestellung an die Studie heran, ob
Medikamente zur Migräneprophylaxe wirksamer sind als Placebo und welche
Medikamente am besten wirken. Die Netzwerk-Metanalyse umfasst 23
bestehende Studien an mehr als 2200 Patienten. Die Ergebnisse der Studie
sind wegweisend.

Professorin Meißner fasst die wichtigsten Fakten zusammen: "Insgesamt sind
alle Medikamente, die bei der Migräneprophylaxe bei Kindern und
Jugendlichen eingesetzt werden, von zweifelhaftem Nutzen. Lediglich zwei
Präparate waren über die ersten vier Monate einer reinen Placebotherapie
statistisch überlegen. Bei einem längeren Beobachtungszeitraum
verschwanden auch diese Effekte." Meißner betont: "Es besteht bisher nur
eine schwache wissenschaftliche Evidenz, dass man solche Medikamente bei
Kindern überhaupt einsetzen sollte."

Das bedeutet, dass auch diese beiden Medikamente keinen sicheren Nachweis
gebracht haben, dass sie überhaupt wirken. Gerade wenn es um Kinder geht,
müssen Forscher und Ärzte hier strenge Kriterien anlegen.

Die am besten geeignete Migräneprophylaxe besteht daher bislang in
gesundheitsfördernden Maßnahmen, wie Ernährung, Bewegung und Entspannung,
wie Prof. Dr. Boris Zernikow von der Universität Witten/Herdecke in einem
begleitenden Editorial betont. Außerdem sind ausreichend Schlaf und ein
bewusster Umgang mit dem eigenen Körper der Schlüssel zur
Beschwerdelinderung. Neben der Migräneprophylaxe ist es wichtig, dass die
Kinder lernen, die Migräneschübe früh zu erkennen und dann rechtzeitig die
akute Schmerzmedikation einzunehmen.

Fazit: 

Eine Änderung des Lebensstils mit einem verhaltenstherapeutischen
und psychologischen Ansatz ergänzt durch Entspannungstechniken sind einer
Dauermedikation vorzuziehen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://jamanetwork.com/journals/jamapediatrics/article-abstract/2760572

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution285

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Coburg - 19.02.2020

WWW: http://idw-online.de
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STUDIE/665: "Dr. Google" - Online nach Krankheitssymptomen zu suchen, wirkt sich negativ auf Psyche aus (idw)

Universität zu Köln - 19.02.2020

"Dr. Google": Online nach Krankheitssymptomen zu suchen, wirkt sich
negativ auf Psyche aus

Steigerung des Unwohlseins bereits nach fünf Minuten individueller
Recherche / Veröffentlichung in Zeitschrift für Psychologie



Bereits eine kurze Internetsuche nach den empfundenen Symptomen kann die
eigene Sorge, ernsthaft erkrankt zu sein, direkt steigern. Den Effekt von
"Doktor Google" weist eine aktuelle Studie aus der Arbeitsgruppe um
Professor Dr. Alexander Gerlach vom Lehrstuhl für Klinische Psychologie
und Psychotherapie der Universität zu Köln nach. Die Studie erscheint in
Ausgabe 02/2020 der Zeitschrift für Psychologie.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ließen vorrangig junge
Erwachsene im Alter von durchschnittlich 23 Jahren fünf Minuten lang
persönliche Symptome im Internet suchen. Obwohl in dieser Altersgruppe das
Risiko für eine Krankheitsangststörung üblicherweise gering ist, gaben die
Probanden direkt nach der Suche an, sich nun mehr Sorgen über ihre
Gesundheit und die Krankheitssymptome zu machen. Dabei führte das Googeln
zu größerer Besorgnis, wenn die Teilnehmerinnen und Teilnehmer bereits
zuvor über eine negative Stimmung berichtet hatten. Die nachteiligen
Folgen der Internetrecherche zeigten sich nicht nur, wenn
Studienteilnehmer auf Internetseiten landeten, die über besonders
gravierende Krankheiten informierten. Auch bei Webseiten mit
zurückhaltenden, moderaten Auskünften zu Symptomen steigerte sich das
Unwohlsein der Probanden.

Im Internet nach Symptomen und Krankheitsbildern suchen ist normal
geworden. Ganze 46 Prozent der Deutschen geben an, regelmäßig im Internet
Gesundheitsthemen zu recherchieren. Da Langzeitstudien weitgehend fehlen,
können zurzeit zwar keine Aussagen über einen Beitrag von
Internetrecherchen zur Entwicklung einer Krankheitsangststörung (ehemals
"Hypochondrie") gemacht werden. Dass Recherchen sich negativ auf das
psychische Wohlbefinden auswirken, konnte die Studie allerdings nun
belegen.

Der Arbeitsgruppe um Professor Gerlach ist die Verzahnung von Wissenschaft
und Therapie besonders wichtig. In der 2018 gegründeten Spezialambulanz
für Krankheitsangst finden die Erkenntnisse aus aktueller Forschung
direkte Anwendung. Unter www.Krankheitsangst.koeln finden Sie
Informationen zum Behandlungsangebot und aktuellen Studien.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln - 19.02.2020
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VORTRAG/865: Jena - Öffentliche Vortragsreihe "Science & Society". "Lernen, Erinnern, Vergessen", 27.02.2020

Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut e.V. (FLI) - 19.02.2020

"Lernen, Erinnern, Vergessen" - Vortrag in der Reihe "Science & Society"



Wie arbeitet unser Gehirn und wie werden Erinnerungen gespeichert? Für
immer oder nur temporär? Unveränderlich oder zeitlebens modifizierbar?
Diese und weitere Fragen der Neurowissenschaften beantwortet der
Neurobiologe Prof. Dr. Eckart Gundelfinger vom Leibniz-Institut für
Neurobiologie (LIN) in Magdeburg in seinem Vortrag zum Thema "Lernen,
Erinnern, Vergessen - Wie zuverlässig ist unser Gehirn?" im Rahmen der
öffentlichen Vortragsreihe "Science & Society". Die Veranstaltung am 27.
Februar 2020 in Jena beginnt um 16.00 Uhr und wird vom Leibniz-Institut
für Alternsforschung (FLI) zusammen mit dem Leibniz-Forschungsverbund
Healthy Ageing und Beutenberg-Campus Jena e.V. organisiert.

Jena. Unser Gehirn besitzt keine Festplatte, wie ein Computer.
Gedächtnisinhalte, wie beispielsweise persönliche Erinnerungen, werden
vielmehr dezentral gespeichert, ständig umgebaut und mit neuen
Informationen verknüpft. Das heißt, dass mit jedem Abruf einer Erinnerung,
der Eintrag neu eingespeichert wird und - in Abhängigkeit von der
Situation zum Zeitpunkt des Abrufs - auch verändert werden kann. Unser
Gedächtnis ist also sehr dynamisch. Das Gehirn hat sich offenbar während
der Evolution nicht als zuverlässiger Datenspeicher entwickelt, sondern
ist vielmehr ein Instrument, mit dem wir unser zukünftiges Handeln
flexibel planen können. Doch dazu bedarf es eines großen
Erfahrungsschatzes, aber nicht notwendigerweise unendlich vieler
Detailinformationen. Die Veränderlichkeit unseres Gedächtnisses hat
wichtige Konsequenzen, z.B. für die Rechtsprechung oder auch für das
Älterwerden. Neurowissenschaftler kommen nach und nach den Mechanismen des
dynamischen Gedächtnisses auf die Spur.

Im Rahmen der öffentlichen "Science & Society"-Veranstaltung hält Prof.
Dr. Eckart Gundelfinger einen Vortrag zum Thema "Lernen, Erinnern,
Vergessen - Wie zuverlässig ist unser Gehirn?" und gibt einen Einblick,
wie unser Gehirn funktioniert, wie entschieden wird, welche Informationen
gespeichert und welche vergessen werden, wie sich Nervenzellen fit halten
und was geschieht, wenn sie altern.

Der Referent

Eckart D. Gundelfinger ist Professor für Molekulare Neurobiologie an der
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg und einer der Sprecher des Center
for Behavioral Brain Sciences (CBBS) in Magdeburg. Er studierte Biologie
an der Universität Stuttgart, forschte für seine Doktorarbeit am
Max-Planck-Institut für Biologie in Tübingen und war danach zwei Jahre als
Postdoktorand am EMBL in Heidelberg tätig. Ab 1984 widmete er sich der
Frage, wie Nervenzellen kommunizieren, zunächst am Zentrum für
Molekularbiologie (ZMBH) der Universität Heidelberg und ab 1988 am Zentrum
für Molekulare Neurobiologie in Hamburg. Seit 1992 leitet er die Abteilung
für Neurochemie & Molekularbiologie am Leibniz-Institut für Neurobiologie
- Zentrum für Lern- und Gedächtnisforschung (LIN) in Magdeburg. Von 2010
bis 2019 war er Wissenschaftlicher Direktor des LIN.

Öffentliche Vortragsreihe "Science & Society"

Die zweimal jährlich stattfindende öffentliche Vortragsreihe "Science &
Society" erweitert die in Jena betriebene
naturwissenschaftlich-medizinische Grundlagenforschung zum Altern um gesellschaftliche und
soziale Aspekte und wird vom Leibniz-Institut für Alternsforschung -
Fritz-Lipmann-Institut (FLI) und dem Leibniz-Forschungsverbund Healthy
Ageing zusammen mit dem Beutenberg-Campus Jena e.V. organisiert.

Zu der Veranstaltung sind alle Interessenten herzlich eingeladen. 

Der Vortrag findet um 16.00 Uhr im Hörsaal des Abbe-Zentrums Beutenberg und in
Deutsch statt. 

Der Eintritt ist frei!

Kostenlose Parkplätze stehen unterhalb des Abbe-Zentrums Beutenberg zur
Verfügung.

Mit finanzieller Unterstützung durch die Wirtschaftsförderungsgesellschaft
Jena mbH.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution517

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Alternsforschung - Fritz-Lipmann-Institut e.V. (FLI) - 19.02.2020
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LABEL/5191: Sony Music Press Relations Newsletter - KW08/2020 (Sony Music)

SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW08/2020

München, 21. Februar 2020



Glanz und Gloria - Alanis Morissette veröffentlicht am 01. Mai
ihr neues Album "Such Pretty Forks In The Road"

Nachdem Alanis Morissette Anfang Dezember mit der Single "Reasons I
Drink" eine siebenjährige Veröffentlichungspause beendet hatte,
können Fans ihr neues Album "Such Pretty Forks In The Road" seit
heute vorbestellen. Der Longplayer, der in Zusammenarbeit mit dem
Songwriter Michael Farrell (Morrissey, Macy Gray) und der Produzentin
Alex Hope (Troye Sivan, Ben Platt, Tove Lo) entstand, ist ab dem 1.
Mai erhältlich. Es ist der Follow-up zu "Havoc And Bright Lights",
das 2012 Platz zwei der Offiziellen Deutschen Charts erreichte und
mit Gold ausgezeichnet wurde.

In Deutschland wird Alanis Morissette die Songs des neuen Albums
erstmals im Rahmen eines Konzerts in der "Alten Kongresshalle" in
München vorstellen. Im Herbst unternimmt die 45-Jährige eine dreizehn
Dates umfassende Europatour, die sie am 8. Oktober auch in die
Hamburger Barclaycard Arena führen wird. Als Support wird Liz Phair
auf der Konzertreise dabei sein.

Seit 1995 zählt Alanis Morissette zu den einflussreichsten
Singer/Songwritern und Musikern. Ihre Musik und ihre Performances
wurden von der Kritik hoch gelobt und mit sieben Grammys
ausgezeichnet. Nach Morissettes Debütalbum im Jahr 1995, "Jagged
Little Pill", folgten neun weitere vielseitige und von der Kritik
hochgelobte Alben.


Kleiner Reminder - Ozzy Osbournes neues Album "Ordinary
Man" ist seit heute draußen

Ozzy Osbourne veröffentlicht heute nach zehnjähriger Solo-Abstinenz
sein neues Album "Ordinary Man". Darauf enthalten sind unter anderem
die beiden Auskopplungen "Under The Graveyard" sowie "Straight To
Hell". "Es machte mir alles unglaublich viel Freude, die Platte
unterscheidet sich stark von meinen bisherigen Alben", erklärt Ozzy,
und weiter: "Wir schnitten im Studio alles auf die Schnelle mit, was
ich so seit der ersten Black-Sabbath-Scheibe nicht mehr getan habe.
Den dadurch entstandenen Aufnahmeprozess genoss ich daher sehr."

Produziert wurde das Album in Los Angeles von Andrew Watt, der auch
die Gitarrenspuren übernahm. Am Bass half Duff McKagan von Guns
N'Roses aus, Red-Hot-Chili-Peppers-Schlagzeuger Chad Smith schlug in
die Felle. Neben der Kernband geben sich aber noch weitere namhafte
Musiker die Klinke gegenseitig in die Hand: Neben Duffs GnR-Kollegen
Slash konnte Ozzy für seine Platte noch Rapper Post Malone, Tom
Morello von Rage Against The Machine sowie die Sir Elton John für
sich gewinnen.

"Es passte einfach alles zusammen", schwärmt Ozzy von seinen
berühmten Gästen. "Slash ist wie Elton ein alter Freund von mir. Als
ich 'Ordinary Man' schrieb, erinnerte mich das Lied an einen alten
Song von ihm. Ich fragte meine Frau, ob Elton das Stück wohl singen
möge. Wir suchten ihn auf und siehe da, er sang nicht nur, sondern
spielte auch Piano dazu."


Kommende Alben-Veröffentlichungen

21.02. Ozzy Osbourne - Ordinary Man

28.02. Majan - Oh Boi

06.03. Hämatom - Maskenball

06.03. Moses Pelham - Emuna

06.03. Flora Cash - Baby, It's Okay

20.03. Roberto Bianco & Die Abbrunzati Boys - Greatest Hits

20.03. Alicia Keys - Alicia

13.03. O.S.T. - Trolls: World Tour

27.03. Mia. - Limbo

03.04. Bury Tomorrow - Cannibal

01.05. Alanis Morissette - Such Pretty Forks In The Road

01.05. Joel Brandenstein - Frei

05.06. Wardruna - Kvitravn


On Tour

Cage The Elephant

26.02. Köln - Live-Music Hall

27.02. Berlin Astra-Kulturhaus

28.02. Hamburg Docks

Harry Styles

Support: King Princess

29.04. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

08.05. Hamburg - Barclaycard-Arena

27.05. Köln - Lanxess-Arena

28.05. München - Olympiahalle

Matthias Reim

24.05. Köln - E-Werk

26.05. Mannheim - Capitol

27.05. Neunkirchen/Saar - Neue Gebläsehalle

29.05. Dresden - Junge Garde

30.05. Dresden - Junge Garde

04.06. Wolfhagen - Kulturzelt

05.06. Leipzig - Parkbühne

17.07. Bad Elster - NaturTheater Bad Elster

30.07. Lauchheim - Schloss Kapfenburg

08.08. Landsberg SA - Open Air am Streinbruch

14.08. Torgau - Schloss Hartenfels

15.08. Klaffenbach - Chemnitz, Wasserschloss Klaffenbach

16.08. Fulda - Universitätsplatz

21.08. Freital - Hains Freizeitzentrum

22.08. Weissenfels - Schloss Neu-Augustusburg

28.08. Creuzburg - Burg Creuzburg

29.08. Forst/Lausitz - Ostdeutscher Rosengarten

04.09. Gelsenkirchen - Amphitheater

05.09. Oranienburg - Schloss Oranienburg

10.09. Radolfzell - Milchwerk

11.09. Nürnberg - Serenadenhof

12.09. Potsdam - Porta-Potsdamfest

Céline Dion

17.06.2020 München - Olympiahalle

19.06.2020 Mannheim - SAP-Arena

21.06.2020 Köln - Lanxess-Arena

22.06.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

22.07.2020 Berlin - Waldbühne

Jeff Lynne's ELO

26.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

27.09. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

29.09. Köln - Lanxess-Arena

30.09. München - Olympiahalle

Ozzy Osbourne

(Nachholtermine)

11.11.2020 Dortmund - Westfalenhalle

26.11.2020 München - Olympiahalle

28.11.2020 Mannheim - SAP-Arena

30.11.2020 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

03.11.2020 Hamburg - Barclaycard-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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AUSLAND/9322: Aus aller Welt - 21.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Verfassungsgericht in Bangkok verbietet Oppositionspartei FFP

Das Verfassungsgericht in Thailand hat die Auflösung der
oppositionellen Zukunftspartei angeordnet. Die Future Forward Party
(FFP) habe die Verfassungsregeln verletzt, weil sie einen Kredit in
Höhe von 5,6 Millionen Dollar von ihrem Parteichef Thanathorn
Juangroongruangkit angenommen habe, urteilte das Gericht nach
Informationen der Nachrichtenagentur AFP am Freitag in Bangkok. Die
geltende Grenze von 315.000 Dollar für Parteispenden durch eine
Einzelperson sei überschritten worden. Zudem werden 16
Parteivertreter, darunter Gründer Thanathorn, für zehn Jahre von
Wahlen ausgeschlossen. Die FFP war bei den von Manipulationsvorwürfen
überschatteten Parlamentswahlen im März 2019 überraschend
drittstärkste Kraft geworden. In dem buddhistischen Königreich ist
seit dem Militärputsch gegen die demokratisch gewählte Regierung von
Premierministerin Yingluck Shinawatra im Jahr 2014 der General Prayut
Chan-o-cha an der Macht.

21. Februar 2020
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JUSTIZ/9322: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Drogenplantage in Nordenham entdeckt

In einem Einfamilienhaus in Nordenham im Landkreis Wesermarsch sind
niedersächsische Polizeibeamte auf eine professionell betriebene
Cannabisplantage gestoßen. Neben rund 370 Pflanzen fanden die
Ermittler 200 Gramm bereits abgeerntetes Marihuana und 30 Gramm
Amphetamine. Auch eine Schreckschußwaffe und Pfefferspray wurden
beschlagnahmt. Nach offiziellen Angaben hatten Zeugen die
Nordenhamer Polizei auf einen extremen Cannabisgeruch in dem Haus
aufmerksam gemacht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9319: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Keine Entspannung im Syrien-Konflikt

In Hinblick auf die zunehmenden Spannungen in Syrien soll der
türkische Verteidigungsminister Hulusi Akar die USA angeblich um die
Lieferung von Patriot-Luftabwehrraketen gebeten haben. Es bestehe die
Gefahr von Luftangriffen, sagte der Minister laut AFP-Angaben am
Donnerstag im türkischen Fernsehen. Ebenfalls am Donnerstag wurden
nach Informationen des Verteidigungsministeriums in Ankara zwei
türkische Soldaten bei einem Luftangriff in der syrischen Provinz
Idlib getötet und fünf weitere verletzt. Die syrische Armee geht seit
mehreren Wochen mit russischer Unterstützung gegen dschihadistische
Milizen in der Region an der Grenze zur Türkei vor.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9321: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



CSU-Chef Söder drängt CDU zu rascher Entscheidung

Wegen seiner Einmischung in die Debatte um den CDU-Vorsitz und die
Kanzlerkandidatur kassierte CSU-Chef Markus Söder einen Rüffel von
der Schwesterpartei. CDU-Vize Thomas Strobl ermahnte den bayerischen
Regierungschef zu mehr Zurückhaltung. Wann und in welchem Verfahren
die CDU die Parteivorsitz-Frage kläre, sei allein Sache der CDU, das
gelte auch für gut gemeinte Hinweise aus München, sagte Strobl in
einem Gespräch mit den Funke-Zeitungen vom Freitag. Söder hatte die
Christdemokraten zu einer schnellen Entscheidung bei der Führung
gedrängt. Die CDU sollte darauf achten, daß sie durch lange Verfahren
nicht in eine ähnliche Lage komme wie die SPD, sagte der CSU-Chef der
Augsburger Allgemeinen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9319: Tragisches und Kurioses - 21.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Touristen auf Spitzbergen von Lawine fortgerissen

Auf der norwegischen Inselgruppe Spitzbergen im Norpolarmeer sind
zwei Touristen aus Deutschland bei einem Lawinenabgang ums Leben
gekommen. Das Unglück ereignete sich am Donnerstagnachmittag in der
Nähe des Gletschers Fridtjofbreen, berichtete die Nachrichtenagentur
AFP unter Berufung auf Behördenangaben. Die beiden Opfer gehörten
demnach zu einer Gruppe von fünf Touristen und zwei Reiseführern des
russischen Touranbieters Arctic Travel, die auf der Insel Svalbard
mit Schneemobilen unterwegs waren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8404: Aus Forschung und Technik - 21.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Satellit für russisches Militär gestartet

Eine Sojus-2.1a-Trägerrakete brachte den militärischen
Nachrichtensatelliten Meridian-M in eine Erdumlaufbahn. Der Start
erfolgte vom Militärkosmodrom Plessezk in der Region Archangelsk,
teilte das Verteidigungsministerium am Donnerstag in Moskau mit. Es
war der erste Start einer Sojus-2-Rakete in Plessezk in diesem Jahr.
Wie aus einem Beitrag der Nachrichtenagentur Tass hervorgeht, war die
Mission ursprünglich für den 24. Januar geplant, mußte aber wegen
eines Kurzschlusses in der dritten Raketenstufe verschoben werden.
Die fehlerhafte Stufe wurde ersetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8418: Aus aller Welt - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Evo Morales in Bolivien von Senatskandidatur ausgeschlossen

In Bolivien hat die selbsternannte Übergangsregierung von Jeanine
Añez für Anfang Mai Neuwahlen zu Senat und Abgeordnetenkammer
angesetzt. Das Oberste Wahlgericht schloß bislang mehr als 60 Prozent
der Bewerber aus, darunter den im November vom Militär zum Rücktritt
gezwungenen Präsidenten Evo Morales, seinen Außenminister Diego Pary
und hochrangige Mitglieder ihres Parteienbündnisses Bewegung zum
Sozialismus (Movimiento al Socialismo, MAS). Morales darf nicht für
den Senat kandidieren, weil er sich in Argentinien aufhält. Der
Präsident des Obersten Wahlgerichts, Salvador Romero, berichtete der
Presse, die insgesamt 365 disqualifizierten Kandidaten mehrerer
Parteien hätten den gesetzlichen Anforderungen nicht genügt. Die
Parteien könnten bis Mitte März neue Kandidaten aufstellen. Die MAS
würde Umfragen zufolge mit ihrem Präsidentschaftskandidaten Luis Acre
die Wahlen erneut gewinnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8373: Medizin und Gesundheitswesen - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutschland beim Kampf gegen das Rauchen auf dem letzten Platz

Wenn man durch deutsche Straßen streift, wird man das kaum glauben.
Für Tabakkonsumenten bestehen in Deutschland noch immer paradiesische
Zustände… zumindest wenn man sie mit dem europäischen Ausland
vergleicht. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, liegt Deutschland
auf der Europäischen Tabakkontrollskala 2019, die Maßnahmen zur
Eindämmung in den verschiedenen Ländern vergleicht, auf den 36. und
damit letzten Platz. Als Kriterien für den Vergleich wurden sechs
Maßnahmen, die im Kampf gegen den Tabakkonsum als wirksam eingestuft
werden, herangezogen: Tabaksteuererhöhungen, Rauchverbote,
Aufklärungskampagnen, ein umfassendes Tabakwerbeverbot, Warnhinweise
auf Tabakverpackungen und Unterstützung beim Rauchstopp. Hauptgrund
für das schlechte Abschneiden ist, daß Deutschland als einziges Land
in Europa noch Außenwerbung für Tabakprodukte erlaubt. Während die
Schweiz den vorletzten Platz bei dem Vergleich einnimmt, befindet
sich Großbritannien an erster Stelle des Rankings, gefolgt von
Frankreich und Irland.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8406: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Klagen gegen Baumfällarbeiten für Tesla-Fabrik wurden abgewiesen

Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat am Donnerstagabend
dem kalifornischen Autobauer Tesla erlaubt, Rodungsarbeiten im
Bereich Grünheide durchzuführen. Östlich von Berlin soll dort eine
Fabrik zur Produktion von Elektrofahrzeugen entstehen. Die
Baugenehmigung wurde noch nicht abschließend erteilt, aber das
Gericht befand, die gesetzlichen Voraussetzungen für vorzeitige
Baumaßnahmen hätten vorgelegen. Die zuständige Behörde habe
beurteilen können, ob das Projekt genehmigungsfähig sei. Die in
zweiter Instanz erfolgte Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts ist
nicht anfechtbar. Das vorübergehend eingestellte Baumfällen auf rund
90 Hektar in dem ausgewiesenen Industriegebiet kann noch vor Beginn
der Vegetationsperiode wieder aufgenommen werden. Geklagt hatten die
Grüne Liga Brandenburg und der Verein für Landschaftspflege und
Artenschutz in Bayern (VLAB). Die Grüne Liga wollte mit ihrer Klage
geltendes Recht durchsetzen. Der aus dem Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) abgespaltene VLAB lehnt die
Energiewende ab und klagt unter anderem gegen Windkraftanlagen und
Stromtrassen. Die Grüne Liga erkennt keine Gemeinsamkeiten mit dem
VLAB.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8328: Sprache, Kunst und Medium - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutschland steht 2021 eine Rundfunkgebührenerhöhung ins Haus

Nach einer Empfehlung der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs
der Rundfunkanstalten (KEF) sollte der Rundfunkbeitrag um 86 Cent im
Monat erhöht werden. Bei der letzten Änderung waren die Gebühren im
Jahr 2015 von 17,98 auf 17,50 Euro gesenkt worden.

Folgen die Länderchefs dem KEF-Vorschlag, dann wird die Gebühr für die
Haushalte am 1. Januar kommenden Jahres auf 18,36 angehoben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8395: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Französischer Flugzeugträger läuft in zyprischen Hafen Limassol ein

Der französische Flugzeugträger Charles de Gaulle ist am Freitag in
den Hafen von Limassol auf Zypern eingelaufen. Zuvor war das
Kriegsschiff an einem Manöver der zyprischen Marine beteiligt, wie im
zyprischen Staatsfernsehen (RIK) berichtet wurde. Hintergrund der
französischen Militärpräsenz vor der geteilten Insel ist das Rennen
um Ausbeutung der unterseeischen Gasvorkommen dort. Der französische
Energiekonzern Total ist an der Exploration beteiligt. Gleichzeitig
erkunden türkische Schiffe gegen den Willen der Regierung in Nikosia
die Gasvorkommen südlich und westlich der Insel. Die französische
Verteidigungsministerin Parly hat vor wenigen Tagen der zyprischen
Regierung die Solidarität Frankreichs im Streit mit der Türkei um die
Ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) rund um die Mittelmeerinsel
versichert. Faktisch ist die Insel seit 1974 geteilt. Die Türkische
Republik Nordzypern wird international nicht anerkannt. Ankara
erkennt seinerseits die Republik Zypern nicht an. Der Streit hat
aufgrund der Erwartungen an die Erdgasausbeutung an Schärfe gewonnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8409: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Hamburger SPD hat neue Ideen für das Kohlekraftwerk Moorburg

Drei Tage vor den Bürgerschaftswahlen in Hamburg haben der Erste
Bürgermeister Peter Tschentscher, Wirtschaftssenator Michael
Westhagemann und Bundesumweltministerin Svenja Schulze der eigens
einberufenen Presse ihre Ideen zur Zukunft des Kohlekraftwerks
Moorburg vorgestellt. Um Klimaschutz und Energiewende nachhaltig
voranzubringen, soll einer der beiden 800-Megawatt-Blöcke stillgelegt
werden. Der andere soll zu einem Gas- und Dampfkraftwerk (GuD)
umgerüstet werden. Tschentscher verspricht sich davon eine Halbierung
der Kohlendioxidemissionen des Kraftwerks. Außerdem könnte auf dem
Gelände des Kraftwerks eine mit Windenergie betriebene Anlage zur
Erzeugung von Wasserstoff entstehen. Die Hamburger Sozialdemokraten
wollen zu den mit dem bisherigen Koalitionspartner, den Grünen, nicht
abgesprochenen Plänen eine Machbarkeitsstudie in Auftrag geben. Es
wurden bereits Gespräche über das Projekt mit dem Kraftwerksbetreiber
Vattenfall geführt.

Das 2015 offiziell in Betrieb gegangene KW Moorburg ist eines der
modernsten und effektivsten Steinkohlekraftwerke Deutschlands. Dem
Kohleausstiegsplan der Bundesregierung zufolge soll das Kraftwerk bis
2038 betrieben werden. Der Hamburger Senat hatte sich bislang eine
Frist bis 2030 gesetzt. Tschentscher nannte noch keinen
Abschalttermin. Die Stillegung des veralteten Kohlekraftwerks Wedel
liegt ebenso noch an, wie die vom Senat geplante Errichtung eines
GuD-Kraftwerks zur Fernwärmeproduktion in der Nähe von Moorburg.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8378: Tragisches und Kurioses - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



In den arktischen Gegenden ging die starke Eisbildung zurück

Nach Beobachtung breiter Flüsse in kalten Regionen der Erde kommen
Forscher nach der Auswertung von rund 800.000 Satellitenaufnahmen zu
der Erkenntnis, daß bei fortschreitendem Rückgang des
Eises im Winter wichtige Verbindungen zu entlegenen Siedlungen
verlorengehen könnten. Das würde die Menschen dort in existenzielle
Schwierigkeiten bringen.

Zugefrorene Ströme etwa in Alaska, Kanada, Sibirien oder auch
Osteuropa zeigten bereits konkrete Merkmale eines Klimawandels,
erläutern Forscher im Fachmagazin "Nature".

Darüber hinaus muß in den jeweiligen Regionen mit negativen
Auswirkungen für das Ökosysteme gerechnet werden, wenn im Frühjahr
Überschwemmungen ausbleiben, die durch aufgestautes Eis entstehen.
Ferner hielten Eisdecken bisher vermutlich Treibhausgase in den
Flüssen davon ab, direkt in die Atmosphäre zu gelangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8407: Arbeit, Soziales und Familie - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Greenpeace in Bremerhaven protestiert gegen Defender Europe 20

In Bremerhaven hat am Donnerstag der Frachter Endurance angelegt, der
Kriegsgerät der US-Armee für deren Großmanöver Defender Europe 20
anliefert. Am Freitag sollten Panzer und Fahrzeuge entladen werden.
Zuvor hat die Umweltschutzorganisation mit einer Schlauchbootfahrt um
den Frachter gegen die als Provokation Rußlands angesehene
Kriegsübung und für Frieden demonstriert. Außerdem haben
Umweltaktivisten im Wasser vorübergehend eine Schleuse blockiert.
Greenpeace kann sich auf den 2+4-Vertrag von 1990 zur
Wiedervereinigung Deutschlands berufen. Darin hatte sich die
Bundesrepublik verpflichtet, daß von ihrem Boden nie wieder Krieg
ausgeht. An diesem Samstag wollten weitere Friedensaktivisten und
-aktivistinnen in Bremerhaven gegen das Manöver mit der größten
Truppenverlegung der USA nach Europa in 25 Jahren demonstrieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8384: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



AKW Fessenheim geht vom Netz

Nicht nur Umweltschützern war das Atomkraftwerk Fessenheim ein Dorn
im Auge. Schon lange gab es Zweifel an der Sicherheit des ältesten
französischen Atommeilers. Nicht weniger als 43 Jahre war er in
Betrieb. Und trotz aller Reparaturen ist auch seine Technologie
entsprechend überaltert. Doch jetzt hat für Fessenheim das letzte
Stündlein geschlagen. Wie Die Zeit in ihrer Online-Ausgabe meldete,
wurde heute der erste Reaktor abgeschaltet. Ihm soll am 30. Juni der
zweite folgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8395: Märkte und Finanzen - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



EDF legt ersten Block vom AKW Fessenheim still

In der Nacht auf Samstag sollte ein Block des Atomkraftwerks in
Fessenheim für immer heruntergefahren werden. Die Stillegung des
zweiten Blocks hat der Betreiber Electricité de France (EDF) für Ende
Juni vorgesehen. Das AKW im Elsaß nahe der Grenze zu Deutschland ist
vor 43 Jahren in Betrieb gegangen. Das älteste Atomkraftwerk
Frankreichs steht inmitten eines Erdbebengebietes und ist gegen
mögliche Erdstöße ebenso unzureichend gesichert wie gegen
Flugzeugabstürze oder terroristische Angriffe. Wie und wo Frankreich
den hochradioaktiven Strahlenmüll aus den beiden Meilern lagern will,
ist nicht bekannt. Auch wenn nach dem Herunterfahren in den beiden
Reaktoren keine Kernschmelze mehr droht, sichert EDF den Bewohnern
der Region weiterhin den kostenlosen Bezug von Jodtabletten zu. Vor
Ausbreitung einer radioaktiven Wolke eingenommen, unterdrücken die
Tabletten die Anlagerung von Jod aus dem Fallout in der Schilddrüse.
Das kann Schilddrüsenkrebs unwahrscheinlicher machen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8407: Aus Forschung und Technik - 21.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Windows-10-Update mit Problemen

Irgendwie ist im Windows-10-Update der Wurm drin. Eigentlich
sollte die Aktualisierung KB532693 unter anderem dazu dienen, die
Sicherheit bei der Verwendung des Internet Explorers, des
Edge-Browsers und einigen Office-Anwendungen zu verbessern. Auch die
Eingabegeräte, wie Maus, Tastatur oder Stift, wurden im Update
berücksichtigt. Statt sich an der Verbesserungen zu erfreuen, starren 
jedoch viele User voller Entsetzen auf einen leeren Desktop, der laut
nt-v.de wie auf Werkeinstellung zurückgesetzt wirkte. Zudem waren
sämtliche eigene Dateien verschwunden. Experten des Hightech-Magazins
Computerbase teilten mit, daß man in vielen Fällen die verlorenen
Daten wiederherstellen kann, indem man das Windows-10-Update
deinstalliert. Doch das gelingt nicht immer, und dann sind die Daten
komplett verschwunden. Microsoft hat sich dazu noch nicht offiziell
geäußert.

21. Februar 2020
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1691: Heliconius-Schmetterlinge - Flexibler als gedacht (idw)

Universität Innsbruck - 19.02.2020

Heliconius-Schmetterlinge: Flexibler als gedacht



Das charakteristische Farbmuster aus roten oder gelben Bändern auf den
schwarzen Flügeln ist typisch für die giftigen Schmetterlingsarten in der
Gattung Heliconius. Zum Schutz vor natürlichen Räubern teilen sich dieses
Warnmuster mehrere Arten. Markus Möst vom Institut für Ökologie hat
gemeinsam mit einem internationalen Team die Genetik dieser Flügelmuster
untersucht. Die Ergebnisse wurden nun im Magazin PloS Biology
veröffentlicht.
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Das charakteristische Flügelmuster der Heliconius-Schmetterlinge
schützt vor natürlichen Räubern.

Bild: © Luca Livraghi



Der extrem bittere Geschmack der Heliconius-Schmetterlinge macht sie für
Vögel ungenießbar. Die natürlichen Räuber haben gelernt, das typische
Muster der Flügel als Signal für ungenießbare Beute zu interpretierten und
zu meiden. "Bedingt durch den evolutionären Druck ist es verschiedenen
Arten dieser Gruppe durch Mutation aber auch durch genetischen Austausch
regulierender Elemente gelungen, sich aneinander optisch anzugleichen.
Jungvögel müssen erst lernen, dieses Flügelmuster mit Giftigkeit zu
assoziieren. Je mehr Schmetterlinge das Muster annehmen, umso höher ist
der Schutz der einzelnen Individuen", so Markus Möst, der die sogenannte
Müllersche Mimikry eingehend studiert. Wie und ob sich die Flügelmuster
unter Selektion noch weiter verändern und wie sich die unterschiedlichen
Arten von Heliconius auch regional anpassen, hat der Evolutionsökologe,
gemeinsam mit einem internationalen Team untersucht. Entgegen der
allgemeinen Annahme, dass diese Art der stabilisierenden Selektion die
Flügelmuster konstant halten sollte, zeigt eine neue Arbeit nun, dass
dieser Prozess durchaus dynamisch ist und sich die Flügelmuster verändern
können.

Bestimmende Gene

Heliconius Schmetterlinge sind in Süd- und Mittelamerika heimisch. Die
Heliconius melpomene Gruppe und die Heliconius erato Gruppe haben sich aus
einem gemeinsamen Vorfahren entwickelt, sind genetisch aber gänzlich
voneinander getrennt. Obwohl sie ein anderes Verhalten zeigen oder
unterschiedliche Pheromone zur Partnersuche nützen, können sie optisch
kaum voneinander unterschieden werden. "Heliconius Schmetterlinge sind
eine artenreiche Gattung mit vielfältigen Warnmustern und stellen eine
sogenannte adaptive Radiation dar. Genetisch sind die beiden Gruppen,
'erato' und 'melpomene', aber so weit voneinander entfernt, dass sie sich
auch nicht mehr kreuzen können. Innerhalb der Gruppe gibt es allerdings
Arten, wie etwa H. melpomene und H. timareta, die sich selten, aber doch,
noch kreuzen und durch einen Prozess, der adaptive Introgression genannt
wird, Flügelmustergene austauschen können", so Möst. Wie ihre Flügelmuster
genetisch codiert sind, ist dem Wissenschaftler bereits aus zahlreichen
vorhergehenden Untersuchungen von Kolleginnen und Kollegen relativ genau
bekannt. Auch wurden vier Stellen im Genom, sogenannte Genloci, die für
das typische Muster verantwortlich sind, identifiziert. "Ein Locus für das
rote Muster, einer für das gelbe Muster, ein anderer definiert die Form
des Bands am Vorderflügel und ein weiterer kann das Gelb im Muster in Weiß
umschalten", erklärt Möst. Mutationen, die neue Muster generieren
passieren immer wieder, aber meist bedarf es einer Änderung im
Selektionsdruck, der auf die Muster ausgeübt wird, damit sich ein neues
Muster durchsetzen kann. "Die Selektion auf einen Locus heißt meist auch,
dass eine Variante gefördert wird und eine andere nicht. Eigentlich
arbeitet dieser Mechanismus gegen die Diversität in einer Population, denn
es wird in der Regel das behalten und weitervererbt, was vorteilhaft ist
und nachteilige Varianten ausselektioniert", so Möst.

Schwungvolle Anpassung

In der von den Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern durchgeführten
Studie wurden an die 600 Individuen aus 53 Populationen genetisch
untersucht. Erst in dieser Vielfalt war es möglich, die Populationen
miteinander zu vergleichen und zu untersuchen, ob die Muster seit der
Selektion in der Vergangenheit statisch sind, oder ob es sich um einen
dynamischen Prozess handelt. "Trotz der Anpassung durch die Müllersche
Mimikry zeigen die Schmetterlinge zahlreiche regionale Varianten in ihren
Flügelmustern. Ziel der von uns durchgeführten Studie war es, zu zeigen,
wie und wann sich diese Variationen entwickeln", verdeutlicht Möst. Eine
Möglichkeit sind neue Mutationen und konvergente Evolution zwischen Arten
und Populationen der Heliconius erato und Heliconius melpomene Gruppe aber
auch der Austausch bestehender Muster innerhalb der Gruppen ist bekannt.

Bei der Sequenzierung konnten die Forscherinnen und Forscher in beiden
Fällen sogenannte "selective sweeps" feststellen, die auf einen starken
und rezenten positiven Selektionsdruck schließen lassen. "Die große
Vielfalt der Flügelmuster in Heliconius hat die Wissenschaft schon immer
fasziniert, denn eigentlich müsste ein stabiles Muster der größte Schutz
gegen natürliche Räuber sein. Nach der Analyse der molekularen Daten
konnten wir sehen, dass es kein stabiles System, sondern ein dynamischer
Prozess ist", erläutert der Ökologe. Ein "selective sweep" ist immer ein
Zeichen für eine sehr starke positive Selektion und meint eine rapide
Veränderung im Genom, die erst kürzlich in der Population fixiert wurde.
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Die Abbildung zeigt drei Beispiele für selektive Sweeps von
Mimikry-Flügelmustern und die entsprechenden genomischen Signaturen.

Bild: © Markus Möst



Der deutlich positive Einfluss auf die Individuen und die daraus
entstehenden Vorteile bedingen einen Sweep, der sich in nur wenigen
Generationen in einer Population durchsetzen kann. "Positive Selektion
kann die Häufigkeit der vorkommenden Varianten von Genen, sogenannte
Allele, schnell ändern und nachweisbare Signaturen in einem Genom
hinterlassen. In den Daten konnten wir überraschend viele Signale für
Sweeps feststellen, was auch die Variationen erklärt", so Möst. Die
variantenreichen Farbmuster in Heliconius melpomene und Heliconius erato
sind lokal zwischen den Gruppen deckungsgleich, genauso wie viele
Sweep-Muster, aber regional unterschiedlich. Wie diese regionalen
Variationen der Muster genau entstanden ist, zum Beispiel durch Unterschiede
im Räuberdruck, muss noch erforscht werden. "Will man die Dynamik und die
Stärke von Selektion in der Wildnis, in der Natur, verstehen, könnte man
Populationen über einen langen Zeitraum beobachten. Da dies aber sehr
zeitaufwändig und innerhalb eines Forscherlebens bei vielen Arten
unmöglich ist, ist eine elegante Alternative das Studium adaptiver
Radiationen wie etwa die der Heliconius Schmetterlinge. So kann man
lernen, wie dynamisch natürliche Selektion sein kann, wie stark sie ist
und wie sie temporal und regional unterschiedlich auftritt", resümiert
Möst. Mit dem in dieser Studie generierten Datensatz wollen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler nun noch weiteren evolutionären
Fragestellungen nachgehen.

Internationale Zusammenarbeit

Markus Möst vom Institut für Ökologie an der Uni Innsbruck hat diese
Studie in enger Zusammenarbeit mit dem Labor von Chris D. Jiggins an der
Universität Cambridge durchgeführt und mit Kolleginnen und Kollegen
weltweit kooperiert. Steven Van Belleghem von der University of Puerto
Rico und Jennifer James von der University of Arizona sind neben dem
Innsbrucker Ökologen die Hauptautoren der Studie. Camilo Salazar in Bogota
und Simon H. Martin in Edinburgh haben mit umfangreichem Probenmaterial
und bioinformatischer Expertise die Arbeit signifikant unterstützt. Sarah
Barker in Cambridge, Gilson Moreira in Porto Alegre, Claire Mérot in
Québec, Mathieu Joron in Montpellier, Nicola Nadeau in Sheffield und
Florian Steiner, ebenfalls von der Arbeitsgruppe Molekulare Ökologie am
Institut für Ökologie der Uni Innsbruck, haben zum Gelingen der Studie
maßgeblich beigetragen.


Publikation: 

Selective sweeps on novel and introgressed variation shape
mimicry loci in a butterfly adaptive radiation.

Markus Moest, Steven M. Van Belleghem, Jennifer E. James, Camilo Salazar,
Simon H. Martin, Sarah L. Barker, Gilson R. P. Moreira, Claire Mérot,
Mathieu Joron, Nicola J. Nadeau, Florian M. Steiner, Chris D. Jiggins.

https://journals.plos.org/plosbiology/article?id=10.1371/journal.pbio.3000597

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution345

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Innsbruck, 19.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/415: Klöckner täuscht die Öffentlichkeit über Giftimporte

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Februar 2020

Klöckner täuscht die Öffentlichkeit über Giftimporte



Zum von Agrarministerin Julia Klöckner auf Twitter verbreiteten
Dementi eines Zeitungsberichtes über pestizidbelastete
Lebensmittelimporte erklärt Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik- und
Bioökonomiepolitik:

Julia Klöckner hat versucht, die Öffentlichkeit mit einer
offensichtlich unwahren Darstellung in die Irre zu führen. Das ist
kein 'Missverständnis'. Dafür ist sie eine Erklärung schuldig.
Klöckner wollte offenbar davon ablenken, dass sie in Brüssel daran
arbeitet, den Schutz vor giftigen Lebensmittelimporten zu verwässern.
Denn abgesehen von der unwahren Behauptung über abgelehnte
Importanträge, die es gar nicht gegeben hat, betet die Ministerin
exakt die Lobby-Argumente nach und bestätigt damit, dass sie deren
Plan voll und ganz zu ihrem gemacht hat. Dabei versucht Klöckner, der
Öffentlichkeit eine Verschlechterung des Gesundheitsschutzes als
Verbesserung zu verkaufen. Sollte das tatsächlich schon angewendet
werden, wie sie es darstellt, muss sie erklären, weshalb diese
fundamentale Abschwächung des Verbraucherschutzes klammheimlich und
komplett an der Öffentlichkeit vorbei vorgenommen wurde. Das würde
klar gegen EU-Recht verstoßen, wo festgelegt ist, dass es bei
Pestiziden, die wegen ihrer Gesundheitsgefährdung verboten sind, auch
keine 'Einfuhrtoleranzen' geben darf. Alles andere wäre nicht nur
unlogisch, sondern auch grob fahrlässig.

EU-Gesundheitskommissarin Stella Kyriakides muss die Versuche von
Chemielobby und Klöckner, den Gesundheitsschutz der EU-Bürgerinnen
und -Bürger den Profitinteressen der Konzerne zu opfern, streng
zurückweisen. Dazu hat sie im Rahmen des sogenannten "REFIT"-Prozesses
der Pestizidzulassungsverfahren klar die Möglichkeit. Für
krebserregende, erbgutschädigende und fortpflanzungsgefährdende Stoffe
gibt es keine Grenzwerte - soviel steht fest. Es ist vollkommen
schleierhaft, wozu eine zusätzliche 'strenge toxikologische Prüfung',
von der Klöckner spricht, gut sein soll, wenn die Behörden durch genau
so eine Prüfung längst zum Ergebnis gekommen sind, dass ein Stoff in
der EU aus Gesundheitsschutzgründen nicht zugelassen werden darf. Auch
Europas Bauern dürfte sich kaum vermitteln lassen, warum ihre Produkte
anders behandelt we rden als die Konkurrenz aus anderen Kontinenten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2228: Thailändische Militärregierung zieht die Zügel noch fester an, Oppositionspartei steht vor der Auflösung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Februar 2020

Thailändische Militärregierung zieht die Zügel noch fester an, Oppositionspartei steht vor der Auflösung



Zur heutigen Entscheidung des thailändischen Verfassungsgerichts über
das anhängige Verfahren gegen die Future Forward Partei erklären
Dr. Frithjof Schmidt, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss, und Margarete
Bause, Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Noch im Januar erzielte die Future Forward Partei (FFP), die als
drittstärkste aus den Parlamentswahlen in 2019 hervorging, einen
Etappenerfolg: Das Verfassungsgericht lehnte die politisch motivierte
Klage ab, die Partei stehe mit einem antiroyalistischen Geheimbund in
Verbindung. Doch der nächste Angriff der Militärregierung unter
Ausnutzung der Gerichte ließ nicht lange auf sich warten. Diesmal
endete er mit einem verheerenden Schlag für die Demokratiebewegung in
Thailand: Das Verfassungsgericht in Bangkok entschied heute, die
Partei aufgrund unzulässiger Parteienfinanzierung aufzulösen. Zudem
werden 16 führende Mitglieder der Partei für zehn Jahren von allen
politischen Ämtern ausgeschlossen.

Diese Entscheidung macht erneut deutlich, dass das Militär weiterhin
die Zügel der thailändischen Politik fest in der Hand hält. Von
Demokratisierung und Rechtsstaatlichkeit kann trotz großer
öffentlicher Unterstützung für die Opposition kaum die Rede sein.
Vielmehr verzeichnet das Militär heute einen unrühmlichen Sieg im
Abwehrkampf gegen das Erstarken demokratischer, oppositioneller
Kräfte. Das Land geht einen weiteren Schritt zurück in Richtung
offener Militärdiktatur.

Die Bundesregierung und die Europäische Union sind jetzt klar
aufgefordert, die Militärdiktatur nicht weiter zu legitimieren,
sondern stattdessen formellen Protest gegen das Vorgehen gegen die
Future Forward Partei einzulegen. Die Wiederaufnahme politischer
Gespräche und die graduelle Normalisierung der Beziehungen zu Thailand
müssen an die Gewährleistung von Bürgerrechten und demokratischen
Strukturen gebunden sein. Gleichzeitig müssen diejenigen Kräfte in
Thailand, die sich für Demokratie und den Schutz von
Menschenrechtsaktivistinnen und -aktivisten einsetzen, durch die
Bundesregierung und die Europäische Union Unterstützung erfahren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3197: Annalena Baerbock und Robert Habeck zur Gewalttat von Hanau

Pressedienst von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 21. Februar 2020

Annalena Baerbock und Robert Habeck zur Gewalttat von Hanau



Nach der mutmaßlich rechtsextremen und rassistischen Gewalttat von
Hanau erklären Annalena Baerbock und Robert Habeck, Bundesvorsitzende
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

"Heute ist ein Tag der Trauer und des Zorns. Ein Tag der Trauer über
das große Leid, das der Täter über die Menschen gebracht hat - wir
fühlen mit den Angehörigen der Opfer und den Verletzten. Und des
Zorns, über den Hass, der da gewirkt hat, der sich seit Jahren durch
unser Land frisst. Er breitet sich im Netz aus und wird zu brutaler
Wirklichkeit.

Die Taten des NSU, der Mord an Walter Lübcke, der Anschlag in Halle -
sie alle zeigen es. Es gilt zusammenzustehen. Sich nicht an den Hass
zu gewöhnen. Es gilt, Rechtsextremismus und Rassismus jeden Tag die
Stirn zu bieten, auf allen Ebenen: im Alltag und in der Gesellschaft.
Die Sicherheitsbehörden müssen jede Form von Rechtsextremismus und
Rechtsterror konsequent verfolgen."

 * 

Quelle:

Pressedienst vom 21. Februar 2020

Bündnis 90/Die Grünen Bundesvorstand

Pressestelle

Platz vor dem Neuen Tor 1, 10115 Berlin

Telefon: 030 / 284 42 130, Fax: 030 / 284 42 234

E-Mail: presse@gruene.de

Internet: www.gruene.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1904: Erste AKW-Abschaltung in Frankreich - Noch kein Grund zur Freude

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 21. Februar 2020

Erste AKW-Abschaltung in Frankreich: Noch kein Grund zur Freude



Zur Abschaltung des ersten Blocks des AKW Fessenheim erklärt Sylvia
Kotting-Uhl, MdB:

Der erste Block vom AKW Fessenheim geht mit 42 Jahren endlich in den
Ruhestand. Das ist eine gute Nachricht! Wenn sie auch sehr, sehr spät
kommt und mehr der Unwirtschaftlichkeit des weiteren Betriebs mit
notwendigen Nachrüstungen des Reaktors geschuldet sein mag als der
tatsächlichen Einsicht in das Risiko, das von diesem ältesten
Atomkraftwerk Europas mit seinen immensen Sicherheitsdefiziten seit
Jahren ausgeht.

Die Zukunft des Standorts ist noch nicht geregelt. Bis mindestens 2023
wird Brennstoff vor Ort lagern und ein nuklearer Unfall ist damit
nicht ausgeschlossen. Deshalb muss Fessenheim wie alle anderen
französischen AKW trotzdem dringend mit einer modernen
Notstromversorgung nachgerüstet werden. Die überlegte Umwandlung in
einen AKW-Recyclinghof bringt mit langen Transportwegen quer durch
Frankreich neue Risiken für die dortige Bevölkerung mit sich. Viel zu
spät hat sich die französische Regierung um die Frage von
Arbeitsplätzen für die strukturschwache Region Fessenheim gekümmert.
Ganz im Gegenteil hat sie mit ihren ständigen Verschiebungen des
Abschalttermins die dortige Bevölkerung im Glauben gelassen,
Fessenheim laufe ewig.

Hinter der deutschen Forderungen entgegenkommenden Abschaltung von
Block 1 in Fessenheim versteckt Frankreich allerdings seine Pläne zur
Laufzeitverlängerung von 40 seiner Reaktoren auf bis zu 60 Jahre. Das
Unfallrisiko in Europa wird damit immens erhöht. Hier warten wir immer
noch auf klare Worte der Bundesregierung, zumindest was das ebenfalls
von schweren Sicherheitsdefiziten geprägte AKW Cattenom betrifft, das
direkt an der Grenze zu Deutschland liegt. Ein kleiner Schritt nach
vorn und viele große zurück sind kein Grund zur Freude!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2020
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MEDIEN/259: Angriffe auf die Presse sind Angriffe auf unsere Demokratie

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 21. Januar 2020

Angriffe auf die Presse sind Angriffe auf unsere Demokratie

Gestiegene Zahl von Gewalttaten auf Medienvertreter alarmiert



Die Zahl der registrierten Angriffe auf Journalisten in Deutschland
ist gestiegen. Das geht aus einer Antwort des Bundesinnenministeriums
auf eine Kleine Anfrage aus dem Deutschen Bundestag hervor. Dazu
erklärt die kultur- und medienpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion verurteilt Angriffe und Bedrohungen
jeglicher Art auf Journalisten in Deutschland. Dass sich deren Zahl
2019 auf 104 bekannte Fälle erhöht hat, ist sehr besorgniserregend.
Nach Einschätzung von Journalistenvertretern steht zu befürchten,
dass die Dunkelziffer deutlich höher ist.

Wir erleben eine sehr bedenkliche Verrohung des gesellschaftlichen
Klimas in Deutschland. Daher besteht aller Grund, gerade auch
Journalisten besser zu schützen. Der Ausschuss für Kultur und Medien
des Deutschen Bundestages befasst sich bereits seit der letzten
Wahlperiode, seit dem Aufkommen der Pegida-Bewegungen damit. Damals
berichteten die Journalisten-Gewerkschaften, dass sie bereits im
Gespräch mit den Polizei- und Sicherheitsbehörden sind. Diese
Gespräche müssen fortgesetzt und intensiviert werden. Gerade im
Umfeld von Demonstrationen müssen Journalisten vermehrt Gewalt und
Einschüchterungsversuche erleben. Diese Straftaten müssen konsequent
geahndet werden. Zu prüfen sind darüber hinaus weitere Maßnahmen, mit
denen der Staat den Schutz von Journalisten besser gewährleisten
kann.

Die Medien werden oft als "vierte Gewalt" im Staat bezeichnet. Dies
ist zwar nur eine informelle Kategorie. Dennoch besteht vermutlich
ein Zusammenhang zwischen tätlichen Angriffen auf staatliche
Repräsentanten wie zum Beispiel Kommunalpolitiker und denen auf
Medienvertreter. Die Unionsfraktion setzt sich dafür ein, dass das
Thema noch im März erneut im Kultur- und Medienausschuss aufgesetzt
wird.

Aber auch die Länder sehen wir in der Pflicht: Zu ihrer Zuständigkeit
für Rundfunk und Medien zählt auch der Schutz von Pressevertretern.
Zudem haben die Länder Einwirkungsmöglichkeiten auf die Polizei,
damit Polizisten besser für den Schutz von Medienvertretern
sensibilisiert werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





RECHT/614: Internationale Beobachtung des Auslieferungsverfahrens gegen Julian Assange notwendig

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Februar 2020

Internationale Beobachtung des Auslieferungsverfahrens gegen Julian Assange notwendig



Internationale Beobachtung des Auslieferungsverfahrens gegen Julian
Assange notwendig

"Nach den massiven Manipulationen der schwedischen Polizei- und
Justizbehörden bei der Verfolgung von Julian Assange ist eine
internationale Beobachtung des von den USA angestrengten
Auslieferungsverfahrens gegen den Journalisten und Wikileaks-Gründer
dringender denn je", erklären Sevim Dagdelen und Heike Hänsel, beide
Mitglieder im Auswärtigen Ausschuss, anlässlich ihrer Teilnahme am
Prozess ab dem 24. Februar im Woolwich Crown Court neben dem
Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh in London.

Sevim Dagdelen weiter: "Die Berichte über die von US-Präsident Donald
Trump angebotene Straffreiheit für Julian Assange im Gegenzug für die
Versicherung, wonach die Veröffentlichung vertraulicher Dokumente der
Demokratischen Partei im Präsidentschaftswahlkampf 2016 im keinem
Zusammenhang mit Russland stünden, unterstreichen ein weiteres Mal die
politische Instrumentalisierung des Falles. Nach seiner Weigerung soll
dem Journalisten jetzt wegen der Veröffentlichung von
US-Kriegsverbrechen im Irak und in Afghanistan in den USA der Prozess
gemacht werden, in dem ihm bis zu 175 Jahre Haft drohen."

Heike Hänsel fährt fort: "Eine Auslieferung von Julian Assange an die
USA, wo er im Gefängnis lebendig begraben werden soll, muss verhindert
werden. DIE LINKE fordert die Freilassung von Julian Assange auf
Kaution, damit er von den Folgen seiner jahrelangen Isolation in der
Botschaft Ecuadors und der Einzelhaft in Belmarsh gesundheitlich
genesen und sich adäquat verteidigen kann."

 * 
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BUNDESTAG/9516: Heute im Bundestag Nr. 207 - 21.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 207

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 21. Februar 2020, Redaktionsschluss: 13.46 Uhr

1. Stellungnahme zu Durchsetzungsgesetz

2. Binnenvertriebene in Kamerun

3. Lateinamerika- und Karibik-Initiative

4. Streit um Erdgasvorkommen bei Zypern



1. Stellungnahme zu Durchsetzungsgesetz

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat in einer Unterrichtung
(19/17295) über die Stellungnahme des Bundesrates und ihre
Gegenäußerung zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes sowie des Gesetzes über die
Errichtung des Bundesamts für Justiz (19/16781) informiert. Die
Länderkammer schlägt eine Reihe von Änderungen und Ergänzungen vor,
die die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung nicht für erforderlich
hält. So sei die vom Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung, die Befugnis
zum Erlass von Verwaltungsvorschriften der Zustimmung des Bundesrates
zu unterstellen, nicht erforderlich. Der Vorschlag des Bundesrates zur
Erweiterung der behördlichen Befugnisse bei Inländerbetroffenheit gehe
über eine 1:1-Umsetzung hinaus und ihm könne aufgrund der
Eilbedürftigkeit des Vorhabens - die Verordnung (EU) 2017/2394 sei
bereits in Kraft - nicht gefolgt werden.

 * 

2. Binnenvertriebene in Kamerun

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die innenpolitische Lage in Kamerun wird aus Sicht
der Bundesregierung aktuell in erster Linie durch den bewaffneten
Konflikt in den anglophonen Regionen Nordwest und Südwest bestimmt
sowie durch den Konflikt zwischen der kamerunischen Regierung und der
Oppositionspartei "Mouvement pour la Renaissance du Cameroun" (MRC),
der sich nach den Präsidentschaftswahlen im Oktober 2018 zugespitzt
hat. Wie es in der Antwort (19/17052) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/16326) heißt, halten sich nach Angaben des
Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen in den Regionen Nordwest
und Südwest insgesamt rund 450.000 Binnenvertriebene auf. In den
angrenzenden Regionen West und Littoral hielten sich demnach rund
200.000 Binnenvertriebene auf. Nach dem Kenntnisstand der
Bundesregierung seien zudem etwa 70.000 Kameruner in Folge der
Auseinandersetzungen in den anglophonen Regionen in das Nachbarland
Nigeria geflohen.

Daneben sei der äußerste Norden des Landes, die Tschadseeregion, nach
wie vor bedroht durch beinahe tägliche tödliche Übergriffe
terroristischer Gruppen gegen die Zivilbevölkerung. Zudem beherberge
Kamerun nach Angaben von UNHCR circa 109.000 Flüchtlinge aus Nigeria
und circa 293.000 Flüchtlinge aus der Zentralafrikanischen Republik.

 * 

3. Lateinamerika- und Karibik-Initiative

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Für die "Verankerung von Menschenrechten und
Rechtsstaatlichkeit in der neuen deutschen Lateinamerika- und
Karibik-Initiative" interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/17176). Die Abgeordneten wollen
unter anderem wissen, inwiefern eine im Februar 2019 von Außenminister
Heiko Maas (SPD) angekündigte "neue Lateinamerika- und
Karibik-Initiative" Gegenstand von Beschlüssen des Bundeskabinetts
sowie von politischer Koordination zwischen den Bundesministerien ist.

 * 

4. Streit um Erdgasvorkommen bei Zypern

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "Rüstungskooperationen mit der Türkei vor dem
Hintergrund der Spannungen mit Zypern" erkundigt sich die Fraktion Die
Linke in einer Kleinen Anfrage (19/16851). Die Abgeordneten fragen
unter anderem nach Streitigkeiten zwischen Zypern, Griechenland und
der Türkei über unterseeische Erdgasvorkommen im östlichen Mittelmeer.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9515: Heute im Bundestag Nr. 206 - 21.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 206

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 21. Februar 2020, Redaktionsschluss: 11.48 Uhr

1. Schutz vor Konversionstherapien

2. Reaktivierung der SOPHIA-Operation

3. Ausfuhrkontrolle bei Rüstungsgütern

4. Noch 3.200 Migranten in libyschen Lagern

5. Humanitäre Hilfe in Syrien und Venezuela



1. Schutz vor Konversionstherapien

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Sogenannte Konversionstherapien zur vermeintlichen
Heilung Homosexueller sollen verboten werden. Ein Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/17278) sieht vor, dass solche Behandlungen an
Minderjährigen generell untersagt werden.

Auch für Volljährige, deren Einwilligung auf einem Willensmangel
(Zwang, Drohung, Täuschung, Irrtum) beruht, soll das Behandlungsverbot
gelten. Zudem wird das öffentliche Bewerben, Anbieten und Vermitteln
dieser Behandlungen verboten, bei Minderjährigen auch das
nichtöffentliche Werben, Anbieten und Vermitteln.

Bei Verstößen gegen das Therapieverbot drohen Freiheitsstrafen von bis
zu einem Jahr, Verstöße gegen das Werbeverbot werden mit einem Bußgeld
von bis zu 30.000 Euro geahndet. Die Strafen sollen auch für Eltern
oder andere Personen gelten bei einer groben Verletzung der Fürsorge-
und Erziehungspflicht.

Vom Verbot nicht umfasst sind Behandlungen bei Störungen der
Sexualpräferenz, also etwa Exhibitionismus oder Pädophilie. Es gilt
auch nicht für Behandlungen, die der geschlechtlichen Identität einer
Person zum Ausdruck verhelfen, wenn also jemand eher nach einem
männlichen oder weiblichen Körper strebt.

Das Verbot greift nur, wenn eine Person versucht, zielgerichtet
Einfluss zu nehmen auf die sexuelle Orientierung oder die
selbstempfundene geschlechtliche Identität eines Menschen.

Der Gesetzentwurf beinhaltet ein Gesprächsangebot der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) für alle Betroffenen,
Angehörigen und professionellen Berater. Vorgesehen ist eine anonyme
Beratung per Telefon oder Online-Kommunikation.

Studien kommen nach Angaben der Bundesregierung zu dem Schluss, dass
die sexuelle Orientierung nicht dauerhaft verändert werden kann. Durch
sogenannte Konversionstherapien könnten schwerwiegende gesundheitliche
Schäden verursacht werden, etwa Depressionen oder Angsterkrankungen,
zudem könne es zu einem Verlust sexueller Gefühle und einen höheren
Suizidrisiko kommen.

Der Gesetzentwurf ist im Bundesrat nicht zustimmungspflichtig.

 * 

2. Reaktivierung der SOPHIA-Operation

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Um die Reaktivierung seegehender Einheiten im Rahmen
von EUNAVFOR MED Operation SOPHIA geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/16975) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/16344). Kernauftrag dieser Operation sei die Bekämpfung von
Schleusernetzwerken. Im Rahmen ihrer völkerrechtlichen Verpflichtungen
hätten die seegehenden Einheiten der Operation auch in Seenot geratene
Personen aufgenommen. "Die EU-Mitgliedstaaten und die Bundesregierung
verfolgen unvermindert das Ziel, im Rahmen der Folgemaßnahmen zu den
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom Juni 2018 eine Einigung
zur Ausschiffung solcher aufgenommenen Personen im Rahmen von EUNAVFOR
MED Operation SOPHIA zu erreichen." Die Bundesregierung setze sich
hierfür mit Nachdruck ein. Sie erkenne die Notwendigkeit verlässlicher
Verfahren und Verantwortlichkeiten unter Beachtung völkerrechtlicher
Verpflichtungen an.

 * 

3. Ausfuhrkontrolle bei Rüstungsgütern

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Von der Anwendung der De-Minimis-Regel des
deutsch-französischen Abkommens über Ausfuhrkontrollen im
Rüstungsbereich sind die in der Ausnahmenliste in der dortigen Anlage
2 aufgeführten Güter ausgenommen. Wie die Bundesregierung in der
Antwort (19/16672) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/16193) schreibt, schlüsselt diese Ausnahmenliste im
Wesentlichen Positionen der deutschen Kriegswaffenliste in Positionen
der Gemeinsamen Militärgüterliste der Europäischen Union um. Zudem sei
maßgeblich das Grundprinzip der De-Minimis-Regelung berücksichtigt
worden, nämlich die Anwendung auf Zulieferungen solcher Güter, die zur
Integration in Rüstungsgüter bestimmt sind und die unter einem
bestimmten Wertanteil liegen. Damit fokussiere sich die Ausnahmenliste
im Wesentlichen auf diejenigen Kriegswaffen im Sinne des Gesetzes über
die Kontrolle von Kriegswaffen (KrWaffKontrG), die für die Anwendung
der DeMinimis-Regelung in Rahmen von Zulieferungen überhaupt in Frage
kommen. "Nicht in der Liste enthalten sind also insbesondere
Kriegswaffenlistenpositionen wie Kampfflugzeuge, Kampfhubschrauber,
Kampfpanzer, Kriegsschiffe oder Unterseeboote, das heißt Güter, die
keine Zulieferungen im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 des Abkommens
darstellen können und deren explizite Aufnahme in die Ausnahmenliste
daher nicht notwendig war." Unabhängig von der Erfassung in der
Ausnahmenliste des Abkommens bleibe rechtliche Grundlage bei
Kriegswaffen insbesondere das Kriegswaffenkontrollgesetz.

 * 

4. Noch 3.200 Migranten in libyschen Lagern

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten
Nationen (UNHCR) werden mit Stand Mitte Januar 2020 noch 3.200
Flüchtlinge und Migrantinnen und Migranten in Libyen in offiziellen
sogenannten "Detention Centers" festgehalten - etwa ein Drittel
weniger als vor einem Jahr. "Die meisten der 636.000 von der
Internationalen Organisation für Migration (IOM) identifizierten
Migrantinnen und Migranten in Libyen leben in gemieteten Unterkünften
im städtischen oder ländlichen Raum, teilweise in prekären
Verhältnissen", heißt es in der Antwort (19/17028) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16308). Die Bundesregierung arbeite
insbesondere mit dem UNHCR, der Internationalen Organisation für
Migration (IOM) und weiteren relevanten Partnern eng zusammen, um die
Situation von Flüchtlingen und Migrantinnen und Migranten in Libyen zu
verbessern. Sie habe die Arbeit des UNHCR, der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) und des Internationalen Komitees vom
Roten Kreuz (IKRK) und anderen Organisationen aus Mitteln der
humanitären Hilfe, im Jahr 2019 mit über elf Millionen Euro
unterstützt. Darüber hinaus habe die Bundesregierung seit 2017 knapp
125 Millionen Euro in das Nordafrika-Fenster des EU
Nothilfe-Treuhandfonds Afrika (EUTF Afrika) eingezahlt. "Der EUTF
finanziert aus vorhandenen Mitteln unter anderem IOM, die Maßnahmen
zum Schutz vulnerabler Migrantinnen und Migranten und der
Unterstützung der freiwilligen Rückkehr von Migrantinnen und Migranten
aus Libyen in ihre Herkunftsländer sowie zur Stabilisierung
aufnehmender libyscher Gemeinden umsetzt."

 * 

5. Humanitäre Hilfe in Syrien und Venezuela

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Auskunft über ihre Maßnahmen der humanitären Hilfe
in Syrien und in Venezuela gibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/17185) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/16648).
Demnach würden in Syrien seit 2012 solche Maßnahmen gefördert, die
Umsetzung erfolge über die Vereinten Nationen, die internationale
Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung sowie humanitäre
Nichtregierungsorganisationen. Im Jahr 2019 beliefen sich die Hilfen
demnach auf rund 302 Millionen Euro, im Jahr zuvor auf rund 314
Millionen und im Jahr 2017 auf 373 Millionen Euro.

In Venezuela wurden laut Bundesregierung 2019 humanitäre Hilfsprojekte
des Deutschen Caritasverbandes, des Roten Kreuzes und des
Welternährungsprogramms der Vereinten Nationen in Höhe von mehr als
fünf Millionen Euro gefördert.

 * 
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BUNDESTAG/9514: Heute im Bundestag Nr. 205 - 21.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 205

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 21. Februar 2020, Redaktionsschluss: 11.21 Uhr

1. Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur

2. Vollautomatisiertes Fahren in Deutschland

3. Eisenbahnbrücken in Nordrhein-Westfalen

4. Fahrzeitverkürzung Amsterdam - Berlin

5. Sexueller Missbrauch im Sport thematisiert

6. FDP fragt nach Alternativen zum Fliegen



1. Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bewilligungsquote für beantragte Fördermittel
entsprechend der "Förderrichtlinie Ladeinfrastruktur für
Elektrofahrzeuge" des Bundesministeriums für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) hat nach Regierungsangaben bei 67 Prozent im
ersten Förderaufruf, bei 54 Prozent im zweiten Förderaufruf und bei 55
Prozent im dritten Förderaufruf gelegen, wobei hier noch elf Anträge
in Bearbeitung sind. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/17109) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16691)
hervor. Der größte Teil der abgelehnten Anträge sei aufgrund von
Überschreitung des Kontingents abgelehnt worden, heißt es weiter.

Mit den Fördergeldern aus den ersten drei Förderaufrufen wurden der
Antwort zufolge rund 7.400 Ladepunkte errichtet. Bei etwa 12.600
bewilligten Ladepunkten stehe der Aufbau noch aus (Stand Dezember
2019), heißt es. Als häufigste Gründe für eine verzögerte Errichtung
der Ladeinfrastruktur führt die Bundesregierung Engpässe bei der
Lieferung der Ladeinfrastruktur, lange Wartezeiten bei der Errichtung
des Netzanschlusses sowie "je nach Standort umfangreichere
Genehmigungsverfahren bei den zuständigen Behörden vor Ort" an.

 * 

2. Vollautomatisiertes Fahren in Deutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bisher sind in Deutschland nach Angaben der
Bundesregierung keine Fahrzeugmodelle genehmigt worden, die die
Anforderungen an hoch- oder vollautomatisierte Fahrfunktionen
entsprechend Paragraf 1a Straßenverkehrsgesetz (StVG) erfüllen. Das
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/17204) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16420) hervor.

Nachdem bereits 2017 durch die Änderung des Straßenverkehrsgesetzes
Regelungen zum hoch- und teilweise vollautomatisierten Fahren in
Deutschland geschaffen worden seien, erarbeite das Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) derzeit einen
Rechtsrahmen zum autonomen Fahren in geeigneten Anwendungsfällen gemäß
des Auftrages aus dem Koalitionsvertrag, heißt es in der Antwort
weiter. Damit solle insbesondere der Einsatz fahrerloser Shuttle über
eine reine Erprobung hinaus ermöglicht werden. "Hierdurch sollen neue
Mobilitätslösungen geschaffen und die Personen- und Güterbeförderung
in städtischen und ländlichen Bereichen gestärkt werden", schreibt die
Regierung.

Aufgrund der Vielzahl notwendiger Sachverhaltsaufklärungen innerhalb
eines technisch-regulatorisch anspruchsvollen Vorhabens sei - anders
als angekündigt - eine Gesetzesvorlage im Frühjahr 2019 nicht möglich
gewesen, heißt es weiter. Es sei nun beabsichtigt, den
Referentenentwurf im Frühjahr 2020 vorzulegen.

 * 

3. Eisenbahnbrücken in Nordrhein-Westfalen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In Nordrhein-Westfalen gibt es nach Angaben der
Bundesregierung 4.382 Eisenbahnbrücken, wovon 248 der
Zustandskategorie 4 (Gravierende Schäden am Bauwerksteil, welche die
Sicherheit noch nicht beeinflussen) zugeordnet sind. Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/17061) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/16636) hervor. Nach Auskunft der Deutschen
Bahn AG (DB AG) liege das Durchschnittsalter der Eisenbahnbrücken in
Nordrhein-Westfalen bei etwa 86 Jahren, heißt es in der Antwort. 2.724
Brücken seien älter als 80 Jahre.

Im Zeitraum zwischen 2017 und 2019 seien in Nordrhein-Westfalen 67
Eisenbahnbrücken "aktivierungsfähig saniert, erneuert oder gebaut"
worden, schreibt die Regierung ebenfalls unter Bezug auf Auskünfte der
DB AG. Voraussichtlich 19 erneuerte Brücken sollen im Zeitraum
zwischen 2020 und 2021 in Betrieb genommen werden.

 * 

4. Fahrzeitverkürzung Amsterdam - Berlin

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Ab dem Fahrplan 2024 soll die Fahrzeit zwischen dem
Bahnhof Amsterdam Centraal und Berlin Hauptbahnhof von derzeit 6:22
Stunden auf 5:45 Stunden sinken. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/17113) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/16560) hervor. Die Regierung beruft sich dabei auf Auskünfte der
Deutschen Bahn AG (DB AG). Demnach soll die Fahrzeitverkürzung durch
ein neues schnelleres Fahrzeug (ECx), eine schnellere Fahrplantrasse
auf dem Ost-West-Korridor Nordrhein-Westfalen (NRW) - Berlin sowie den
Entfall des Lokwechsels in Bad Bentheim möglich werden.

Ein weiterer Fahrzeitgewinn sei nach Auskunft der DB AG durch die
Fertigstellung einer Ausbau-/Neubaustrecke (ABS/NBS) auf dem Korridor
Hamm - Hannover sowie die Beschleunigung von Hannover - Berlin zu
erreichen. Im Zuge des aktuellen Gutachterentwurfs des Zielfahrplans
für den Deutschlandtakt erscheine eine Fahrzeit eines Sprinters
Amsterdam - Berlin über Emmerich in etwa fünf Stunden realistisch. Im
Fall einer Sprinter-Verbindung Amsterdam - Berlin über Emmerich wird
es der Vorlage zufolge voraussichtlich keinen Halt am Niederrhein
geben.

 * 

5. Sexueller Missbrauch im Sport thematisiert

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Sexueller Missbrauch im Sport - Schutz von Kindern
und Jugendlichen" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/17178). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen,
welche Maßnahmen die Bundesregierung alleine und in Zusammenarbeit mit
den Bundesländern unternimmt, um Kinder und Jugendliche in
Sportvereinen vor sexuellem Missbrauch zu schützen sowie um Trainer zu
sensibilisieren und präventiv zu schulen. Gefragt wird auch, welche
Zahlen der Bundesregierung über die Häufigkeit der sexuellen
Übergriffe auf Kinder in Sportvereinen vorliegen.

 * 

6. FDP fragt nach Alternativen zum Fliegen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Das "Wechselpotenzial von Flügen auf andere
Verkehrsmittel" thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/17089). Die Abgeordneten erkundigen sich bei der Bundesregierung
nach innerdeutschen Flugbewegungen in den vergangenen Winter-
beziehungsweise Sommerflugplänen 2018/2019. Gefragt wird auch nach
Flügen aus Deutschland in andere EU-Staaten im selben Zeitraum. Ob die
Bundesregierung Erkenntnisse dazu hat, "welche dieser Flugbewegungen
durch alternative Verkehrsmittel ersetzt werden könnten, ohne dass die
Reisenden Abstriche bei den Faktoren Zeit, Qualität und Preis
hinnehmen müssen", interessiert die Liberalen ebenso.

 * 
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BUNDESTAG/9513: Heute im Bundestag Nr. 204 - 21.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 204

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 21. Februar 2020, Redaktionsschluss: 10.54 Uhr

1. Türkische Militäroperationen in Syrien

2. IS-Anhänger in der Türkei

3. Dialogformate des Auswärtigen Amtes

4. Umsetzung des UN-Flüchtlingspaktes

5. Förderung bei Bundesprogrammen

6. Linke fragt nach Zahl der Überstunden



1. Türkische Militäroperationen in Syrien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Den türkischen Militäroperationen in Syrien sind
laut Bundesregierung unspezifische öffentliche Ankündigungen der
türkischen Regierung ohne Nennung des genauen Operationsbeginns
vorausgegangen. Die Bundesregierung sei von der türkischen Regierung
nicht vorab über den konkreten Zeitpunkt des Beginns der Operationen
"Schutzschild Euphrat" und "Olivenzweig" informiert worden, heißt es
in der Antwort (19/17001) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/16080). Der türkische Generalstab habe am 9. Oktober 2019
etwa eine Stunde vor Beginn der Kampfhandlungen den deutschen
Verteidigungsattaché in Ankara über den unmittelbar bevorstehenden
Beginn der "Operation Friedensquelle" informiert.

 * 

2. IS-Anhänger in der Türkei

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben der staatlichen türkischen
Nachrichtenagentur "Anadolu" haben türkische Sicherheitskräfte seit
der Einstufung des sogenannten "Islamischen Staates" ("IS") als
Terrororganisation in der Türkei 2013 circa 5.500 mutmaßliche
IS-Anhänger in der Türkei und bei grenzüberschreitenden Operationen
festgenommen. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/17046) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16320) weiter schreibt,
sei die Türkei in der Vergangenheit wiederholt Ziel schwerster
terroristischer Anschläge islamistischer Gruppierungen gewesen, auch
durch den sogenannten "IS". Sie teile mit den anderen Mitgliedern der
Anti-IS-Koalition elementare Sicherheitsinteressen im Kampf gegen den
Terrorismus.

 * 

3. Dialogformate des Auswärtigen Amtes

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Zwischen 2015 und 2019 hat das Auswärtige Amt 15
Dialogveranstaltungen im Format "Open Situation Rooms" in
verschiedenen deutschen Städten durchgeführt. Wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/17058) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/16649) weiter hervorgeht, wurden zwischen 2016 und 2019 insgesamt
weitere 89 Veranstaltungen im Format "Diplomaten im Dialog"
durchgeführt. Die Themenschwerpunkte bei beiden Formaten waren unter
anderem Europa, die Nato, Migration, die Kriege in Syrien und Jemen,
die Beziehungen zur USA, zu Russland, zu Israel, zur Türkei sowie zum
Iran.

 * 

4. Umsetzung des UN-Flüchtlingspaktes

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Laut Bundesregierung erfüllt Deutschland bereits die
wesentlichen Ziele des Globalen Pakts für Flüchtlinge der Vereinten
Nationen (GCR). Wie es in der Antwort (19/17059) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/16647) heißt, stehen die laufenden
Maßnahmen der Bundesregierung zur Minderung des Drucks auf die
Aufnahmeländer, Erhöhung der Eigenständigkeit von Flüchtlingen,
Erweiterung des Zugangs zu Drittstaatenlösungen und Förderung der
Bedingungen für eine Rückkehr von Flüchtlingen in Sicherheit und Würde
in den Herkunftsländern im Einklang mit allen vier Zielsetzungen des
GCR. Die zusätzlichen Initiativen, die die Bundesregierung zur
Umsetzung des GCR ergreifen möchte, könnten unter [1] eingesehen
werden.

 * 

5. Förderung bei Bundesprogrammen

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Rahmen der Bundesprogramme zur
Extremismusprävention und Demokratieförderung des Bundesministeriums
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend werden laut Bundesregierung
ausschließlich Projekte und keine Institutionen gefördert. Jedes
Projekt werde im Vorfeld der Bewilligung auf seine Förderfähigkeit
geprüft, heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/17219) auf
einer Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/16959). Dies umfasse auch
die im Projekt verfolgten Ansätze.

 * 

6. Linke fragt nach Zahl der Überstunden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Zahl der im Jahr 2018 in den einzelnen
Wirtschaftszweigen geleisteten Überstunden erkundigt sich die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/17237). Auch fragt sie darin
unter anderem, wie viele "überlange Arbeitszeiten" nach Kenntnis der
Bundesregierung von Vollzeitbeschäftigten im Jahr 2018 in den
jeweiligen Berufen geleistet wurden.

Anmerkung:

[1] https://globalcompactrefugees.org/channel/pledges-contributions

 * 
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BUNDESTAG/9512: Heute im Bundestag Nr. 203 - 21.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 203

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 21. Februar 2020, Redaktionsschluss: 09.59 Uhr

1. Keine Abwanderung des Aktienhandels

2. Nachmeldung von Zuwendungen

3. Zinsersparnis des Staates

4. Internetnutzung durch Rechtsextremisten

5. Verfahren christlicher Asylbewerber

6. Politisch rechts motivierte Straftaten

7. Kennzeichnungspflicht für Social Bots

8. Abhängigkeiten von Softwareanbietern

9. Entwendung von Bundeswehr-Munition

10. Situation von 40plus-Studierenden



1. Keine Abwanderung des Aktienhandels

Finanzen/Antwort    

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung liegen keine Kenntnisse vor,
dass sich der börsliche Handel von Aktien im Rahmen der geplanten
Finanztransaktionssteuer ins Ausland verlagern könnte. Dies erklärt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/17083) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/16424). Danach werden in Deutschland bei
einem Steuersatz von 0,2 Prozent auf Aktientransaktionen Einnahmen in
einer Größenordnung von 1,25 Milliarden Euro erwartet, schreibt die
Regierung unter Berufung auf eine Aufkommensschätzung der
EU-Kommission. Auf den wichtigsten europäischen Handelsplätzen gebe es
bereits eine Steuer auf den Aktienhandel oder sie sei national
geplant. Der deutsche Richtlinienentwurf orientiere sich an der
bereits in Frankreich existierenden Finanztransaktionssteuer

Die Finanztransktionsteuer soll ein wichtiger Beitrag zur Finanzierung
der Grundrente sein. Wie die Bundesregierung erläutert, soll die
Finanztransaktionssteuer nach dem Richtlinienvorschlag auf den Erwerb
von Aktien von börsennotierten Unternehmen erhoben werden, die ihren
Hauptsitz im Inland haben. Dabei würden nur Unternehmen einbezogen,
deren Marktkapitalisierung eine Milliarde Euro übersteige. Der Entwurf
eröffne in einzelnen Mitgliedstaaten die Möglichkeit, Befreiungen für
die Altersvorsorge vorzusehen.

 * 

2. Nachmeldung von Zuwendungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Institutionelle Zuwendungen an die Deutsche Zentrale
für Tourismus und an die Wismut GmbH sind bei der Kleinen Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 19/8746 aufgrund eines Büroversehens nicht
gemeldet worden. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/17084) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/16766) mit.
Die fehlenden Antworten zur damaligen Kleinen Anfrage wurden jetzt
beigefügt. Bei der Kleinen Anfrage handelt es sich um eine Nachfrage
zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 19/10481.

 * 

3. Zinsersparnis des Staates

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Auf welche Höhe sich die Ersparnis bei den
Zinsausgaben für die Euro-Staaten durch die Niedrigzinsphase seit dem
Jahr 2008 bis 2019 beläuft, will die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/17238) erfahren. Die Bundesregierung soll auch
Prognosen für die Zinsersparnis in den Jahren 2020 und 2021 abgeben.
Die Bundesregierung soll zudem zu einer Einschätzung in einem
Arbeitspapier der Europäischen Zentralbank Stellung nehmen, wonach der
negative Einlagezins für Geschäftsbanken die Kreditvergabe nicht
positiv beeinflusst.

 * 

4. Internetnutzung durch Rechtsextremisten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Nutzung des Internets durch die
rechtsextremistische Szene geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/17162) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/16105). Danach nutzt die Szene das Internet intensiv, um für
Veranstaltungen sowie Kampagnen zu werben und ihre Anhängerschaft zu
Teilnahmen zu bewegen. Aus Sicht der Szene sei das Internet zu einem
der wichtigsten Mobilisierungsinstrumente geworden, schreibt die
Bundesregierung weiter. Über das Internet verbreite sie beispielsweise
ihre Ideologie oder versuche, ihre Anhänger und Sympathisanten
dahingehend zu motivieren, sowohl im Netz als auch in der "Realwelt"
entsprechende Aktivitäten zu entfalten.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, nutzen auch die Angehörigen
und Sympathisanten der rechtsextremistischen Szene das Internet, um
zum Beispiel über soziale Netzwerke und Messenger-Dienste zu
kommunizieren. Dies seien die Plattformen, auf denen sich die
rechtsextremistische Szene austauscht und ihre Propaganda zu
verbreiten versucht.

Das bekannteste virtuelle Netzwerk im Bereich der rechten politisch
motivierten Kriminalität war der Antwort zufolge bis zu dessen
Auflösung im November 2019 die Gruppe "Reconquista Germanica" auf der
Plattform "Discord". Die "Existenz von in ähnlicher Form hierarchisch
und klandestin organisierten Nachfolgeprojekten kann nicht
ausgeschlossen werden", heißt es ferner in der Antwort.

 * 

5. Verfahren christlicher Asylbewerber

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Asylverfahren von Christen sind Thema der Antwort
der Bundesregierung (19/17172) auf eine Kleine Anfrage der 
AfD-Fraktion (19/16785). Danach geht die Bundesregierung "nicht von einer
generellen Gefährdung für alle (konvertierten) Christen bei Rückkehr
in ihre jeweiligen Herkunftsländer aus".

Wie die Bundesregierung ausführt, hängt eine Schutzgewährung stets von
der individuellen Situation des Antragstellers ab. Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) prüfe daher in jedem individuellen
Einzelfall nach Maßgabe der jeweiligen Herkunftsländer-Leitsätze und
der Dienstanweisung Asyl die Verfolgung oder Gefährdung einer Person
im Falle einer Rückkehr in das Herkunftsland. "Diese Einzelfallprüfung
ist einer der wichtigsten Grundsätze des Asylrechts", heißt es in der
Antwort weiter.

Danach werden auch Entscheidungen im Asylverfahren von Christen und
christlichen Konvertiten grundsätzlich einzelfallbezogen auf Basis der
jeweiligen Herkunftsländerinformationen und unter Berücksichtigung
weiterer interner Vorgaben des Bamf wie die Herkunftsländer-Leitsätze
und die allgemeine Dienstanweisung Asyl getroffen.

 * 

6. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland sind im Oktober vergangenen Jahres 38
Menschen infolge politisch rechts motivierter Straftaten verletzt
worden. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/17110) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/16764) hervor.

Danach wurden für Oktober 2019 vorläufigen Zahlen zufolge insgesamt
922 solcher Straftaten gemeldet, darunter 32 Gewalttaten. Die Zahl der
zu diesen Delikten ermittelten Tatverdächtigen beläuft sich laut
Vorlage auf 382. Neun Tatverdächtige seien vorläufig festgenommen
worden. Wie es in der Antwort weiter heißt, wurde ein Haftbefehl
erlassen.

 * 

7. Kennzeichnungspflicht für Social Bots

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Eine Kennzeichnungspflicht für Social Bots ist ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/17188) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/16822). Wie die Bundesregierung darin
ausführt, sieht der Entwurf des Medienstaatsvertrags der Länder vom 5.
Dezember 2019 eine Kennzeichnungspflicht in Bezug auf Social Bots vor.
Ein Verstoß dagegen stelle eine Ordnungswidrigkeit dar. Eine
darüberhinausgehende Regelung sei aus ihrer Sicht derzeit nicht
erforderlich, schreibt die Bundesregierung weiter auf die Frage, ob
sie eine "Kennzeichnungspflicht und/oder Regulierung von Social Bots"
plant.

 * 

08. Abhängigkeiten von Softwareanbietern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit "Abhängigkeiten von Softwareanbietern in der
Bundesverwaltung" befasst sich die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/17166) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/16776). Danach ergab eine für den Beauftragten der Bundesregierung
für Informationstechnik (BfIT) durchgeführte strategische Marktanalyse
zur Untersuchung solcher Abhängigkeiten "konkrete Anhaltspunkte für
Beeinträchtigungen der Digitalen Souveränität".

Aufgrund der fortschreitenden IT-Anbieterkonzentration am Markt werden
derartige Abhängigkeiten potentiell weiter zunehmen, wie die
Bundesregierung ferner ausführt. Zusätzlich erhöhten technologische
und geopolitische Trends, wie etwa angespannte Handelsbeziehungen oder
der Umstieg auf Public Cloud-Lösungen, die Relevanz dieses Themas.

"Softwarealternativen sollten vorzugsweise, aber nicht zwingend, auf
Open Source-Produkten basieren, mindestens jedoch auf offenen
Standards und Schnittstellen", heißt es in der Antwort weiter. Hierzu
stehe der Bund neben den Ländern und Kommunen auch mit der Open Source
Business Alliance im Dialog, um die Festlegung gemeinsamer Standards
voranzutreiben.

 * 

9. Entwendung von Bundeswehr-Munition

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Fallkomplex Franco A.: Munition und Sprengstoff bei
Mathias F." lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/17228). Darin schreibt die Fraktion, dass Mathias F. im
September 2019 wegen Verstoß gegen das Waffengesetz, das
Sprengstoffgesetz und das Kriegswaffenkontrollgesetz verurteilt worden
sei, "weil er Munition und Sprengstoff aus Bundeswehrbeständen für
Franco A. versteckt hatte". Gegen A. ermittele die
Generalbundesanwaltschaft wegen der Vorbereitung einer schweren
staatsgefährdenden Gewalttat.

Wissen wollen die Abgeordneten, auf welchen Schießplätzen
beziehungsweise Truppenstandorten "die bei Mathias F. gefundenen
Gegenstände (Munition, Zünder, Granaten)" nach Kenntnis der
Bundesregierung entwendet wurden. Auch erkundigen sie sich unter
anderem danach, ob der Militärische Abschirmdienst Ermittlungen
eingeleitet hat, um die Umstände der Entwendung zu klären.

 * 

0. Situation von 40plus-Studierenden

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die FDP erkundigt sich in einer Kleinen Anfrage
(19/17179) nach der Situation von Studenten, die älter als 40 Jahre
sind. Die Abgeordneten möchten wissen, wie viele "40plus-Studierende"
im Wintersemester 2019/20 an deutschen Hochschulen eingeschrieben sind
und wie sich die Zahlen in den letzten fünf Jahren entwickelt haben.
Auch interessiert die Fraktion, wie viele von diesen Studenten älter
als 65 Jahre sind und wie viele in Teilzeit studieren. Ferner fragen
die Abgeordneten, welche Finanzierungs- und Fördermöglichkeiten für
"40plus-Studierende" der Bundesregierung bekannt sind und wie die
Bundesregierung den Stellenwert eines Studiums für über 40-Jährige,
gerade vor dem Hintergrund der Digitalisierung der Arbeitswelt,
bewertet.

 * 
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AUSSEN/1935: Parlamentswahl im Iran ist nicht demokratisch

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 21. Februar 2020

DJIR-SARAI: Parlamentswahl im Iran ist nicht demokratisch



Zur Parlamentswahl im Iran erklärt der außenpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Bijan Djir-Sarai:

"Die Parlamentswahl im Iran erfüllt nicht die Kriterien einer
demokratischen Wahl. So hat der Wächterrat nur Kandidaten zugelassen,
die loyal zur islamischen Republik stehen. Echte Reformer treten bei
dieser Wahl nicht an. Die Menschen im Iran wissen das, sie scheinen
ihre Drohungen, nicht an der Wahl teilzunehmen, heute in die Tat
umzusetzen. Sie leiden seit Jahrzehnten unter Korruption,
Missmanagement und Missachtung der Bürgerrechte. Niemand glaubt, dass
diese Wahlen das Leben der Menschen im Iran positiv verändern werden.
Die ultra-konservativen Kreise dominieren die Politik des Landes. Der
Iran braucht endlich freie Wahlen. Neue Proteste und Ausschreitungen
sind sonst nur eine Frage der Zeit."

 * 
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EUROPA/1663: Michels Vorschlag würde EU-Haushalt teurer und nicht besser machen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. Februar 2020

LINK: Michels Vorschlag würde EU-Haushalt teurer und nicht besser
machen



Zum EU-Sondergipfel zum europäischen Haushaltsrahmen bis 2027 erklärt
der europapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Michael Georg Link:

"Die verkrusteten Strukturen in der Regionalförderung und der
EU-Agrarpolitik müssen dringend aufgebrochen werden. Zudem braucht
die EU mehr Mittel für Innovationskraft und Handlungsfähigkeit.
Priorität müssen genießen: digitales Europa, Weltspitzenforschung,
europäischer Verteidigungsfonds, gemeinsamer Grenzschutz, moderne
Infrastruktur und technische Innovation zur Bekämpfung des
Klimawandels. Der Vorschlag von Ratspräsident Michel geht in diesen
Bereichen nicht weit genug. Er würde den EU-Haushalt teurer und nicht
besser machen. Ein fairer, transparenter und auch zukünftig
schuldenfreier Haushalt erfordert, dass alle Nebenhaushalte in den
Mehrjährigen Finanzrahmen integriert werden und die Kontrolle des
Europäischen Parlaments gestärkt wird. EU-Steuern oder neue
Eigenmittelarten wie eine Plastikabgabe sind nur teure Placebos. Klar
ist: Das Bruttonationaleinkommen der EU-Staaten ist auch weiterhin
die leistungsgerechteste und nachhaltigste Finanzierungsquelle der EU
-verbunden mit einem Korrekturmechanismus, der die intransparenten
Rabattgeschäfte ablöst. Darüber hinaus ist die Rechtsstaatsklausel
für die Freien Demokraten nicht verhandelbar: EU-Gelder dürfen nur an
Staaten mit funktionierendem Rechtsstaat ausgezahlt werden."

 * 

Quelle:
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INNEN/4849: Brauchen Sicherheitsdialog mit muslimischen und jüdischen Verbänden

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 21. Februar 2020

KUHLE: Brauchen Sicherheitsdialog mit muslimischen und jüdischen
Verbänden



Zur Debatte über die Gewalttat in Hanau erklärt der innenpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Nach Hanau darf es kein 'Weiter so' geben. Alle Menschen, die in
Deutschland leben, müssen sich sicher fühlen. Wir brauchen daher
dringend einen Sicherheitsdialog mit muslimischen und jüdischen
Verbänden, um konkrete Maßnahmen zur Steigerung der Sicherheit zu
besprechen und umzusetzen. Das betrifft Stadtplanung aber auch
bessere Sicherheitsvorkehrungen für Moscheen und Synagogen. Daneben
muss dringend eine Generalrevision aller bisherigen und aller
geplanten Maßnahmen im Kampf gegen gewaltbereite Rechtsextremisten
durchgeführt werden. Die Ausstattung der Sicherheitsbehörden muss in
diesem Bereich mit Nachdruck verbessert werden. Zudem dürfen wir
nicht zulassen, dass mit Fremdenfeindlichkeit und Hass Politik
gemacht wird. Einer Beobachtung durch den Verfassungsschutz rückt für
die AfD immer näher. Es kann nicht folgenlos bleiben, dass
AfD-Politiker wie Gottfried Curio dieselben Umvolkungsthesen wie der
Täter von Hanau verbreiten können."

 * 
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INNEN/4848: Wir erwarten eine Generalinventur aller Maßnahmen gegen Rechtsterrorismus

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. Februar 2020

LINDNER-Statement: Wir erwarten eine Generalinventur aller
Maßnahmen gegen Rechtsterrorismus



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab zur Gewalttat in
Hanau folgendes Statement ab:

"Der mörderische Terror in Hanau hat uns erschüttert und macht uns
zutiefst betroffen. Unsere Gedanken sind bei den Opfern und bei den
Familien. Diese Tat richtete sich aber in Wahrheit gegen uns alle.
Denn sie stellt den Versuch dar, unsere Gesellschaft insgesamt zu
verängstigen, unsere Gesellschaft insgesamt gegeneinander
auszuspielen und das darf solchen Terroristen nicht gelingen. Deshalb
ist es richtig, dass alle Demokraten ein gemeinsames Zeichen für
Toleranz und gegen Hass, gegen Gewalt setzen. Auch ich werde heute
Abend um 18 Uhr am Brandenburger Tor aus diesem Grund an der
Mahnwache teilnehmen.

Deutschland steht im Zentrum des rechtsextremen Terrorismus. Das
haben die Verhaftungen in der vergangenen Woche gezeigt, das hat die
schreckliche Bluttat jetzt aber wieder bestätigt. Es kann deshalb
kein 'Weiter so' geben. Wir erwarten und fordern, dass nun eine
Generalinventur aller bestehenden und aller geplanten Maßnahmen gegen
den Rechtsterrorismus erfolgt. Wir müssen prüfen, ob unsere
Sicherheitsbehörden bereits in richtiger Weise aufgestellt sind, um
der wachsenden Gefahr des rechten Terrors begegnen zu können. Wir
können nicht akzeptieren, dass Menschen in unserem Land, egal ob
ursprünglich hier geboren oder hinzugezogen, egal welcher Herkunft,
Angst haben müssen, Opfer solcher Gewalttaten zu werden. Und ganz
offensichtlich ist diese Angst, das hat Hanau gezeigt, nicht
unbegründet. Und deshalb müssen wir unsere Sicherheitsbehörden prüfen
und auf Stand der aktuellen Bedrohung bringen. Aber es geht auch um
das gesellschaftliche Klima und das ist an einem solchen Tag der
Trauer auch auszusprechen, wie ich finde. Es gibt ein
gesellschaftliches Klima, das rechtsextreme Gewalttaten begünstigt.
Wer die Reden des AfD-Politikers Höcke beispielsweise in dieser Woche
in Dresden verfolgt, kann das genau sehen. Da wird ein Klima des
Hasses und der Feindlichkeit gegen Fremde, aber auch beispielsweise
gegen Demokraten geschürt, das ganz offensichtlich in der Lage ist,
Einzeltäter oder auch Gruppen zu beeinflussen, dann zu Mittel der
Gewalt zu greifen. Und deshalb geht es am heutigen Tag der Trauer
nicht nur darum, zu schauen, was können unsere Behörden leisten,
sondern es geht auch um ein klares Signal gegenüber all denjenigen,
die mit Fremdenfeindlichkeit und Hass Politik machen, woraus am Ende
dann sogar mörderische Gewalt wachsen kann."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MEDIEN/242: Erhöhung des Rundfunkbeitrags ist das falsche Signal

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. Februar 2020

HACKER: Erhöhung des Rundfunkbeitrags ist das falsche Signal



Zum Bericht der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der
Rundfunkanstalten erklärt der medienpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Thomas Hacker:

"Es wirkt fast so, als sei der Kommission eine weitere Erhöhung des
Rundfunkbeitrags selbst unangenehm. Nicht anders ist zu erklären,
dass trotz des angemeldeten Bedarfs der Rundfunkanstalten die
empfohlene Erhöhung so moderat ausfällt. Dennoch ist auch diese
geringe Erhöhung das falsche Signal. Die Kosten des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks müssen runter und nicht rauf. Das
ist entscheidend für seine Akzeptanz, die der öffentlich-rechtliche
Rundfunk nicht verlieren darf. Dabei geht es nicht nur um die
Finanzierung, sondern auch das Programm und die Struktur. Die
FDP-Fraktion fordert deshalb eine Auftrags- und Strukturreform, die
im Ergebnis unser duales Mediensystem stärkt und gleichzeitig
Beitragssenkungen ermöglicht. Ein schlichtes 'Weiter so' darf es
nicht geben, damit wäre niemandem gedient."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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WIRTSCHAFT/3102: Deutschland braucht nach Tesla-Urteil ein investitionsfreundlicheres Klima

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 21. Februar 2020

SITTA: Deutschland
braucht nach Tesla-Urteil ein investitionsfreundlicheres Klima

Zum Tesla-Urteil erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
FDP-Fraktion Frank Sitta:



"Die Diskussion um den Bau einer Tesla-Fabrik in Brandenburg ist das
beste Beispiel dafür, warum Deutschland dringend ein
investitionsfreundlicheres Klima braucht. Ein vernünftiger Ausgleich
von Naturschutz und gesamtgesellschaftlichen Interessen scheint
völlig abhandengekommen zu sein. Es ist schwer verständlich, dass ein
Verein aus Bayern gegen ein Projekt in Brandenburg klagen kann. Hier
muss das Bundesumweltministerium handeln, indem die Liste der
klageberechtigten Umwelt- und Naturschutzverbände genau geprüft wird.
Das Bundesnaturschutzgesetz darf zudem nicht länger Schlupflöcher für
Klagen auf Länderebene haben. Des Weiteren brauchen wir dringend
schnellere Genehmigungs- und Planungsverfahren. Dafür muss die
Verwaltung komplett digitalisiert und besser mit Personal
ausgestattet werden. Sinnvoll wäre auch eine Stichtagsregelung, damit
Änderungen von Vorschriften keine laufenden Projekte zurückwerfen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3468: Engagement gegen Rassismus und Rechtsextremismus wichtiger denn je (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 21. Februar 2020

Engagement gegen Rassismus und Rechtsextremismus wichtiger denn je

Johannes-Stelling-Preis 2020 ausgeschrieben



Seit 2006 vergibt die SPD-Landtagsfraktion den mit 2.000 Euro
dotierten Johannes-Stelling-Preis. Mit dem Preis erinnert die Fraktion
an den sozialdemokratischen Ministerpräsidenten des Freistaates
Mecklenburg-Schwerin von 1921-24, der aufgrund seiner unbeugsamen
Haltung gegen die nationalsozialistische Diktatur in der Nacht vom
21. zum 22. Juni 1933 zusammen mit anderen aufrechten Demokraten in
Berlin von den Nazis ermordet wurde.

Der Preis geht jedes Jahr an eine Person oder Initiative, die

- gegen rechtextremistische, fremdenfeindliche, antisemitistische,
rassistische und/ oder in anderer Weise diskriminierende Tendenzen
eingetreten ist;

- einen Beitrag zur Bekämpfung struktureller oder direkter Gewalt
gegenüber benachteiligten und/ oder diskriminierten Menschen oder
Gruppen geleistet hat;

- Zivilcourage und bürgerschaftliches Engagement gezeigt hat zugunsten
von sozial benachteiligten, diskriminierten und/oder unterdrückten
Menschen oder Gruppen;

- demokratische und rechtsstaatliche Prinzipien gegen totalitäre
Bestrebungen verteidigt hat.

SPD-Fraktionsvorsitzender Thomas Krüger: "Bei der Suche nach einem
Preisträger geht es um Menschen oder Initiativen, die sich im Alltag
mit Mut und Konsequenz insbesondere gegen rechtsextremistische Gewalt,
Intoleranz und Diskriminierung einsetzen. Leider haben wir in den
zurückliegenden Monaten erleben müssen, dass rechtsextreme Gewalt
zunimmt und Menschenleben gefordert hat. Gleichzeitig setzen sich
viele Menschen in unserem Land für eine gute Integration zum Beispiel
von Flüchtlingen ein. Sie stehen für ein weltoffenes,
freiheitlich-demokratisches Mecklenburg-Vorpommern."

Dieses Engagement will die SPD-Fraktion würdigen und freut sich über
Vorschläge für mögliche Preisträger aus der Bevölkerung. Wir bitten
darum, uns bis spätestens zum 30. April 2019 eine oder mehrere
mögliche Preisträgerinnen oder Preisträger unter Angabe von Name und
Adresse zu empfehlen - am besten mit einer kurzen Beschreibung des
Engagements. Aus den eingesandten Vorschlägen wird eine
Auswahlkommission drei Kandidat/innen nominieren. Eine bzw. einer von
ihnen wird dann am 09. Juni im Rahmen einer Festveranstaltung im
Schweriner Schloss als Stelling-Preisträger*in ausgezeichnet.

Der Auswahlkommission gehören die Ministerpräsidentin des Landes
Mecklenburg-Vorpommern, Manuela Schwesig, der Vorsitzende der
SPD-Landtagsfraktion, Thomas Krüger, die Sprecherin für politische
Bildung, Susann Wippermann, sowie ein/e Vertreter*in des
Landesseniorenbeirats und ein/e Vertreter*in des Landesjugendrings an.

Vorschläge werden gerne entgegen genommen unter:

Fax 0385-525-2338 oder

E-Mail stellingpreis@spd.landtag-mv.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3467: Es gibt keinen linken Faschismus (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 21. Februar 2020

Es gibt keinen linken Faschismus



Politiker der sogenannten "Alternative für Deutschland" werfen der
Linken Faschismus vor.

Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Wir müssen die medialen Strategien der Rechtsextremisten endlich
durchkreuzen. Antidemokratische Umdeutungsversuche der Sprache müssen
zum Scheitern gebracht werden. Dies kann nur gelingen, wenn sich
Demokraten und Medien gemeinsam gegen die perfiden
Wortvergewaltigungen durch rechte Kräfte stemmen. Der Versuch, die
Linke in unserem Land als faschistisch darzustellen ist so perfide wie
simpel. Den Rechten ist nämlich jede Schlagzeile recht. Darum wird
seit Jahren rhetorisch aufgerüstet. Wohin diese verbale
Rüstungsspirale führt, haben wir jedoch gerade schmerzlich in Hanau
erleben müssen. Ich fordere daher alle demokratischen Kräfte dazu auf,
sich kritisch mit der Sprachpanscherei und der Medienstrategie der
Rechten auseinanderzusetzen. Zur Erinnerung: Es ist der Vorsitzende
der AfD-Thüringen, den man, gerichtlich festgestellt, als Faschisten
bezeichnen darf."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5374: Reaktor 1 in Fessenheim wird abgeschaltet (Bündnis 90/Die Grünen)

Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 21.02.2020

Reaktor 1 in Fessenheim wird abgeschaltet: Die Region wird
sicherer



In der Nacht auf Samstag geht mit Reaktor 1 des Atomkraftwerks
Fessenheim der älteste in Betrieb befindliche Atomreaktor Frankreichs
vom Netz. Es ist der erste Schritt zur vollständigen Abschaltung des
Kraftwerks in diesem Sommer. Dazu erklärt Dr. Bernhard Braun,
Fraktionsvorsitzender der GRÜNEN Landtagsfraktion:

"Die Abschaltung des ersten Blocks des AKW Fessenheim ist für uns ein
Grund zu großer Freude, denn ein viele Jahre dauernder Kampf von
Anti-Atombewegung und GRÜNEN erreicht nun sein Ziel. Für die Menschen
im Südwesten Deutschlands wird es Schritt für Schritt sicherer. Wenn
Ende Juni wie geplant auch der zweite Reaktor vom Netz geht, kann die
Region langsam aufatmen. Allerdings wird auch der Rückbau des
Kraftwerks noch rund zwanzig Jahre dauern. Das verdeutlicht noch
einmal, dass wir es bei der Atomkraft mit einer kaum beherrschbaren
Technologie zu tun haben, die uns übrigens beim Thema Endlagerung nach
wie vor vor ungelöste Probleme stellt.

Die Abschaltung Fessenheims muss auf europäischer Ebene als Blaupause
dienen. Die Zeit, in denen Staaten ihren europäischen Nachbarn
brandgefährliche Pannenmeiler quasi vor die Haustür gestellt haben,
muss endgültig vorbei sein. Stattdessen brauchen wir für den Kampf
gegen die Klimakrise eine kraftvolle europäische Energiewende hin zu
den Zukunftstechnologien der Erneuerbaren Energien auf Basis von Wind
und Sonne. Deutschland muss bei der Energiewende aber auch selbst
endlich wieder mit gutem Beispiel vorangehen und kann dadurch von den
heutigen technologischen Möglichkeiten profitieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5373: Landtagspräsident zum Anschlag in Hanau (Landtag Rheinland-Pfalz)

Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 20. Februar 2020

Terroranschlag

Landtagspräsident zum Anschlag in Hanau



Landtagspräsident Hendrik Hering verurteilt die gestrigen Anschläge in
Hanau. Es handele sich um einen Angriff auf die Demokratie. Ein 
43-jähriger Mann erschoss laut bisherigen Erkenntnissen im hessischen
Hanau gestern Abend und in der Nacht auf Donnerstag zehn Menschen.
Außerdem verletzte er mehrere Menschen. Das Motiv ist laut den
Ermittlern rechtsradikal und ausländerfeindlich geprägt.

Auf der Basis dieser Erkenntnisse zeigt sich Hendrik Hering tief
erschüttert: "Meine Gedanken sind bei den Opfern und ihren
Angehörigen, denen ich viel Kraft beim Umgang mit dieser entsetzlichen
Tat wünsche." Laut dem Präsidenten des Landtags handelt es sich aber
auch um einen Angriff auf die Demokratie. Es zeige, wie groß die
Gefahr ist, die von rechtextremem Gedankengut ausgehe. "Wir können
nicht mehr von einzelnen Taten sprechen, denn diese rechtsextremen
Taten sind eingebunden in eine Gedankenwelt von Hass, Rassismus und
Menschenverachtung. Schon wieder wurde aus dem Nährboden von Hass eine
grausame Tat, die viele Menschen das Leben gekostet hat. Schon wieder
werden Menschen aus offensichtlich rechtsextremistischen,
rassistischen Motiven in Deutschland ermordet. Das Gift, das schon
viel zu lange gesät wurde, durchsetzt unsere Gesellschaft immer mehr.
Es führt zu einem rechten Terror, der uns aus der Mitte der
Gesellschaft heraus erschlägt. Welcher Beweise bedarf es noch, damit
jedem klar wird: der Terror kommt von rechts! Er wird befördert von
Worten, die unsere Demokratie verhöhnen, die Andersdenkende
ausgrenzen, die andere Kulturen als minderwertig bezeichnen, die krude
und diffuse Überfremdungsängste schüren und Verschwörungstheorien
fördern. Diese rechtsextrem motivierte Tat ist eine Folge von Hass,
der immer wieder verbal verbreitet wird. Solche Täter sind Feinde der
Demokratie, denn ihnen fehlen sachliche Argumente und sie ertragen
unterschiedliche politische Meinungen nicht. Was aus diesem Hass
resultiert, wird uns nach gestern einmal mehr brutal vor Augen
geführt. Mehr denn je müssen wir jetzt als Demokraten zusammenstehen:
gegen Hass und Hetze, gegen Demokratiefeinde und gegen Rassismus.
Lassen wir uns von solchen Taten nicht einschüchtern, uns vehement
gegen rechtsextremes Gedankengut mit Argumenten einzusetzen. Zu jeder
Zeit und überall", erklärte Hering.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Februar 2020

Landtag Rheinland-Pfalz

Herausgeber: Staatskanzlei Rheinland-Pfalz

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Platz der Mainzer Republik 1, 55116 Mainz

Telefon: +49 (0 61 31) 208 - 0

Fax: +49 (0 61 31) 208 - 2447

E-Mail: poststelle@landtag.rlp.de

Internet: www.landtag.rlp.de
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FORSCHUNG/1262: Rettung für männliche Küken (idw)

CENTRUM INDUSTRIAL IT (CIIT) - 20.02.2020

Rettung für männliche Küken

Geschlechtsbestimmungsverfahren auch für kleine, lokale Brüterein
interessant



In Deutschland werden pro Jahr knapp 19,5 Milliarden Eier verbraucht,
wobei fast alle Eier im Handel aus spezialisierten Legehennenbetrieben
stammen. Im Jahr 2018 gab es insgesamt 1.897 landwirtschaftliche Betriebe
in Deutschland mit 3.000 und mehr Hennenhaltungsplätzen. Auch
Ostwestfalen-Lippe zeichnet sich mit einer intensiven landwirtschaftlichen
Nutzung aus und beheimatet sowohl große als auch kleine,
familienbetriebene Brütereien. Ein Geschäft, das auch seine Schattenseiten
hat, denn jedes Jahr werden nach Angaben des
Bundeslandwirtschaftsministeriums 45 Millionen Küken in Deutschland
geschreddert oder vergast, weil sie das falsche Geschlecht haben. Die
Aufzucht männlicher Tiere sei nicht wirtschaftlich, weil sie weniger
Fleisch ansetzen und keine Eier legen können. Schon seit Jahren sucht
daher die Geflügelwirtschaft nach einer Möglichkeit, das Geschlecht im Ei
zu bestimmen, um die männlichen Küken gar nicht erst schlüpfen zu
lassen.

Wissenschaftler des Instituts für industrielle Informationstechnik (inIT)
der Technischen Hochschule OWL haben in Zusammenarbeit mit der Hochschule
Coburg kürzlich ein Verfahren zum Patent angemeldet, welches das
Geschlecht des Kükens schon vor dem Schlüpfen bestimmen kann. Wie das
funktioniert, erklärt Professorin Helene Dörksen vom inIT: "Bei dem
Verfahren wird ein kleines, etwa 2mm großes Loch in die Eischale gebohrt,
ohne die Eihaut zu verletzen. Anschließend wird mit einem Laser ins Ei
geleuchtet und das zurückgeworfene Licht erfasst. Dabei gibt es
verwertbare Unterschiede zwischen den Kükengeschlechtern. Aus
wissenschaftlicher Sicht handelt es sich hierbei um eine
Fluoreszenzspektroskopie."

Ein auf dem Verfahren abgestimmter Prototyp soll möglichst bald zu einer
marktreifen Maschine entwickelt werden, welche flächendeckend von den
Betrieben genutzt werden soll. Zwar sind die Anschaffungskosten mit
45.000 Euro relativ hoch, doch Professorin Helene Dörksen betont, dass nicht
nur große landwirtschaftliche Betriebe davon profitieren müssen, sondern
eine Anschaffung auch für kleinere Brütereien lohnenswert ist. "Die
Maschine, die den Geschlechtertest durchführt, ist sehr mobil und robust.
Mehrere kleine Betriebe könnten sich somit die Anschaffungskosten teilen
und das Gerät reihum weitergeben. Das ist absolut kein Problem und es muss
kein großer Aufwand dafür betrieben werden. Außerdem benötigt das Gerät
wenig Platz und ist sehr einfach in der Bedienung.

Wir haben hier im Kreis Lippe so viele kleine Betriebe, die damit noch
tierwohlorientierter handeln könnten. Ein einfacher Zeit-/Tauschplan würde
ausreichen, um gemeinsam von dem Gerät seinen Nutzen zu ziehen",
beschreibt Professorin Dörksen die Vorteile. Auch Sebastian Horn,
Junglandwirt aus Hörste, hat die Vorteile bereits erkannt und findet die
Methode außerordentlich interessant. "Wenn die Küken nicht fachlich
korrekt verworfen werden, dann ist es besser, wenn man sie bereits im Ei
aussortiert", stimmt er zu. Auch andere Unternehmen aus der Wirtschaft
haben bereits Interesse an einer Zusammenarbeit bekundet.


Weitere Informationen unter:

https://www.th-owl.de/init/aktuelles/news/news-detail/news/geschlechtsbestimmung-im-ei.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1969

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

CENTRUM INDUSTRIAL IT (CIIT), 20.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/684: München - Ergebnisse einer Befragung zu den Krautgärten der Stadt liegen vor (idw)

Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e. V. - 20.02.2020

Essbare Stadt München - Ergebnisse einer Befragung zu den Krautgärten
der Stadt liegen vor



Seit 1999 bietet die Stadt München der Bevölkerung die Möglichkeit, auf
kommunalem Ackerland in der Stadt eigenes Bio-Gemüse anzubauen. Inzwischen
gibt es die "Münchner Krautgärten" an 26 Standorten. Die Flächen dienen
nicht nur der Selbstversorgung der Bevölkerung, sondern sind zugleich Orte
der Erholung und des Lernens. Dies hat die Befragung von Nutzerinnen und
Nutzern der Krautgärten ergeben. Das Leibniz-Institut für ökologische
Raumentwicklung (IÖR) hat die Umfrage im Rahmen eines von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten Projektes durchgeführt.

Mehr als 20 Jahre nach der Gründung der ersten Krautgärten in München ist
die Nachfrage nach freien Parzellen ungebrochen. Die Idee, sich selbst mit
erntefrischem Bio-Gemüse aus eigenem Anbau zu versorgen, kommt bei vielen
Münchnerinnen und Münchnern gut an. Die Stadtverwaltung verfolgt mit dem
Projekt das Ziel, den Grüngürtel in und um München zu erhalten und fördert
zugleich nachhaltige und zukunftsfähige Landwirtschaft im Stadtgebiet.
Doch was bringt es den privaten Nutzerinnen und Nutzern, sich in den
Krautgärten zu engagieren? Dieser Frage ging das Leibniz-Institut für
ökologische Raumentwicklung (IÖR) mit einer Befragung nach. Ziel der
Umfrage war es herauszufinden, welche Funktionen die Krautgärten erfüllen
und inwieweit sie die Ortsverbundenheit ihrer Gärtnerinnen und Gärtner
stärken oder als Lernort fungieren. 254 Nutzerinnen und Nutzer aus 19
Krautgärten haben an der Online-Befragung teilgenommen. Der Großteil ist
in den Krautgärten in Ramersdorf, Pasing bzw. Blumenau aktiv.

Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass die Krautgärten unterschiedliche
Funktionen erfüllen. Zuallererst leisten sie einen wichtigen Beitrag zur
Selbstversorgung mit Lebensmitteln. 27 Prozent der Befragten gaben an,
ihren Bedarf an Küchenkräutern zu sehr großen Teilen bis nahezu
vollständig über die Ernte in ihrem Krautgarten abzudecken. Beim Gemüse
sind die Anteile zwar etwas niedriger, aber auch hier spielt die Ernte des
eigenen Gemüses im Krautgarten eine wichtige Rolle bei der
Selbstversorgung.

Die Krautgärten erfüllen aber auch andere Funktionen. So nutzen knapp zwei
Drittel der Befragten ihre Parzelle in der Gartensaison mehrmals pro
Woche, um sich körperlich zu betätigen, 44 Prozent um sich zu erholen.
Auch die Natur lässt sich in den Krautgärten beobachten, dafür nutzen 39
Prozent der Befragten ihren Gartenanteil mehrmals wöchentlich. Jeweils
knapp ein Drittel gab an, sich im Krautgarten mehrmals in der Woche mit
anderen auszutauschen (31 Prozent) bzw. den Ort für Umweltbildung zu
nutzen (28 Prozent).

Weitere Punkte der wissenschaftlichen Befragung zielten unter anderem
darauf ab herauszufinden, wie das Engagement in einem Krautgarten zur
Identifikation mit dem Ort und zur Verbundenheit mit der Natur beiträgt.
Aufgrund der Befragungsergebnisse schlussfolgern die Wissenschaftlerinnen
des IÖR: Der Krautgarten ist ein Lernort, er stärkt die Ortsverbundenheit
und die kooperative Stadtgestaltung in München. "Die Krautgärten sind
wichtige Bausteine einer essbaren und grünen Stadt. Gerade wenn Städte
notwendigerweise immer weiter verdichtet werden, ist es deshalb wichtig,
diese grünen multifunktionalen Oasen der Selbstversorgung zu schützen und
in die Stadtentwicklung zu integrieren", erläutert Dr. Martina Artmann,
Projektleiterin im IÖR.

Die Ergebnisse der Befragung in München fließen aktuell in ein vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördertes
Folgeprojekt ein. In dem BMBF-Projekt "Zukunftsstadt Dresden 2030+" werden
- wissenschaftlich begleitet durch das IÖR - zwei von der Bürgerschaft
entwickelte Projekt-Ideen zum Thema "Essbare Stadt" in die Praxis
umgesetzt. "Hier testen wir also, inwieweit im Rahmen einer kooperativen
Stadtgestaltung Bürgerinnen und Bürger zusammen mit der Stadtverwaltung
unterschiedliche Bausteine einer essbaren und grünen Stadt umsetzen
können", erläutert Martina Artmann. "Die Befragung in München liefert
wertvolle Hinweise, was wir beachten müssen, wenn wir Aspekte einer
'essbaren Stadt' in der Praxis umsetzen wollen", so die Wissenschaftlerin.


Hintergrund

Das Projekt "Essbare Städte - Evaluierung von Begrünungsstrategien als
systematische Lösungen für gesellschaftliche Herausforderungen der
Urbanisierung. Konzipierung eines Bewertungskonzeptes und Erprobung am
Beispiel essbarer Städte in Deutschland" wird von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert. Zu den Praxispartnern gehören die
Stadtverwaltung Andernach (Amt für Stadtplanung und Bauverwaltung), die
Gemeindeverwaltung Haar (Referat Umwelt und Abfallwirtschaft) sowie der
Green City e. V., München. Die Ergebnisse von Befragungen in Andernach und
München fließen in die konzeptionellen Projektarbeiten ein. Basierend auf
den Konzepten der Mensch-Natur-Verbindung und Ortsverbundenheit (place
attachment) wurde ein multidimensionales Bewertungskonzept entwickelt, um
Auswirkungspotenziale der essbaren Stadt im Kontext einer 
sozio-ökologischen und sozio-räumlichen Nachhaltigkeitstransformation zu
evaluieren.


Originalpublikation:

Sartison, Katharina; Artmann, Martina:

Edible cities - An innovative nature-based solution for urban sustainability
transformation? An explorative study of urban food production in German
cities.

In: Urban Forestry & Urban Greening 49 (2020) 126604, S. 1-9.

https://doi.org/10.1016/j.ufug.2020.126604

Weitere Informationen unter:

https://www.ioer.de/projekte/essbare-staedte/ 

- Informationen zum Projekt mit Download-Möglichkeit des Kurzberichtes zu den
Befragungsergebnissen

https://www.ioer.de/zukunftsstadt/

- Informationen zum Projekt "Zukunftsstadt Dresden 2030+"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung e. V., 20.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KRIEG/1766: Syrien - Kulminationspunkt für einen internationalen Krieg ... (SB)



Wir werden Idlib nicht aufgeben und dem Regime überlassen, das
nicht dazu imstande ist, die Entschlossenheit der Türkei in dieser
Angelegenheit zu erfassen (...). Wir werden es unter keinen Umständen
zulassen, dass wir eine Extralast schultern, die die Entwicklungen in
der Region unserem Land aufbürden. Wir sind entschlossen, Idlib zu
jedem Preis sicher für seine Bewohner und die Türkei zu
machen.

Recep Tayyip Erdogan in einer Rede vor der AKP-Fraktion [1]

Der türkische Angriffskrieg in Syrien mittels islamistischer
Hilfstruppen wie auch regulärer Streitkräfte verschränkt eine Reihe
innen- und außenpolitischer Ziele des Regimes zu einem Eroberungs- und
Vernichtungszug, der sich in zunehmendem Maße den Rückweg
abgeschnitten hat. Erdogan, so steht zu befürchten, wird in bedrängter
Lage wie immer die Flucht nach vorn antreten und die nächstgrößere
Grausamkeit exekutieren, da er nur um den Preis seines Untergangs
zulassen kann, den Würgegriff um oppositionelle Bestrebungen zu
lockern und für seine Taten zur Rechenschaft gezogen zu werden. Sein
nationalistischer, rassistischer und repressiver Entwurf hausiert mit
der imperialistischen Vision, die Türkei von einem Schwellenland in
den Rang der führenden Regionalmacht zu katapultieren, die offensiv
und eigenständig zwischen den Großmächten navigiert.

Dieser Lesart zufolge endet die Türkei nicht an den aktuellen
Landesgrenzen, sondern schließt Gebiete in Syrien, im Nordirak, in der
Ägäis, auf dem Balkan wie auch im Mittelmeer, wenn nicht gar in Libyen
ein, die dem osmanischen Reich oder der türkischen Republik geraubt
worden seien. Das sind keine bloßen Hirngespinste eines
revanchistischen Geistes, sondern längst in Angriff genommene
"Korrekturen" des beanspruchten Territoriums, wie die Präsenz in
Syrien, die Offensive auf See oder die Intervention im libyschen
Konflikt zeigen.

Ein zentrales Moment in den strategischen Plänen des Regimes ist die
Verfolgung, Vertreibung und kulturelle Vernichtung kurdischer Existenz
im eigenen Land, im Nordirak und in Syrien. Dabei geht es im Kern
darum, den kurdischen Widerstand zu brechen und eine gesellschaftliche
Entwicklung zu zerstören, die in vielfacher Hinsicht einen
Gegenentwurf zu dem auf die aggressive Spitze getriebenen Türkentum
Erdogans darstellt, mit dem dieser die Widersprüche der
Klassengesellschaft mittels einer völkisch-religiösen,
protofaschistischen und kriegstreibenden Agenda zugunsten
konsolidierter Herrschaft vorantreiben will.

Der Expansionismus ist natürlich auch ökonomischen Erwägungen
geschuldet, da die Energieversorgung der Türkei in hohem Maße von
Importen abhängt. Daher stehen die beanspruchten Vorkommen von Erdöl
und Erdgas im Mittelmeer wie auch das Vorhaben, zur regionalen
Drehscheibe der Weiterleitung russischer Lieferungen zu werden, im
Zeichen angestrebter Unabhängigkeit des türkischen Energiesektors.
Darunter fällt auch der Bau eines Kernkraftwerks und damit
perspektivisch die Verfügung über Atomwaffen, die Erdogan, vorerst
noch als Drohgebärde, durchaus ins Gespräch gebracht hat.

Wie jede Kriegsführung stellt auch die türkische zudem einen Versuch
dar, sowohl die Krise des einheimischen Kapitals als auch wachsenden
Widerstand einer unter sozialem Druck stehenden Bevölkerung offensiv
aus dem Feld zu schlagen. Erdogan verdankte die beträchtliche
Zustimmung der Wählerschaft im Zuge seines Aufstiegs zur Macht des
Präsidialsystems in hohem Maße der größtenteils unzutreffenden
Propaganda, er habe den Lebensstandard insbesondere der einfachen
Leute beträchtlich angehoben. Was als wachsender Wohlstand tatsächlich
eintrat, war eine Folge rasanten Wirtschaftswachstums, das aus
befristeten Quellen des Schwellenlandes gespeist war, das sich als
Rohstofflieferant oder Werkbank der höherentwickelten Industriestaaten
verdingte wie auch das Strohfeuer ungezügelter Bauwirtschaft anheizte.
Erdogan setzte sich als guter Sultan in Szene, der paternalistisch
Geschenke an sein Volk verteilt. Daß es sich dabei nicht so sehr um
Sozialleistungen oder Infrastruktur an der Basis, als vielmehr
monströse Großprojekte über, auf und unter dem Bosporus, gigantische
Kanäle, triumphale Moscheen und nicht zuletzt einen
überdimensionierten Präsidentenpalast handelte, nahmen viele Menschen
unter der trügerischen Annahme in Kauf, der Herrscher gebe ihnen auf
imposante Weise ihre Würde und Ehre zurück.

Die systemischen Schwächen der nationalen Ökonomie wie auch die
internationalen Krisen der Kapitalverwertung ließen die Türkei nicht
ungeschoren. In immer schnellerer Taktfolge häuften sich
Hiobsbotschaften, das Land stehe am Abgrund einer Finanz- und
Wirtschaftskrise. Die Talfahrt bekamen zuerst und vor allem die
ärmeren Bevölkerungsteile zu spüren, was die Regierung mit
verbilligten Grundnahrungsmitteln zu kaschieren versuchte und
allenfalls notdürftig kompensieren konnte. So schien es nur eine Frage
der Zeit zu sein, bis Erdogans Rückhalt schwände und er mit
legalistischen Mitteln aus dem Amt entfernt werden könnte.

Die Opposition witterte Morgenluft und gewann die Kommunalwahlen in
den größeren Städten, insbesondere aber in Ankara und Istanbul.
Möglich gemacht hatte diese vermeintliche Wende die Popularität des
kemalistischen Kandidaten, vor allem aber die Bereitschaft der
pro-kurdischen HDP, zugunsten der CHP auf eigene Kandidaturen zu
verzichten und so die oppositionellen Stimmen zusammenzufassen. Die
weit verbreitete Hoffnung, damit sei Erdogans Ende eingeläutet, erwies
sich als trügerisch, da sie der Gewaltbereitschaft des Präsidenten und
seinen Machtmitteln nicht Rechnung trug, aber auch den Zusammenhalt
der Opposition überschätzte. Als Erdogan zum Feldzug gegen Afrin rief,
um die kurdischen Errungenschaften zu zerschlagen und den Keil tiefer
zwischen die nordsyrischen Autonomiegebiete zu treiben, waren die
Kemalisten Feuer und Flamme. Der Krieg eint das Volk, oder besser
gesagt jene Teile der Bevölkerung, die dieses Konzept für sich
reklamieren, weil sie ihr Heil in der Unterwerfung jeglicher
Minderheiten und benachbarter Völkerschaften sehen.

So gelang es Erdogan mittels der Kriegszüge, seine Schwäche an der
Heimatfront wettzumachen. Wenngleich er auch dabei repressiv zu Werke
ging und jede Kritik an diesem Feldzug unter das Terrorverdikt
stellte, war es doch vor allem die Bereitschaft der Kemalisten, nach
ihrem Wahlsieg mit Hilfe der HDP der kurdischen Bevölkerung umgehend
in den Rücken zu fallen, die das Regime wieder in die Offensive
brachte. Wer fragt heute noch, ob die armen Leute in Istanbul und
anderswo genug zu essen haben oder was Polizei und Armee im Südosten
des Landes treiben? Selbst das Schicksal Rojavas scheint inzwischen
den westlichen Leitmedien keine Zeile mehr wert zu sein, die gebannt
das vermeintliche Schachspiel der Mächte verfolgen, wie es einst
Brzezinski als Herrschaftsdiskurs in die Welt gesetzt hat. Während
alle zu Geostrategen werden, die mitwetten dürfen, was Erdogan, Putin,
Assad und Trump an Zügen ausbrüten, fällt zwangsläufig unter den
Tisch, die Kriege und Konflikte als Auseinandersetzungen in
Klassengesellschaften und zwischen denselben aufzufassen und
entsprechende Konsequenzen daraus zu ziehen.

Erdogans Truppen stehen im Nachbarland und fordern die syrische Armee
ultimativ auf, sich aus Idlib zurückziehen, als handle es sich um
türkisches Territorium. Ankara unterstützt die schlimmste Sorte
islamistischer Milizen, die der Bevölkerung die Scharia aufzwingen.
Rund 900.000 Menschen sind vor den Kämpfen auf der Flucht und drängen
sich unter extremsten Bedingungen an der Grenze zur Türkei zusammen,
die sie nicht ins Land lassen will. Rußland warnt eindringlich vor
einer militärischen Konfrontation, die den fragilen Burgfrieden von
Astana endgültig zunichte machen würde. Recep Tayyip Erdogans Feldzug
hat maßgeblich dazu beigetragen, diese Situation herbeizuführen, aus
der es keinen Ausweg ohne kastrophale Konsequenzen zu geben scheint.

"Wollen wir hoffen, dass das schlimmste Szenario nicht Wirklichkeit
wird", so der Sprecher des russischen Präsidenten, Dmitri Peskow.
"Wenn dies eine Operation gegen die legitime Regierung Syriens und der
syrischen Streitkräfte ist, dann wird es definitiv das schlimmste
Szenario sein."

Der türkische Machthaber hat Geister gerufen und gegeneinander
ausgespielt, was ihn im osmanischen Größenwahn bestärken dürfte, er
habe sie unter Kontrolle. Nun kann er auf die offene Waffengewalt nicht
mehr verzichten und steht an der Schwelle, den notdürftig eingedämmten
Stellvertreterkrieg in Syrien in die große Konfrontation zu treiben.


Fußnote:

[1] www.heise.de/tp/features/Idlib-Erdogan-droht-mit-militaerischer-Aktion-4664295.html
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ASIEN/946: Manila - im Vorfeld der Verteilungskämpfe ... (SB)

Manila - im Vorfeld der Verteilungskämpfe ...



In den Beziehungen zwischen Manila und Washington herrscht eine
schwere Krise, seit am 11. Februar die Philippinen das Visiting Forces
Agreement (VFA) mit den USA aufgekündigt haben. Der formelle Austritt
tritt in sechs Monaten in Kraft, sofern nicht bis dahin die
US-Regierung die philippinischen Verbündeten zur Rücknahme der
drastischen Maßnahme bewegen kann. Ohne das VFA, in dessen Rahmen die
USA seit 1998 Soldaten auf die Philippinen zu Ausbildungs- und
Manöverzwecken entsenden und dadurch mittels Rotation mehrere tausend
Mann dort ständig stationiert haben, werden die Amerikaner ihre
Militärpräsenz in der Inselrepublik erheblich abbauen müssen.

Hintergrund der drastischen Abkühlung des amerikanisch-philippinischen
Verhältnisses ist die zunehmend aggressivere Haltung der USA gegenüber
der Volksrepublik China. Die meisten Philippiner stehen der Aussicht,
ihr Land könnte zum Austragungsort eines heißen Krieges zwischen den
beiden Supermächten werden, absolut ablehnend gegenüber. Doch seit
Donald Trump im Weißen Haus residiert, steigt die Gefahr eines
amerikanisch-chinesischen Militärkonflikts unaufhaltsam an. Während
der New Yorker Baulöwe seit 2017 einen schweren Handelskrieg mit der
Volksrepublik vom Zaun gebrochen hat und die chinesische IT-Branche zu
schwächen versucht, führen US-Marine und -Luftwaffe im Südchinesischen
Meer regelmäßig provokante Manöver durch, um den Ansprüchen Pekings in
der Region entgegenzutreten. Stets behaupten US-Diplomaten, Washington
gehe es mit jener Aktionen um die Durchsetzung der
"Navigationsfreiheit" im Südchinesischen Meer. Tatsächlich aber sind
es die USA, die im Rahmen der Eindämmungsstrategie gegenüber China, an
der Südkorea, Japan, Taiwan, Indien und Singapur beteiligt sind,
die für den Kriegsfall eine Seeblockade der Volksrepublik vorbereiten.

Als US-Außenminister Mike Pompeo in einer betont martialischen Rede
anläßlich eines Besuchs in Manila im vergangenen März den Ausbau
chinesischer Inseln und Riffe im Südchinesischen Meer durch die
Volksarmee aufs heftigste verurteilte und dabei versprach, die USA
würden gemäß ihrer militärischen Beistandsverpflichtungen aus dem Jahr
1951 die Philippinen vor einem Überfall des nördlichen Nachbarstaats
schützen, löste dies bei den Gastgebern blankes Entsetzen aus. Um die
eigene Bevölkerung zu beruhigen, hat daraufhin der philippinische
Verteidigungsminister Delfin Lorenzana eine sofortige Überprüfung des
Mutual Defense Treaty (MDT) auf seine möglichen Risiken angeordnet.

Im Januar nahmen die Beziehungen eine dramatische Wende zum
Schlechteren. Auslöser war die Weigerung des State Department in
Washington, dem philippinischen Senator Ronald dela Rosa ein
Einreisevisum zu erteilen. Dela Rosa ist ein enger politischer
Verbündeter von Präsident Rodrigo Duterte. Der ehemalige
Polizeichef der Stadt Davoa, wo Duterte selbst früher Bürgermeister
war, hat von 2016 bis 2018 die extrem drakonische Antidrogenpolitik
des Präsidenten umgesetzt. Kritiker machen dela Rosa deshalb für
schwere Menschenrechtsverletzungen und polizeiliche Vergehen -
darunter die außergerichtliche Hinrichtungen unzähliger mutmaßlicher
Drogenkrimineller - verantwortlich.

In Reaktion auf das Einreiseverbot Washingtons für dela Rosa hat
Duterte am 29. Januar allen seiner Kabinettsmitgliedern und höheren
philippinischen Beamten Besuche in den USA offiziell untersagt und
dies unter ausdrücklichem Hinweis auf das letztes Jahr vom Kongreß in
Washington verabschiedete Global Magnitzky Act mit der möglichen
Verhaftung durch übereifrige FBI-Beamte begründet. Vor der Presse
erklärte Duterte, er selbst habe die Einladung des Weißen Hauses, am
US-Association of Southeast Asian Leaders Summit teilzunehmen, der
für den 4. März geplant ist, aus "strategischen, geopolitischen
Erwägungen" ausgeschlagen. Kein Vertreter Manilas werde an dem nicht
explizit, aber unterschwellig gegen China gerichteten Gipfeltreffen in
der Zockerhöhle von Nevada teilnehmen, gab Duterte bekannt und drohte
im selben Atemzug mit dem Ausstieg der Philippinen aus dem VFA. Am 12.
Februar hat letztlich Außenminister Teodoro Locsin jun. die Umsetzung
der Drohung in Form einer entsprechenden Depesche an die US-Botschaft
in Manila bekanntgegeben.

In Washington fielen die Reaktionen auf den Entschluß der
Duterte-Regierung unterschiedlich aus. Präsident Trump, der häufig das
militärische Engagement der USA in Übersee als überzogen und zu
kostspielig kritisiert, zeigte sich unbeeindruckt. Die Entscheidung
der Philippinen spare den USA Geld und sei von daher prinzipiell zu
begrüßen; die Menschen dort wüßten selbst am besten, wie die
Sicherheit ihres Landes zu gewähren sei, so Trump. Dagegen machte sich
bei der außenpolitischen Elite Konsternierung breit. Duterte begebe
sich in die wirtschaftliche und politische Abhängigkeit Pekings;
Washington dürften nicht zulassen, daß ein so strategisch wichtiges
Land wie die Philippinen, um die die USA seit 1898 mehrere blutige
Kriege geführt hätten, zum Vasallenstaat Pekings werde. So in etwa
klang die Kritik in den US-Medien seitens befragter Politiker und
Asienkenner.

Mark Esper dagegen gab sich entspannt. Gegenüber Reportern meinte der
US-Verteidigungsminister, im Pentagon habe man nun 180 Tage, um mit
den philippinischen Kollegen zu diskutieren, die wahren Gründe für den
Entschluß zu erfahren und eine mögliche Kompromißlösung zu finden. Er
lasse sich "nicht aus der Ruhe" bringen, in den kommenden Monaten
stünden zwischen Washington und Manila "intensive Gespräche" bevor,
sagte der ehemalige Raytheon-Lobbyist zuversichtlich. In den USA meint
man aus der Kritik Dutertes, die Amerikaner würden nach dem
Militärmanöver ihr teures Kriegsgerät wieder nach Hause nehmen und
nichts davon in den Philippinen zurücklassen, einen Ansatz
herausgehört zu haben, den man als Angelpunkt verwenden kann. Man
hofft, durch die Aussicht auf qualitativ hochwertige Rüstungsgeschenke
den heißköpfigen Präsidenten der Philippinen doch noch umstimmen zu
können. Nebenbei aktiviert Washington die pro-amerikanischen Freunde
im Parlament und beim Militär der Philippinen, um die bisher enge
verteidigungspolitische Zusammenarbeit fortsetzen zu können. Für den
Fall, daß sich eine rasche Einigung mit Manila nicht erzielen läßt,
sorgen die USA rund um das Südchinesische Meer bereits vor - unter
anderem durch den Ausbau Singapurs zu einer regelrechten
Militärfestung an der Malakka-Straße sowie durch die
Wiederinbetriebnahme der sich seit 1945 im Dornröschenschlaf
befindlichen Hafenanlage auf Manus Island im Norden Papua-Neuguineas.
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ARBEIT/651: Tarifverhandlungen beim Internationalen Bund abgebrochen (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
1. November 2019

Tarifverhandlungen beim Internationalen Bund (IB) abgebrochen -
ver.di fordert kompromissfähiges Angebot der Arbeitgeber



Berlin - Die vierte Runde der Tarifverhandlungen für die bundesweit rund
11.000 Tarifbeschäftigten des Internationalen Bundes (IB) ist am
Donnerstag (20. Februar) von der Tarifkommission nach einem
17-stündigen Verhandlungsmarathon abgebrochen worden. "Trotz großer
Einigungsbereitschaft unsererseits war das Angebot der Arbeitgeber
nicht annehmbar, weil dessen Umsetzung für einen Teil der Kolleginnen
und Kollegen sogar Einkommenseinbußen bedeuten würde", kritisierte
Sylvia Bühler, Mitglied im Bundesvorstand der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di). ver.di sei jederzeit bereit,
die Tarifverhandlungen wieder aufzunehmen. Nötig sei dafür ein klares
Signal der Arbeitgeber, ein neues, kompromissfähiges Angebot
vorzulegen. Alle Beschäftigtengruppen müssten von Tariferhöhungen
profitieren.

Der IB ist mit rund 900 Einrichtungen einer der großen Dienstleister
in der Jugend-, Sozial- und Bildungsarbeit in Deutschland. "Alle
Arbeitgeber in diesen Bereichen haben mittlerweile Probleme,
qualifiziertes Personal zu finden", so Bühler weiter. Dieses Problem
lasse sich nur durch mehr Lohn und bessere Arbeitsbedingungen lösen.
Der IB, bei dem beispielsweise Erzieherinnen und Erzieher bis zu 20
Prozent weniger als im öffentlichen Dienst verdienten, trage eine
besondere tarifpolitische Verantwortung. "Die große Lücke zwischen
den IB-Entgelten und denen im öffentlichen Dienst der Länder muss
endlich geschlossen werden."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21.02.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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ARBEIT/3015: 1,41 Millionen Stellen im vierten Quartal 2019 (idw)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 20.02.2020

1,41 Millionen Stellen im vierten Quartal 2019



Im vierten Quartal 2019 gab es bundesweit rund 1,41 Millionen offene
Stellen auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Gegenüber dem dritten Quartal 2019
stieg die Zahl der offenen Stellen um rund 55.000. Sie sank jedoch um rund
44.000 unter das Vorjahresniveau vom vierten Quartal 2018. Das geht aus
der IAB-Stellenerhebung hervor, einer regelmäßigen Betriebsbefragung des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

In Westdeutschland waren im vierten Quartal 2019 rund 1,1 Millionen offene
Stellen zu vergeben, in Ostdeutschland rund 310.000.

"Das zuletzt stetige Wachstum der offenen Stellen gegenüber dem
Vorjahresquartal ist damit erstmals seit sechs Jahren durchbrochen. Im
langjährigen Vergleich bewegt sich die Personalnachfrage jedoch weiterhin
auf einem sehr hohen Niveau", erklärt Arbeitsmarktforscher Alexander
Kubis.

Bei großen Betrieben mit mindestens 250 Beschäftigten ging die
Personalnachfrage erheblich zurück. Die Zahl der offenen Stellen lag hier
im vierten Quartal 2019 bei rund 180.000 - und damit rund ein Viertel
niedriger als vor einem Jahr. Auch im Verarbeitenden Gewerbe sank die Zahl
der offenen Stellen im Vorjahresvergleich um rund ein Viertel auf nun rund
130.000. "Dagegen sehen wir bei kleinen und mittelgroßen Betriebe sowie im
Dienstleistungssektor in vielen Bereichen weiterhin eine hohe
Personalnachfrage," so Kubis.

Das IAB untersucht mit der IAB-Stellenerhebung viermal jährlich das
gesamte Stellenangebot, also auch jene Stellen, die den Arbeitsagenturen
nicht gemeldet werden. Im vierten Quartal 2019 wurden Antworten von rund
14.000 Arbeitgebern aller Wirtschaftsbereiche ausgewertet.


Weitere Informationen unter:

http://www.iab.de/stellenerhebung/daten

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 20.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/3014: Erfolgsfaktor Raum - Wie die Umgebung unser Arbeiten beeinflusst (idw)

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO - 19.02.2020

Erfolgsfaktor Raum: Wie die Umgebung unser Arbeiten beeinflusst

Die Studie des Fraunhofer IAO gibt einen Überblick über die Wirkung des
Raums auf die Arbeitsumgebung



Wie muss ein Raum gestaltet sein, um darin so kreativ, konzentriert oder
stressfrei wie möglich arbeiten zu können? In der neuen Metastudie
»Raumpsychologie für eine neue Arbeitswelt« stellt das Fraunhofer IAO
systematisch die Ergebnisse verschiedener empirischer Untersuchungen vor,
die sich mit der Wirkung und Gestaltung des Raumes in der Arbeitswelt
befassen.

Unsere heutige Arbeitswelt wird immer flexibler. Für viele Unternehmen ist
das mobile Arbeiten von unterwegs oder auch von zu Hause aus mittlerweile
Standard und kaum wegzudenken. In Zukunft werden immer mehr Menschen in
flexiblen Arbeitsformen arbeiten, da sich diese nicht nur auf die
Motivation, sondern auch auf die Leistung positiv auswirken und damit
sowohl für die Organisation als auch für die Mitarbeitenden gleichermaßen
attraktiv sind. Wird das physische Büro in Hinblick auf diese
Entwicklungen in Zukunft überhaupt noch eine Rolle spielen und über welche
Qualitäten muss es verfügen, um einen positiven Beitrag zu einer
erfolgreichen Büro- und Wissensarbeit leisten zu können? Mit diesen Fragen
befasst sich das Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und
Organisation IAO in der neuen Metastudie »Raumpsychologie für eine neue
Arbeitswelt« und macht überraschende Aspekte sichtbar, die verdeutlichen,
dass die Bedeutung von Räumlichkeiten oft ins Hintertreffen gerät. Die
Studie zeigt, dass sich die erforderliche Unterstützung durch die
physische Umgebung auf drei wesentliche Faktoren eingrenzen lässt:


	Förderung von Kommunikation

	Unterstützung der individuellen Konzentrationsfähigkeit und kreativen Prozessen

	Erholung als eine Voraussetzung, um sich nach herausfordernden Belastungen wieder schnell regenerieren zu können.



Raumsettings für mehr Konzentration und Kreativität

Laut der Studie spielen die Beleuchtung, der Geräuschpegel und die Höhe
des Raums eine wesentliche Rolle für kreative Prozesse. Die meisten
Menschen bevorzugen bei kreativen Tätigkeiten eine eher geringe
Beleuchtungsstärke. Der Grund hierfür könnte in der Tatsache liegen, dass
zu helles Licht auf das für Kreativität förderliche Gefühl der Freiheit
eher hemmend wirkt. Bei einem mittleren Geräuschpegel wird beim Menschen
eine Prozessunstetigkeit erzeugt, die zu einer Erhöhung des abstrakten
Denkens und damit wiederum der Kreativität führt. Zudem erzeugen hohe
Räume kreativere Denkprozesse. Nicht nur die Höhe des Raums, sondern auch
die Temperatur hat Auswirkungen auf die Kreativität im Arbeitskontext. So
konnte in der Studie hervorgebracht werden, dass es sich bei einer
Temperatur zwischen 26° C und 27° C am kreativsten arbeiten lässt. Auch
die Konzentrationsfähigkeit lässt sich durch raumpsychologische Aspekte
unterstützen. Anders als bei den kreativen Denkprozessen kurbeln
normalhohe und niedrige Decken die Konzentrationsfähigkeit an. In diesen
Umgebungen können Mitarbeitende besser konkreten und detailreichen
Aufgabenstellungen nachgehen, die ein hohes Maß an Konzentration
erfordern.

Die richtige Duftnote beeinflusst unser Arbeiten

Düfte sind wichtige Raumelemente, die das Wohlbefinden, die
Arbeitsleistung und das Stresslevel stark beeinflussen. Bei kreativen
Tätigkeiten hilft laut der Studie insbesondere Zimt-Vanilleduft. Um die
Konzentrationsfähigkeit zu fördern, können zitronenhaltige Duftstoffen
eingesetzt werden. Gegen Ermüdung kann beispielsweise Pfefferminzduft
helfen. Wie der Einsatz von Düften in der Arbeitsumgebung konkret
funktionieren kann, erklärt Yue Pan vom Fraunhofer IAO und Autorin der
Studie: »In einer Büroumgebung kann man Düfte punktuell nutzen, z.B. in
Einzelräumen, Eingangsbereichen oder in einer Lounge, um Räume zu
charakterisieren und bestimmte Leistungen zu fördern. Bereiche, in denen
sich Mitarbeitende länger aufhalten, sollten aber grundsätzlich
geruchsneutral bleiben.« Im Gegensatz zur Bedeutung von Licht und
Beleuchtung ist der Zusammenhang zwischen Duft und Leistungsfähigkeit
bisher so gut wie unerforscht.

Arbeitsumgebung der Zukunft: Wohin geht die Reise?

Wie wird das Büro der Zukunft aussehen? In der Studie wird deutlich, dass
Büroplaner die Räume auf die individuellen Bedürfnisse der einzelnen
Mitarbeitenden anpassen müssen. Digitale Technologien können dabei
assistieren. Ein mögliches Zukunftsszenario, wie das konkret aussehen
könnte, wird in der Studie skizziert. Über eine Verknüpfung von
Arbeitsplatz-IT mit arbeitsplatz- und personennahen Sensoren können Daten
zur Leistung, zum Wohlbefinden, Stress und den Aufgaben sowie
vorherrschenden Umgebungsbedingungen erfasst, anonym analysiert und an die
Mitarbeitenden zurückgespiegelt werden. Im Laufe der Zeit lernt das System
seinen Nutzer und dessen individuelle Parameter immer besser kennen und
kann ihm über die Raumsteuerung die jeweils optimale Umgebungssituation im
Hinblick auf seine aktuellen Aufgaben und Situation vorschlagen und
bereitstellen.


Originalpublikation:

https://shop.iao.fraunhofer.de/publikationen/raumpsychologie-fr-eine-neue-arbeitswelt-environmental-psychology-for-a-new-world-of-work.html?id=744

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution300

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO, 19.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BANK/572: Crédit Mutuel - Erste Bank wendet verschärfte Kohle-Richtlinien von urgewald an (urgewald)

urgewald - Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Crédit Mutuel: Erste Bank wendet verschärfte Kohle-Richtlinien von
urgewald an



Berlin, Straßburg | 21.02.2020 - Gestern hat Crédit Mutuel, die fünftgrößte
Bank in Frankreich, in Folge von Gesprächen mit urgewald eine neue
Klimastrategie veröffentlicht. Bis 2030 will die Genossenschaftsbank aus
sämtlichen Geschäften mit Kohle aussteigen. Zudem wendet sie die vor Kurzem
von urgewald formulierten verschärften Kohle-Richtlinien für Banken an.
Demnach schließt sie ab sofort Geschäfte mit Unternehmen aus, die


	ihre Kohlegeschäfte ausbauen wollen

	über 20 Prozent ihres Umsatzes oder ihrer Stromproduktion mit Kohle erzeugen

	über 10 Millionen Tonnen Kohle pro Jahr produzieren

	über 5 Gigawatt an Kohle-Kraftwerkskapazität betreiben.



Die Bank verweist in ihrer neuen Strategie explizit auf die 
urgewald-Kohledatenbank Global Coal Exit List, für die urgewald die Schwellenwerte
entwickelt hat. urgewald-Geschäftsführerin Heffa Schücking kommentiert:

"Wir freuen uns sehr, dass wir Crédit Mutuel überzeugen konnten. Keine
andere Bank legt die Messlatte für den Kohleausstieg so hoch. Einmal wieder
ist es eine der kleineren Banken, die den Ton vorgibt beim Klimaschutz. Die
großen europäischen Konkurrenten wie BNP Paribas, Santander, HSBC oder
Deutsche Bank sollten sich daran ein Vorbild nehmen. Wer Klimaschutz im
Finanzsystem ernst meint, der muss die Finanzierung von Kohle in schnellen
Schritten herunterfahren. Deshalb hat urgewald vor Kurzem seine
Kohle-Richtlinien für das Finanzsystem erstmals verschärft. Die Zeit zum
Handeln wird immer knapper. Darum müssen Finanzinstitutionen ihren Ausstieg
aus der Kohle deutlich beschleunigen."

Details zur urgewald-Kohledatenbank:

www.coalexit.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Februar 2020

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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VERKEHR/1576: Oberleitungs-Lkw - aussichtsreiche Option für Klimaschutz im Straßengüterverkehr (idw)

Hochschule Heilbronn - 20.02.2020

Oberleitungs-Lkw: aussichtsreiche Option für Klimaschutz im
Straßengüterverkehr



Aktuelle Studie der Hochschule Heilbronn mit Forschungspartnern.
Oberleitungs-Lkw als effiziente Möglichkeit der Stromnutzung im
Güterfernverkehr.

Freiburg/Berlin/Heilbronn, Februar 2020. Bis zum Jahr 2030 soll rund ein
Drittel des Güterverkehrs elektrisch oder auf Basis strombasierter
Kraftstoffe unterwegs sein, so will es das Klimapaket der Bundesregierung.
Eine aktuelle Studie, die die Hochschule Heilbronn (HHN) mit
Forschungspartnern durchgeführt hat, zeigt jetzt, dass Oberleitungs-Lkw
(O-Lkw) eine effiziente Möglichkeit der Stromnutzung im Güterfernverkehr
sind. Wird auf einem Streckennetz von rund 4.000 Kilometern ein
leistungsfähiges Oberleitungssystem für Lkw aufgebaut, so könnte allein
ein Drittel des Lkw-Fernverkehrs mittels Oberleitung elektrisch erfolgen.
"Bauen wir ein solches Oberleitungsnetz für Lkw auf, können die direkten
Treibhausgasemissionen allein des Straßengüterfernverkehrs pro Jahr um bis
zu 12 Millionen Tonnen CO2 sinken", fasst Florian Hacker, Leiter des
Projekts die Potenziale des Oberleitungsgüterverkehrs zusammen. "Das
entspricht mehr als einem Drittel der Emissionen des schweren
Straßengüterverkehrs."

Im Projekt hat die HHN gemeinsam mit den Projektpartnern Öko-Institut
(Projektleitung) und Fraunhofer IAO sowie in Zusammenarbeit mit der
Intraplan Consult GmbH die Potenziale des Oberleitungs-Lkw-Systems
vertieft analysiert. Ein Beirat aus Vertretern aus Wirtschaft,
Wissenschaft und Politik hat das Projekt begleitet.

Klimavorteil von Oberleitungs-Lkw

Auch wenn man die Treibhausgasemissionen bei der Stromerzeugung
berücksichtigt, kann ein Oberleitungs-Lkw im Jahr 2025 die
Treibhausgasemissionen im Vergleich zu einem heutigen Diesel-Lkw nahezu
halbieren. Bis zum Jahr 2030 steigt der Vorteil unter den Vorgaben des
Kohleausstiegs sogar auf 60 Prozent an. Im Vergleich der
Antriebstechnologien weisen Oberleitungs-Lkw neben batterieelektrischen
Lkw damit das höchste Potenzial zur Treibhausgasminderung im Güterverkehr
auf.

Weitere Informationen zu Klima- und Kostenvorteilen von Oberleitungs-Lkw [1]

Strategischer Streckenausbau der Oberleitungen

Fast zwei Drittel des Lkw-Fernverkehrs findet auf rund einem Drittel des
deutschen Autobahnnetzes statt. Auf diesem etwa 4.000 Kilometer langen
Kernnetz wurden im Projekt 17 Strecken identifiziert, die sich für den
Oberleitungsaufbau besonders anbieten. Dabei versprechen beispielsweise
Zubringer zum Hamburger Hafen oder Verbindungen zwischen Ballungsräumen,
besonders große Potenziale für den frühzeitigen Einsatz von O-Lkw. Diese
könnten zuerst gebaut werden und über die Zeit zu einem Gesamtnetz
zusammenwachsen. "Ein vernünftiger Netzausbauplan ermöglicht rasch eine
spürbare CO2-Reduzierung im Straßengüterverkehr", resümiert Prof. Dr.
Tobias Bernecker, Projektverantwortlicher an der Hochschule Heilbronn.
"Gerade auf Magistralen zwischen nahe beieinander gelegenen
Ballungsräumen, wie beispielsweise auf der A6 zwischen Mannheim, Heilbronn
und Nürnberg sind die Potenziale besonders hoch, weil nicht nur der
Güterfernverkehr, sondern auch regionale Verteilerverkehre von den
Oberleitungen profitieren", sagt Bernecker weiter.

Hintergrund: Güterverkehr als Klima-Sorgenkind

Der Straßengüterverkehr hat in Deutschland einen Anteil von etwa einem
Drittel an den Treibhausgasemissionen des Verkehrs. Ihn künftig CO2-frei
zu gestalten, ist daher entscheidend, um die Klimaschutzziele im
Verkehrssektor zu erreichen. Heute entfallen circa 19 Prozent des
Gütertransports auf die Bahn und 75 Prozent auf die Straße. Selbst bei
einer ambitionierten Verlagerung des Straßenverkehrs auf die Schiene wird
künftig immer noch mehr als die Hälfte des Gütertransports von Lkw
geleistet. Daher sind Alternativen zu treibhausgasintensiven Diesel-Lkw
dringend nötig.

Das Projekt wurde im Rahmen des Programms "erneuerbar mobil" durch das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
gefördert.


Hochschule Heilbronn - Kompetenz in Technik, Wirtschaft und
Informatik

Mit ca. 8.400 Studierenden ist die Hochschule Heilbronn eine der größten
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften in Baden-Württemberg. Ihr
Kompetenz-Schwerpunkt liegt auf den Bereichen Technik, Wirtschaft und
Informatik. An vier Standorten in Heilbronn, Künzelsau und Schwäbisch Hall
bietet die Hochschule mehr als 50 Bachelor- und Masterstudiengänge an. Die
Hochschule pflegt enge Kooperationen mit Unternehmen aus der Region und
ist dadurch in Lehre, Forschung und Praxis sehr stark vernetzt.


Anmerkung

[1] https://www.oeko.de/presse/archiv-pressemeldungen/presse-detailseite/2018/oberleitungs-lkw-im-klima-und-kosten-check

Originalpublikation:

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/StratON-O-Lkw-Endbericht.pdf

Studie "StratON - Bewertung und Einführungsstrategien für
oberleitungsgebundene schwere Nutzfahrzeuge" von Öko-Institut,
Hochschule Heilbronn, Fraunhofer-Institut IAO und Intraplan Consult GmbH

Weitere Informationen unter:

https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/StratON-Zentrale-Ergebnisse-O-Lkw.pdf

- Kurzinformation "Treibhausgasminderung im Straßengüterverkehr:
Oberleitungs-Lkw als möglicher Teil der Lösung" des Öko-Instituts

https://www.flickr.com/photos/oekoinstitut/albums/72157713144241581

- Infografiksammlung "Beitrag von Oberleitungs-LKW zum Klimaschutz"
des Öko-Instituts

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution752

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Heilbronn, 20.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/431: Chile - Museum Violeta Parra in Santiago de Chile in Brand gesetzt (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile

Angriffe auf die Erinnerungskultur

Von Roland Gamarra *



Das Museum Violeta Parra in Santiago de Chile wurde in Brand
gesetzt - offensichtlich von Menschen, die die soziale und liberale
Ausrichtung eines solchen Museums verachten.

(Santiago de Chile, 17. Februar 2020, alainet) - Das Museum Violeta
Parra [1] ist eines der vorzeigbarsten Kulturzentren von Santiago und
ganz Chile, besonders bei Jugendlichen beliebt und viel besucht. Doch
Freitag Nacht, dem 7. Februar, wurde das Museum in Brand gesetzt.
Offensichtlich wurde dieser Angriff von Menschen verursacht, die die
demokratische, soziale und liberale Ausrichtung eines solchen Museums
verachten - von Pinochet-treuen Gruppen, die mit Hilfe des Diktators
mit eiserner Faust regiert hatten und seitdem, trotz der
Wiedereinführung der Demokratie, aktiv und vor allem aggressiv sind.

Zwar führte das Feuer nicht zur Zerstörung der wertvollen
Ausstellungsstücke und museographischen und künstlerischen Sammlung
des Museums. Die Museumsleitung hatte die Ausstellungsstücke schon vor
einiger Zeit aus Sicherheitsgründen an einen anderen Ort bringen
lassen. Allerdings konnte nicht verhindert werden, dass das Feuer
einen Teil des Gebäudes zerstörte. Nach aktuellem Ermittlungsstand
geht die Polizei davon aus, dass der Brand von einer organisierten
Gruppe von zehn vermummten Personen verursacht wurde, was alle Zweifel
an einer Brandstiftung beseitigt. Was aussteht ist die namentliche
Identifizierung der pinochetistischen Vandal*innen.

Aber der Brand im Museum Violeta Parra ist nicht der einzige Fall,
sondern nur der jüngste einer ganzen Reihe. Am 27. Dezember 2019
brannte das Centro de Arte Alameda [2], ein von chilenischen
Jugendlichen viel besuchtes Kulturzentrum, in dem in mehreren
Kinosälen Filme gezeigt wurden. Darüber hinaus war das Kulturzentrum
ein wichtiger Anlaufpunkt für andere kulturelle Darbietungen.


Angezündetes Kulturzentrum hatte Demonstrant*innen
versorgt

Weniger als einen halben Block von der Plaza Italia entfernt, dem
Hauptschauplatz der Proteste in Santiago in den letzten Monaten, hat
das Centro de Arte Alameda das "Verbrechen" begangen, Menschen, die
bei den Demonstrationen verletzt wurden, zu versorgen. Folglich wurde
es angezündet, und es ist klar, wer dafür verantwortlich ist. Der
Verlust war in diesem Fall vollständig. Sowohl die Räume, als auch die
filmischen und künstlerischen Archive, die über Jahre mühsam und
liebevoll aufgebaut wurden, verbrannten zu Asche.

Das Brandstiftungen im Museum Violeta Parra und im Centro de Arte
Alameda sind die gewagtesten und berüchtigtsten Aktionen einer
systematischen Reihe brutaler Aggressionen gegen beliebte
Kulturzentren. Sehr viele Angriffe aller Art richten sich gegen Orte
und Zentren, die der Erinnerung an die Opfer der Diktatur von Augusto
Pinochet im ganzen Land gewidmet sind. Gedenkstätten sind ein häufiges
Ziel der Angriffe der "Mumien", der Ultrarechten, die bis heute die
Morde und Folter gutheißen, die Pinochets Tyrannei zwischen 1973 und
1990 über ganz Chile verbreitete.


CIDH zeigt sich besorgt

Das Ausmaß der aktuellen Ereignisse wird auch von der
Interamerikanischen Menschenrechtskommission CIDH (Comisión
Interamericana de Derechos Humanos) erwähnt, die gerade eine
Untersuchung in Chile durchgeführt hat. Die CIDH hat "ihre Besorgnis
über wiederholte Angriffe auf Gedenkstätten in den verschiedenen
Regionen Chiles" ausgedrückt und fordert den Staat auf, "diese
Vorgänge zu untersuchen und Maßnahmen zu ergreifen, um die Erhaltung
dieser Räume zu gewährleisten ".

Die CIDH weist darauf hin, dass "zwischen dem 18. Dezember 2018 und
dem 19. Januar 2020 neun Vorfälle von Beschädigungen an Denkmälern in
den Städten San Antonio, Osorno, La Serena, Concepción und Coquimbo
registriert wurden, genauso wie das gewaltsame Eindringen und die
Beschädigungen von Erinnerungsstätten in Santiago. Die Denkmäler, die
errichtet wurden, um die während der chilenischen Diktatur begangenen
schweren Menschenrechtsverletzungen nicht in Vergessenheit geraten zu
lassen und die Opfer zu würdigen, wurden beschmiert. In verschiedenen
Fällen nehmen die Inschriften Bezug auf rechtsextreme Gruppen oder
drohen damit, dass "noch einige fehlen" und "noch mehr kommen".

Die CIDH fügt hinzu, dass "im Laufe des Jahres 2019 mindestens sechs
weitere Angriffe auf Gedenkstätten in Santiago, Panguipuli,
Antofagasta, Paine und in Pichoy, in der Region Los Ríos, registriert
wurden". Der Charakter und das Muster dieser Taten sind klar, außer
für diejenigen, die sich weigern, die Realität anzuerkennen. Es ist
eine Terroroffensive der ultrarechten Pinochetisten, die damit
beginnt, die Orte der Erinnerung zu zerstören und beispielhafte
kulturellen Zentren zu verbrennen. Dies ist unerträglich und muss
drastisch untersucht und sanktioniert werden. Auf die Autor*innen und
Anstifter*innen ist die ganze Härte des Gesetzes anzuwenden.


"Besorgniserregendes Szenario der Intoleranz"

Joel Hernández, CIDH-Berichterstatter für Chile, erklärte: "Die
wiederholten Angriffe auf die Gedenkstätten im Zusammenhang mit den
Opfern der chilenischen Diktatur stellen ein besorgniserregendes
Szenario der Intoleranz dar, das die Behörden genau im Blick haben
sollten. Wir hoffen, dass der Staat die entsprechenden Maßnahmen
ergreift, um festzustellen, ob die Angriffe miteinander in
Zusammenhang stehen und wer die Verantwortlichen sind."

Bisher scheinen die Behörden jedoch nicht wahrzunehmen, das hier eine
Terroroffensive der extremen Rechten stattfindet. Bisher wurden keine
Verdächtigen ermittelt oder festgenommen. Nur beim Brand des
Violeta-Parra-Museums hat die Polizei zum ersten Mal eingesehen, dass
es sich um Brandstiftung handelt, die "von einer Gruppe von zehn
Vermummten" verursacht wurde, wie oben bereits erwähnt wurde. Nun,
dann nehmt diese Idioten fest und hindert sie daran, das kulturelle
Erbe zu zerstören und zu versuchen, die Bevölkerung zu terrorisieren.

Die rechten Terroristen werden niemals in der Lage sein, die Menschen
zu unterwerfen, die sich widersetzten und es schließlich schafften,
Pinochet loszuwerden. Die Erinnerungen, die den Opfern der Tyrannei
gewidmet sind, verschwinden nicht mit der Asche und werden wie ein
Phönix auferstehen. Denn es sind diese Menschen in Chile, die heute
darum kämpfen, ihre Gesellschaft zu verändern, um sie fairer und
solidarischer zu gestalten.

* Ronald Gamarra [3] ist Jurist. 2008 bis 2010 war er Generalsekretär
der Nationalen Koordinationsstelle für Menschenrechte in Peru [4].
Er leitete die Ermittlungen zu Korruption und
Menschenrechtsverletzungen, die während der Diktatur von Alberto
Fujimori (1992-2000) begangen wurden.


Anmerkungen:

[1] https://museovioletaparra.cl/

[2] https://centroartealameda.cl/

[3] https://de.wikipedia.org/wiki/Ronald_Gamarra

[4] https://es.wikipedia.org/wiki/Coordinadora_Nacional_de_Derechos_Humanos


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/angriffe-auf-die-erinnerungskultur/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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SCHACH-SPHINX/07188: Ein ungemein redelustiges Völkchen (SB)

Trotz aller Verbissenheit am Brett pflegen Schachspieler untereinander
zuweilen lebenslange Freundschaften. Es ist dies ein ehrenhafter
Charakterzug, durch nichts zu erschüttern. Ein Matt kann nie
kompromittieren, solange die Häme aus dem Spiel bleibt, und unter
erwachsenen Menschen mit derselben Leidenschaft gibt es Werte und
Erfolge, die abseits der Turnierresultate stehen. Es ist kaum bekannt
und sorgt oft für Verwunderung, wenn man es erwähnt, aber
Schachspieler sind ein ungemein redelustiges Völkchen. Im umgekehrten
Verhältnis zum Schweigen am Brett steht hinterher beim gemeinsamen
Analysieren der Mund nicht still. Über hunderttauschend Kleinigkeiten
werden dann diskutiert, die Nuancen, die zu einer Zugentscheidung
führten, hervorgehoben, alle Problemfelder der jeweiligen Strategie
erörtert. Wo viel geredet wird, lassen sich leicht Bande knüpfen, und
das ist die eigentliche Wahrheit imSchach: Es ist eines der kontakt-
und redefreudigsten Spiele, die sich denken lassen. Im heutigen Rätsel
der Sphinx traten zwei Freunde im Leben als Kämpfer am Brett
gegeneinander. Viel gab es hinterher zu besprechen, zumal Weiß mit
einer hübschen Kombination den Sieg errang, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07188: Ein ungemein redelustiges Völkchen (SB)]



Nunn - Seirawan

Toluca 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Mit dem Kopf gegrübelt und mit den Beinen nachgeholfen, fand Weiß dann
wie von selbst die unbestechliche Gewinnfolge: 1.d5-d6! Tg6xd6 -
1...Dd2xd6 und der Turm wird aufgespießt mit 2.Lc6-e4 - 2.Df3xf7!
Td6xc6 - es drohte sonst 3.Lc6-e4+ mit Mattangriff - 3.Ta4-g4 und
Schwarz streckte die Waffe, da das Matt nur durch 3...Dd2-g5
verhindert werden konnte.



Erstveröffentlichung am 1. Februar 2007
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INTERVIEW/047: Digital - der große Bruder, oder was?     Werner Meixner im Gespräch (SB)
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Neue Gesellschaft für Psychologie

Quelle: Neue Gesellschaft für Psychologie (NGfP)



Die totale Digitalisierung ist ein politisches Programm

Interview mit dem Informatiker und Mathematiker Dr. Werner Meixner
von der Technischen Universität München

Schattenblick (SB): Ihr neues Buch, das in wenigen Wochen erscheinen
wird, trägt den Titel "Wollt Ihr die totale Digitalisierung? -
Rückkehr zur Vernunft in Zeiten triumphalen Unheils". Lassen Sie uns
über Digitalisierung sprechen und über den Unterschied, den Sie
zwischen der Digitalisierung als Technologie und der totalen
Digitalisierung machen.

Werner Meixner (WM): Stellen Sie sich eine antike griechische Vase
vor, die zerbrochen ist. Man kann sie wieder zusammensetzen.
Digitalisierung - im technischen Sinn - ist die Verwandlung der
analogen Welt in Bruchstücke. Die totale Digitalisierung ist etwas
komplett anderes. Sie ist eine Strategie, ein Programm zur
vollständigen Erfassung aller analogen Wirklichkeiten und
Verhaltensäußerungen sowie zur Kontrolle aller Kommunikationsvorgänge
in der Gesellschaft zwecks wirtschaftlicher Steuerung und politischer
Überwachung. Das ist ein politisches Programm! Dazu benötigt man
vollständige elektronische Vernetzung. Diese beiden
Digitalisierungsbegriffe muss man unbedingt unterscheiden.

SB: Reden wir über die totale Digitalisierung. Sie sagen, diese
verfolge eine Strategie. Um was geht es da?

WM: Es geht erstens um Eigentum und seine Enteignung; z.B. Enteignung
von Rohstoffen, Enteignung, wie sie durch die Privatisierung von
Staatsvermögen stattfindet, und Enteignung von digitalisierten
Intelligenzleistungen.

SB: Wie muss ich mir Letzteres vorstellen?

WM: Verhaltensäußerungen und Kommunikation sind persönliche
Intelligenzleistungen und als solche arbeitsrechtlich relevante
Arbeitsleistungen. Sie sind Eigentum des Urhebers. Ihre
Digitalisierung schafft kein neues Eigentumsverhältnis, keine neue
Urheberschaft.

Zweitens geht es um Produktionsmittel. Unter früheren kapitalistischen
Bedingungen waren die Maschinen Eigentum von Kapitalisten. Damit haben
Arbeiter etwas produziert. Heute gehört das Produktionsmittel nicht
mehr den Kapitalisten, sondern es befindet sich im Besitz des
arbeitenden Menschen; es ist nämlich sein Gehirn. Seine Intelligenz
ist das Produktionsmittel und als solches ein völlig unveräußerliches
Eigentum des Menschen. Was stattfindet, ist die Enteignung des
wertvollsten Rohstoffes, den Menschen produzieren: die Protokolle
ihrer Intelligenzleistungen. Die heute verfügbaren Maschinen inklusive
Roboter können nicht leisten, was ein menschliches Gehirn leistet; sie
sind nicht intelligent. Bestenfalls können sie menschliche Intelligenz
simulieren.

Diese Protokolle oder anders ausgedrückt - die personenbezogenen Daten
- werden auf staatsähnliche Konzerne übertragen. Damit geht die
Wirtschaftsleistung in den Besitz der Konzerne über. Drittens
schließlich geht es um die Enteignung von natürlichen Staaten. Die
Staaten haben unter Bedingungen der totalen Digitalisierung nur noch
eine Disziplinierungsfunktion; sie werden zu Überwachungsstaaten.

SB: Wer hat die Strategie für die totale Digitalisierung entwickelt?

WM: Das waren und sind die US-amerikanischen Großkonzerne in
Kooperation mit Think Tanks. Sie stellen ein Machtzentrum dar, einem
Staat vergleichbar, der seine Macht auch gegen andere Staaten
anwendet. Es sind die gleichen, die sich früher vor allem mit Regime
Change befasst haben in der Absicht, Rohstoffquellen übernehmen zu
können. Die entscheidende Wende hat nach dem Untergang der Sowjetunion
und des sog. sozialistischen Lagers stattgefunden. Der moderne
Handelskrieg richtet sich nicht mehr nur auf Rohstoffe und nicht mehr
nur gegen vermeintlich sozialistische und Entwicklungsländer, sondern
auch gegen Europa. Deutschland ist eines der Opfer dieses Krieges. Die
Strategie ist Teil dieser imperialistischen Politik.

SB: Wie stellen Sie sich im Unterschied dazu eine linke Vision von
Digitalisierung vor? Weniger besorgniserregend?

WM: Begriffe wie links und rechts haben meines Erachtens ausgedient.
Insofern würde ich nicht von einer linken Vision sprechen, auch nicht
von einer besorgniserregenden Technik. Die Technik als solche ist
nicht besorgniserregend; besorgniserregend kann das sein, was mit ihr
getan wird. Daten müssen nicht in wenigen riesigen Zentren gespeichert
werden. Wenn Herr Meier mit Herrn Müller telefonieren oder per E-Mail
kommunizieren will, sollte das auf die einfachste Weise geschehen,
nicht auf dem Umweg über den Atlantik, damit dort die Daten der beiden
gespeichert, Gespräche abgehört und Mailverkehr ausgewertet werden
können.

Die Forderung, die Technik müsse dem Menschen dienen, ist eine
ethische Forderung. Sie bedeutet, dass der Sinn der Technikanwendung
wertvoll für den Menschen und für die Gesellschaft sein soll. Technik
soll Erleichterung für den Menschen schaffen, ihm mehr Zeit für
Beschäftigungen außerhalb der Arbeit geben. Das ist keine utopische
Forderung, es gibt Alternativen - zum Beispiel die zwischen
Zentralisierung und Dezentralisierung. Überwachung ist natürlich nur
(oder jedenfalls am effektivsten) zentral möglich. Grundsätzlich
sollte der Bürger entscheiden können, welche Technik er bevorzugt. Zu
oft wird aber am grünen Tisch über die Köpfe der Bürger hinweg
entschieden statt sie demokratisch einzubeziehen. Letzteres ist meine
Vision.

Die Realität sieht gegenwärtig jedoch anders aus. Das derzeit
propagierte 5-G-Netz, die Steuerung aus dem Weltraum, bedient ganz
andere Zwecke, als den Menschen zu dienen. Das liegt auch daran, dass
die möglichen Alternativen derzeit nur in bescheidenem Umfang erörtert
werden. Verschiedene Gruppen diskutieren und entwickeln sie in eigenen
Zirkeln, aber so - ohne eine Zusammenführung - entsteht keine
alternative Strategie. Das ist ein Riesenproblem unserer heutigen
Demokratie.

SB: Worauf sollte eine alternative Strategie zielen?

WM: Technik ist nicht vorbestimmt. Es gibt immer
Entscheidungsfreiheit. Das gilt nicht nur für die Digitalisierung.
Nehmen Sie die erneuerbaren Energien; ob man diese zentral oder
dezentral fördert, geschah und geschieht nach Interessenlage. Beide
Optionen sind möglich. Die mächtigeren Interessen haben sich bislang
weitgehend durchgesetzt. Dafür ist ein florierender Industriezweig,
die Solarindustrie, geopfert worden. Es steht schlecht um die
Windkraft; an manchen Stellen, weil sie dezentral abgewürgt wird, an
anderer Stelle, weil sich - wie im Fall des riesigen Windparks in der
Nordsee - die Regierung zentral für einen Konzern entschieden hat. Die
Folgen erleben wir: Leitungen müssen durch große Teile des Landes
verlegt werden. Dagegen regt sich Widerstand in der Bevölkerung, was
die notwendige Energiewende aufhält.

SB: Wie realistisch ist es, sich unter den heutigen Bedingungen,
sprich gesellschaftlichen Verhältnissen, etwas mehr als
Einzel-Aktionen gegen die totale Digitalisierung zu wünschen?

WM: Das hängt von der Funktionsfähigkeit unserer Demokratie ab. Wir
hatten in den ersten drei Jahrzehnten nach dem Krieg eine
funktionierende soziale Marktwirtschaft, die ja auch kapitalistisch
war, und trotzdem hat es einen Ausgleich von Interessen gegeben.

SB: Vermutlich wegen der Existenz des sozialistischen Lagers?

WM: Nach dem Fall der Mauer erlebten wir tatsächlich so etwas wie
einen Regime-Change hin zu einer marktradikalen Form des Kapitalismus
nach US-amerikanischem Muster, in der ein Interessenausgleich nicht
mehr existiert. Hinzu kommt die schrittweise Umwandlung unseres
Staates in einen Überwachungsstaat. Wenn wir unsere Privatsphäre nicht
energisch schützen, wird es keine Interessenvertretung der Bürger mehr
geben.

SB: Und dennoch ist der Umgang vieler Menschen mit ihren eigenen
Daten, ihrer Privatsphäre - freundlich ausgedrückt - sehr entspannt,
man könnte auch sagen sorglos. Mein Eindruck: Viele verstehen die
Bedeutung des Rohstoffs personenbezogener Daten nicht, weil sie die
Bedeutung an einzelnen Telefonaten, Mails, Recherchen festmachen,
nicht aber an deren Zusammenführung zu einem Abbild der
Persönlichkeit. Wie sehen Sie das?

WM: Würden die Daten über unsere eigene Person, ihr Verhalten und jede
ihrer Entscheidungen Stunde für Stunde dokumentiert, auf Papier
festgehalten und täglich von einem Boten abgeholt, so würde jedem
Menschen rasch bewusst, was und wieviel über ihn da gerade seine
Privatsphäre verlässt. Dieses "Abholen" findet aber permanent und
unbemerkt statt; wir sehen den Transfer unserer Daten nicht mit
eigenen Augen. Deshalb blenden ihn viele Menschen aus. Während die
Wirtschaft sehr gut versteht, welche Auswirkungen es hat, wenn Daten
aus ihrem Forschungs- oder Produktionsbereich gestohlen werden,
durchschaut die Privatperson den oft von ihr selbst ermöglichten
Datendiebstahl nicht. Aber auch durch diesen kann neben dem Schaden
für den Einzelnen Wirtschaftskraft zerstört werden, weil es bei der
Verhaltensbeobachtung auch um Kreativität geht.

Es kommt aber noch etwas Gravierendes hinzu: Verhaltensdaten können
bewertet werden. Geht man bei Rot über die Straße, könnte das bewertet
werden. Auch eine politische Meinungsäußerung könnte als verdächtig
eingestuft werden. China liefert ein abschreckendes Beispiel dafür,
wie sich das Scoring System auswirken kann.

SB: Einer Studie des Bundesjustizministeriums zufolge gibt es Scoring
auch in Deutschland und wird z.B. von Banken und Versicherungen
praktiziert.

WM: Banken und Versicherungen interessieren sich sehr für manche
unserer Daten und machen von deren Analyse z.B. Kreditvergaben oder
Versicherungskonditionen abhängig. Das beschädigt das Vertrauen nicht
nur in diese Branchen, sondern auch in den Staat, der das Scoring
nicht verhindert.

SB: Sie haben an anderer Stelle davon gesprochen, dass die
Digitalisierung in der Konsequenz die Privatsphäre des Menschen völlig
auflösen und ihn zu einer Ameise machen wird. Erläutern Sie bitte
diesen Vergleich.

WM: Die Ameise tut das, was ihr genetisch als Teil des Ameisenstaates
vorgegeben ist. Der Mensch stellt sich seine Aufgaben selbst. Dazu
benötigt er aber eine Privatsphäre, in der er ungestört kreativ sein
und seine Entscheidungen unbeeinflusst fällen kann. Um eine
vorgegebene Aufgabe - z.B. im Arbeitsprozess zu lösen, bedarf es
dieser Privatsphäre nicht, zur Entfaltung seiner Kreativität jedoch
benötigt der Mensch ungestörte Entwicklungszeit. Wenn er die nicht
hat, führt er am Ende nur noch aus; er wird unter Bedingungen der
totalen Digitalisierung zur Ameise.

SB: Ungestört auch durch Vorauswahl von Rechercheergebnissen im
Internet, wenn ich Sie richtig verstehe?

WM: Ungestört und nicht fremd gesteuert durch die sogenannte
Profilbildung, die die Auswahlmöglichkeiten und damit auch die
Entscheidungsmöglichkeiten und so automatisch die Kreativität
beschränkt; man bewegt sich dann nur noch in der eigenen Blase.

SB: Ich erinnere mich an einen Text von Ihnen, in dem Sie von
Diebstahl und volkswirtschaftlichem Raub sprechen, der die
wirtschaftliche Kraft eines Staates zerstören kann. Die gleichen
Unternehmen, die die Digitalisierung vorantreiben, zerstören die
wirtschaftliche Kraft des Staates? Das müssen Sie erklären.

WM: In einer neoliberalen Marktwirtschaft sind globale Konzerne
gleichzusetzen mit fremden Staaten. Sie treten in Konkurrenz zu
Nationalstaaten und ihren Bürgern. Wenn der Datenrohstoff von diesen
globalen Konzernen gestohlen wird, ist die Schädigung der Bürger
Deutschlands oder eines anderen einzelnen Landes ja kein Thema für die
Diebe. Da besteht also kein Interessenkonflikt. Hinzu kommt: Je
weniger demokratisch ein Staat ist oder schrittweise wird, je weniger
vertritt er noch die Interessen der eigenen Bürger. Die Vertretung von
Interessen der Bürger durch eine Regierung ist ja nicht automatisch
gegeben, sondern durchaus offen.

SB: Welche Bedeutung haben bei der Steuerung der Digitalisierung aus
Ihrer Sicht der Deutsche Ethikrat, Ethik-Kommissionen an Universitäten
und Ethik-Beauftragten in Unternehmen?

WM: Ich habe kein Vertrauen in solche Kommissionen. Ich glaube nicht,
dass die totale Digitalisierung durch Ethikräte oder -kommissionen
verhindert wird. Es fehlt an Demokratie und ethischem Bewusstsein in
unserer Gesellschaft. Ethik-Kommissionen sollen wie ein
Beruhigungsmittel auf die Bürger wirken. Sie sollen den Eindruck
erzeugen, da sei jemand mit großer Expertise, der die Dinge in die
richtigen Bahnen lenkt, die Digitalisierung so steuert, dass
Datenmissbrauch und andere negative Effekte nicht eintreten können.
Aber das findet nicht statt, kann zum Teil auch gar nicht mehr
stattfinden, allein als Folge der Privatisierung der Wissenschaft.

Digitalisierung als ein technisches Hilfsmittel könnte in großem
Umfang zur Lösung von Menschheitsproblemen beitragen. Das hat aber
nichts mit der totalen Digitalisierung zu tun, die derzeit nicht nur
bei uns stattfindet. Daran ändern auch Ethik-Kommissionen nichts. Um
Menschheitsprobleme zu lösen oder mindestens ernsthaft anzugehen, muss
das politisch gewollt sein. Dieser Wille fehlt, wie man auch an der
Besetzung der Kommissionen sieht.

Hinzu kommt: Es findet auch eine Digitalisierung der ethischen Werte
statt. Sie dienen ja eigentlich als Richtschnur dafür, was gut und
richtig, vertretbar und/oder erstrebenswert ist. Wenn man diese Werte
digitalisiert, landet man bei den Bewertungen, bei Evaluationen,
knappen Statistiken. Jede Leistungsmessung findet heute durch
Evaluierung statt. Das hat mit dem ethischen Vorgang der
verantwortlichen Einschätzung der Dinge/Prozesse nichts mehr zu tun.
Der Ethikrat müsste eigentlich die Digitalisierung ethischer Werte
verhindern, aber das tut er nicht. Er schaut bestenfalls auf
Verträglichkeit, mildert Effekte ggf. ab. Gewissensentscheidungen
trifft der Mensch aber mit seiner ganzen Person, all seinen
Eigenschaften. Das sind komplizierteste Abwägungen. Es gibt keinen
Algorithmus dafür. Genau deshalb gibt es die Ethik. Wenn ich anfange,
ethische Werte zu digitalisieren, vernichte ich die Ethik genau an dem
Punkt, an dem es darauf ankäme sie hochzuhalten. Die von Ihnen
angesprochenen Gremien haben aus meiner Sicht nur eine
Feigenblattfunktion.

SB: Noch vor ca. 10 Jahren gab es weltweit (auch unter Linken) die
Hoffnung, die Digitalisierung würde Demokratie- und Protestbewegungen
stärken und hätte so etwas wie ein revolutionäres Potenzial. Das hat
sich - abgesehen von der Klimabewegung - m.E. nicht bestätigt. Oder
halten Sie es für möglich, dass die Digitalisierung auch Chancen für
soziale und politische Kräfte eröffnet und dadurch ein
sozialdemokratisches oder, wenn Sie wollen, auch sozialistisches
Projekt eine neue Chance bekommt?

WM: Gegenfrage: Glauben Sie, dass China sich durch Digitalisierung zur
Demokratie entwickelt? Ist China der Demokratie durch Wohlstand
überhaupt näher gekommen? Warum sind denn alle sozialistischen
Projekte auf dem südamerikanischen Kontinent wie auch überall sonst
auf der Welt gescheitert? Es wird immer wieder übersehen, dass jede
Technik politisch gelenkt werden kann - in die eine oder die andere
Richtung. In der Tat gibt es neue Möglichkeiten der Vernetzung - siehe
Klimabewegung oder den seinerzeit euphorisch begrüßten Arabischen
Frühling. Aber was ist daraus geworden? Die Möglichkeiten des Staates
aber auch der großen Think Tanks, auf solche Bewegungen einschränkend
zu reagieren, sind groß. Denken Sie nur an die Diffamierungen von
Greta Thunberg, an die privaten Institute, die Klimawandel-Verleugner
mit zweifelhaften Argumenten versorgen usw.

Ich schließe nicht aus, dass mit technischen, digitalen Mitteln ein
gesellschaftlicher Prozess angestoßen wird. Er ist aber zum Scheitern
verurteilt ist, wenn er nicht zugleich von ganz anderen
gesellschaftlichen Kräften gespeist wird. Sonst können solche
Bewegungen nicht zu dauerhaftem Erfolg führen.


21. Februar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1340: Hamburg - "HeimatLost" von Çağlar Yiğitoğulları, 22.3.2020

LICHTHOF Theater

Çağlar Yiğitoğulları

WORK IN PROGRESS #2: HEIMATLOST

In englischer und deutscher Sprache

Sonntag, 22.03.2020 | 18:00 Uhr



In seinem zweiten "Work-in-progress"-Showing gibt Çağlar
Yiğitoğulları erste Einblicke in die Arbeit an seiner
aktuellen Performance "HeimatLost". Nach einer einmonatigen Residenz
am Rumänischen National Theater zeigt er am LICHTHOF zum ersten Mal
Ausschnitte vor Publikum.

"Heimat Lost" ist die Geschichte eines Mannes, der Heimat heißt und
verloren ist. In dieser autobiografischen Arbeit bringt
Çağlar Yiğitoğulları seine schamanischen Wurzeln
und seine Ideologie mit der Punkbewegung zusammen und findet dafür den
Begriff "Shaman-Punk-Performance". Vor den Augen des Publikums wird
dieses neue Genre geboren oder untergehen.


Publikumsgespräch

Wie bei jedem seiner "Work-in-progress"-Showings am LICHTHOF Theater
tritt er im Anschluss mit dem Publikum in den Dialog über seine
Arbeit. Er freut sich insbesondere über Feedback dazu, wie er seine
Arbeit weiterentwickeln und in der "art/ivist"-Szene Hamburgs
positioniern kann. Der Abend klingt mit einer Musikauswahl von Cihan
Aykut im Foyer aus.

In the second showing of his "work in progress" Çağlar
Yiğitoğulları will be presenting new material from his
upcoming performance piece - with the current title - "HeimatLost".
After having been invited to a month long artist in residency
programme at the Romanian National Theatre, he will now share his work
with the audience of the LICHTHOF Theater.

"HeimatLost" is the story of a man named Heimat who is lost. In his
autobiographical piece, Çağlar Yiğitoğulları
combines his Shamanic roots with his Punk struggle and develops the
term "Shaman-Punk-Performance". The audience will witness either the
birth or the death of this new genre.


Post-performance talkback

Just as he did after the first presentation of his "work in progress",
Çağlar Yiğitoğulları is prepared to enter into a
dialogue with the audience about his work. He would appreciate any
feedback that helps him to develop and position his work in the
"art/ivist" scene in Hamburg.

Gefördert durch das Programm INTRO der Behörde für Kultur und Medien
Hamburg.

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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SCHAUSPIEL/1339: Lübeck - Was wir dachten, was wir taten, 4. und 5.3.2020

THEATER LÜBECK

Was wir dachten, was wir taten

von Lea-Lina Oppermann

Spielclub 4: Eine Produktion mit jungen Erwachsenen

Für Jugendliche ab 15 Jahren

Premiere: 4.3.2020, 20.00 Uhr, Junges Studio

Weiterer Termin: 5.3.2020, 20.00 Uhr



Eine Alarmglocke schrillt und schlagartig ist nichts mehr so, wie es
vorher war. Eine vermummte Person dringt in ein Klassenzimmer ein, sie
hat eine Waffe. Sieht so ein Amoklauf aus? Briefe tauchen auf und
scheinbar weiß die Person mehr, als es der Klasse lieb ist. Es werden
Geheimnisse an die Oberfläche gezerrt und keiner bleibt verschont.
Nach und nach bröckeln Fassaden und es gilt sich zu entscheiden.
Weiter mitlaufen und lügen oder sich klar positionieren? Ein Mittelweg
ist nicht mehr möglich.

Inszenierung/Ausstattung: K. Winkmann

Mit P. Brenke, C. Kortstock, M. Lorenzen, F. Lovric-Caparin, M. Nolte,
J. Schauland, E. Vesper, M. Vögele; N. Battkih, S. Lehnert, H.
Schaefer, V. Türpe, F. de Wall

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Februar 2020

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80, Telefax; 0451/70 88-222

E-Mail: kontakt@theaterluebeck.de

Internet: http://www.theaterluebeck.de
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TIERVERSUCH/799: Rettung der Versuchstiere aus dem Hamburger LPT-Labor (TSB)

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 21. Februar 2020

Rettung der Versuchstiere aus dem Hamburger LPT-Labor

Deutscher Tierschutzbund bietet Unterstützung bei Unterbringung der
Tiere an



Der Deutsche Tierschutzbund hat die Entscheidung der Hamburger Behörde für
Gesundheit und Verbraucherschutz ausdrücklich begrüßt, die
Betriebserlaubnis für das Tierversuchslabor LPT (Laboratory of Pharmacology
and Toxicology) am Standort Hamburg-Neugraben zu widerrufen. Jetzt bietet
der Verband seine Unterstützung bei der Unterbringung der Versuchstiere an.

"Mit dem Entzug der Betriebserlaubnis kommt die Hamburger Behörde unserer
Forderung nach und zieht die überfälligen Konsequenzen aus dem
verantwortungslosen Handeln der Betreiber der LPT-Tierversuchslabore und
den unhaltbaren Zuständen auch am Standort Neugraben", sagt Thomas
Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes. Doch dabei dürfe es
nicht bleiben, so Schröder: "Die Bundesregierung muss sich endlich das
erklärte Ziel der EU zu Eigen machen und entschlossen darauf hinarbeiten,
alle Tierversuche durch tierversuchsfreie Alternativmethoden zu ersetzen."

Für die sichere und tierschutzgerechte Unterbringung der in Neugraben
bislang gehaltenen knapp 1.000 Tiere - überwiegend Mäuse und Ratten - hat
der Deutsche Tierschutzbund auch im Namen seiner Landesverbände, wie schon
nach der Schließung des LPT-Standorts Mienenbüttel, seine Unterstützung
angeboten. "Wir stehen mit den uns angeschlossenen Vereinen bereit, den
kleinen Heimtieren aus dem LPT-Labor Neugraben eine tiergerechte Heimat zu
geben", sagt Schröder. Nach dem Widerruf der Betriebserlaubnis am 14.
Februar 2020 hat das LPT drei Wochen Zeit, die Tiere an geeignete Dritte
abzugeben. "Wir warnen das Labor ausdrücklich davor, die Tiere
klammheimlich einzuschläfern oder zur Verfütterung an Zoologische Gärten
abzugeben", so Schröder abschließend. "Sich hier aus der Verantwortung zu
ziehen und die Versuchstiere einfach zu entsorgen, wäre aus Tierschutzsicht
absolut inakzeptabel. Das LPT schuldet den Tieren und der Öffentlichkeit,
dass nun mit dem Tierschutz eine Lösung gesucht wird, die den Tieren ein
Leben ohne weiteres Leid ermöglicht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.
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VÖGEL/1145: Vogel des Jahres 2020 - Flieg, Vogel, flieg (Naturschutz heute)

NATURSCHUTZ heute - Herbst 2019

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Flieg, Vogel, flieg

von Nicole Flöper



Zum ersten Mal sind in diesem Jahr deutsche Turteltauben mit einem
Satellitensender ausgestattet worden, deren Zugrouten live verfolgt
werden können. Das Forschungsprojekt dient dem Schutz der scheuen
Vögel. Momentan sind vier Vögel aus Deutschland und einer, der schon
2016 auf Malta besendert wurde, unterwegs in ihre
Überwinterungsgebiete.


Melanie aus Hessen war ein schwieriger Fall. Erst beim neunten
Anlauf konnte die Turteltauben-Dame im Juni in einer Käfigfalle
gefangen werden. Nach Anfüttern und Fangversuchen, die über zwei
Wochen liefen, waren die Forscher*innen erleichtert, als Melanie
endlich in die Falle ging. Denn auch für die Biologinnen vor Ort hieß
das, an der Fangstelle auszuharren, um den Vogel schnell wieder
befreien zu können. "Wir sind dort immer vor Ort in einem Tarnzelt, da
ja auch andere Vögel, wie der Eichelhäher, gerne die Körnermischung in
der Falle fressen und wir, wenn der Mechanismus der Falle ausgelöst
wird, die Tiere schnell wieder freilassen müssen", erklärt Yvonne
Schumm, Projektmitarbeiterin in der Arbeitsgruppe Verhaltensökologie
und Ökophysiologie an der Justus-Liebig-Universität Gießen. Einmal
gefangen wird der Taube ein fünf Gramm leichter Sender umgeschnallt.
Er funktioniert mit Solarantrieb. "Die Sender, die als Rucksack
aufgesetzt werden, beeinträchtigen die Tauben nicht. Sie dürften diese
durch die individuelle Anpassung der Rucksackschlaufen kaum
wahrnehmen. Das ist eine Grundvoraussetzung, um überhaupt solche
Studien machen zu können", sagt Schumm.

Turteltauben sind Langstreckenzieher und damit auf ihren Reisen
einigen Gefahren ausgesetzt. Um die Zugwege der Zugvögel besser zu
verstehen, werden sie in einem Forschungsprojekt vom NABU, Bird-Life
Malta und der Justus-Liebig-Universität Gießen schon seit 2016
besendert. In diesem Jahr sind dafür erstmals deutsche Turteltauben
ausgestattet worden, von denen sich Jenny als Erste auf die Reise
begeben hat. Bereits am 6. August war sie aus ihrem Brutgebiet in der
Niederlausitz auf dem ehemaligen Truppenübungsplatz Lieberose in
Richtung Südosten durchgestartet. Die zweite Taube, die sich aus der
Niederlausitz auf den Weg gemacht hat, ist Luciano. Er war am Abend
des 29. August ebenfalls in südöstliche Richtung losgeflogen und am
nächsten Morgen bereits in Ungarn angekommen, allerdings etwa 200
Kilometer weiter südöstlich als Jenny. In einer Nacht hatte er mit
etwa 700 Kilometern eine ganz beachtliche Strecke zurückgelegt.

Zugvogel-Blog · Die Zugrouten können dank der Sender live auf
dem NABU-Blog verfolgt werden. Ziel des Forschungsprojektes ist es,
mehr über das Zugverhalten zu erfahren und das Wissen für den Schutz
der Turteltaube zu verwenden. "Wenn wir wissen, wo die Vögel rasten
und durch welche Länder sie fliegen, können wir uns dort vor Ort
besser für ihren Schutz einsetzen", sagt Eric Neuling,
Vogelschutzexperte beim NABU und Betreuer des Projektes. Je größer die
Stichprobenzahl, desto aussagekräftiger die Ergebnisse. Daher sollen
im kommenden Jahr weitere Tauben besendert werden. Aktuell laufe die
Auswertung der Daten der Vögel, die 2016 auf Malta besendert wurden.
"Vier von fünf Sendern, die bereits 2016/2017 in Malta angebracht
wurden, haben zwar Daten geliefert, leider momentan nur noch der von
Francesco. Nicolas Sender ist im Brutgebiet ausgefallen, Jans während
des Herbstzugs in Griechenland und Danas während des Frühjahrszugs in
Niger. Bei drei der vier ausgefallenen Sender kann ein Abschuss nicht
ausgeschlossen werden", so Neuling.

Anfang Texteinschub

Die Turteltaube ist nicht nur ein schön gezeichneter, sondern auch in
seinem ganzen Wesen liebenswürdiger Vogel, so daß man sich nicht
wundern darf, wenn sie von Dichtern und Liebenden hochgeachtet wird.
Schon ihre Schönheit nimmt für sie ein. Ihre sanften Farben gehen
ansprechend in einander über und stehen so geschmackvoll neben
einander, daß man sie mit Vergnügen ansieht.

Ludwig Brehm 1879

Ende Texteinschub

"Turteltauben leben im Schnitt nur zwei Jahre, obwohl sie eine
Lebenserwartung von bis zu 13 Jahren haben. Die Todesursache ist meist
nicht zu bestimmen, ob natürlich oder nicht, viele Tauben werden
allerdings immer noch auf dem Zugweg bejagt", so Yvonne Schumm. Daher
sei es toll, wenn das Team Daten der Tauben über zwei Jahre erhalten
würde. "Wenn der Sender in Afrika liegt, beispielsweise wie in Danas
Fall in der Saharawüste in Niger, können wir ihn leider schlecht
einsammeln, da wir keine Mitarbeiter*innen vor Ort haben, der Standort
funkt zudem ungenauer als bei GPS-Sendern. Sollte der Sender in
Deutschland liegen, versuchen wir ihn natürlich einzusammeln. Da die
Sender teuer sind, könnte er dann auch, falls noch funktionstüchtig,
wiederverwendet werden", so Schumm. Bisher senden allerdings alle vier
im Jahr 2019 besenderten Turteltauben erfolgreich. So hoffen die
Mitarbeiter*innen des Projektes, dass in diesem Jahr alle Tauben heil
in den Überwinterungsgebieten ankommen und auch den Heimzug im
Frühjahr antreten werden.


Info

Wer ihren Weg weiterverfolgen will, kann das im NABU-Turteltauben-Blog
unter blogs.NABU.de/Zugvoegel.


Verwandte

Weltweit gibt es mehr als 300 Tauben-Arten aus 42 Gattungen, die
jedoch mehrheitlich in den Tropen beheimatet sind. In Deutschland
leben nur fünf heimische Arten, die sich in zwei Gattungen aufspalten.


Ehemalige Brieftaube

Die Straßen- oder Stadttaube kommt weltweit in allen größeren
Städten und Siedlungen vor. Sie stammt von verwilderten Haus- und
Brieftauben ab, die einstmals aus der Felsentaube gezüchtet wurden.
Die Straßentaube nutzt Gebäude als Nistplatz anstatt der ursprünglich
typischen Felsquartiere.

Höhlenbewohnerin

Die Hohltaube brütet als einzige Taube in Deutschland in
Baumhöhlen. Sie gilt als Charaktervogel alter Wälder und bezieht gern
als Nachmieterin die Höhlen von Schwarzspechten.

In Stadt und Wald

Die Ringeltaube ist unsere größte und am häufigsten verbreitete
heimische Taubenart. Sie besiedelt Lebensräume mit Gehölzen aller Art
sowie Innenstädte, Vorgärten und Dörfer in teilweise sehr hohen
Dichten. Die höchsten Konzentrationen in Deutschland treten dabei in
den urban geprägten Lebensräumen des Nordwestdeutschen Tieflandes auf.

In Europa angekommen

Noch vor 100 Jahren war die Türkentaube vom Pazifik bis zum
Balkan als Brutvogel bekannt. Infolge einer starken Arealerweiterung
kommt sie heute jedoch in weiten Teilen Europas vor. In Deutschland
brütet sie fast ausschließlich im Siedlungsraum.

 * 
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FORSCHUNG/1589: Umweltradioaktivität - Bundesanstalt für Gewässerkunde veröffentlicht einzigartigen Datensatz (idw)

Bundesanstalt für Gewässerkunde - 04.02.2020

Umweltradioaktivität:
Bundesanstalt für Gewässerkunde veröffentlicht einzigartigen
Datensatz



Im Rahmen der Umweltüberwachung der Bundeswasserstraßen ist die
Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) seit mehr als 60 Jahren am
Monitoring der Umweltradioaktivität beteiligt. Entstanden ist ein
einzigartiger zeitlich und räumlich hoch aufgelöster Datensatz. Teile
dieses Datensatzes haben Wissenschaftler der BfG jetzt zusammen mit
Wissenschaftlern vom Deutschen Wetterdienst und dem Helmholtz Zentrum
in München in der aktuellen Ausgabe der Fachzeitschrift "Hydrological
Processes" veröffentlicht.

Der frei zugängliche Datensatz, der durch diese Zusammenarbeit
entstanden ist, bietet durch seine hohe zeitliche und räumliche
Auflösung einzigartige Möglichkeiten. Tritium ist ein oft und gern
genutzter Indikator, um vielfältige hydrologische und hydrogeologische
Fragestellungen zu beantworten. So kann zum Beispiel in Gebieten mit
intensiver Wassernutzung oder spärlichem Wasserdargebot abgeschätzt
werden, wieviel Niederschlag dem Grundwasser zufließt. Auch bei Fragen
zum Verbleib von Stoffen in Gewässern kann Tritium helfen,
Transportwege näher zu untersuchen. Gerade in Zeiten des Klimawandels
sind diese Erkenntnisse von hoher wissenschaftlicher und
gesellschaftlicher Relevanz und damit besonders wertvoll.

Originalpublikation:

Schmidt, A, Frank, G, Stichler, W, Duester, L, Steinkopff, T, Stumpp,
C. Overview of tritium records from precipitation and surface waters
in Germany. Hydrological Processes. 2020; 1- 5.

https://doi.org/10.1002/hyp.13691

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news730985

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1347

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesanstalt für Gewässerkunde - 04.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1588: Neue Methode zur Entfernung von Öl aus Gewässern (idw)

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 03.02.2020

Neue Methode zur Entfernung von Öl aus Gewässern



Öl stellt für Wasserlebewesen eine erhebliche Gefahr dar. Forscher der
Universitäten Bonn und Aachen sowie der Heimbach-GmbH haben eine neue
Methode entwickelt, solche Verunreinigungen zu beseitigen: Textilien
mit speziellen Oberflächeneigenschaften schöpfen das Öl dabei passiv
ab und transportieren es in einen schwimmenden Behälter. Als Vorbild
dienten den Wissenschaftlern dabei Oberflächen aus dem Pflanzenreich.
Die Studie ist nun in der Zeitschrift "Philosophical Transactions A"
erschienen.




[image: Foto: © W. Barthlott, M. Mail / Uni Bonn]

Ein Rohöltropfen auf einer Wasseroberfläche wird sekundenschnell von
einem Blatt des Schwimmfarnes Salvinia adsorbiert und aus dem Wasser
gezogen.

Foto: © W. Barthlott, M. Mail / Uni Bonn



Der Video-Clip ist ebenso kurz wie beeindruckend: Die 18-sekündige
Sequenz zeigt eine Pipette, aus der dunkel gefärbtes Öl in ein Glas
Wasser tropft. Dann hält ein Forscher ein grünes Blatt an den Fleck.
Binnen weniger Augenblicke saugt es das Öl von der Wasseroberfläche,
ohne auch nur einen winzigen Rest zurückzulassen.




[image: Foto: © W. Barthlott, M. Mail / Uni Bonn]

Lautlos und effizient entfernt der bionische Ölsammler die
Kontaminationen von einer Wasseroberfläche. Die adsorbierenden
Funktionstextilien wurden nach Vorbild der Natur entwickelt.

Grafik: © W. Barthlott, M. Mail / Uni Bonn



Der Star des Films, das grüne Blättchen, stammt vom Schwimmfarn
Salvinia. Für Wissenschaftler ist er aufgrund der besonderen
Fähigkeiten seiner Blätter hochinteressant. Denn die sind extrem
wasserscheu: Untergetaucht hüllen sie sich in einen Luftmantel und
bleiben so vollkommen trocken. Forscher nennen dieses Verhalten
"superhydrophob", was sich mit "äußerst wasserabweisend" übersetzen
lässt.

Die Salvinia-Oberfläche liebt aber Öl - das ist gewissermaßen eine
Kehrseite der Superhydrophobie. "Die Blättchen können daher auf ihrer
Oberfläche einen Ölfilm transportieren", erklärt Prof. Dr. Wilhelm
Barthlott, Emeritus der Universität Bonn und ehemaliger Direktor des
dortigen botanischen Gartens. "Und diese Eigenschaft konnten wir auch
auf technisch herstellbare Oberflächen übertragen, etwa auf
Textilien."

Funktionstextilien als "Saugrüssel"

Derartige superhydrophobe Stoffe lassen sich dann beispielsweise
einsetzen, um Ölfilme effizient und ohne Einsatz von Chemie von
Wasseroberflächen zu entfernen. Anders als andere Materialien, die zu
diesem Zweck bislang genutzt werden, nehmen sie das Öl aber nicht in
sich auf. "Stattdessen wandert es, einzig und allein getrieben von
seinen Adhäsionskräften, auf der Oberfläche des Textils entlang",
erklärt Barthlott. "Im Labor haben wir derartige Stoff-Bänder
beispielsweise über den Rand eines auf dem Wasser treibenden Behälters
gehängt. In kurzer Zeit hatten sie das Öl nahezu komplett von der
Wasseroberfläche entfernt und in den Behälter transportiert." Den
Antrieb liefert dabei die Schwerkraft; der Boden des Behälters muss
deshalb unterhalb der Wasseroberfläche mit dem Ölfilm liegen. "Das Öl
wird dann vollständig abgeschöpft - wie mit einem automatischen
Fettlöffel für die Fleischbrühe."

Damit werden superhydrophobe Textilien auch für die Umwelttechnik
interessant. Versprechen sie doch einen neuen Lösungsansatz für das
drängende Umwelt-Problem zunehmender Ölverschmutzungen auf Gewässern.
Auf dem Wasser schwimmende Ölfilme verhindern einerseits den
Gasaustausch durch die Oberfläche. Andererseits sind sie für viele
Pflanzen und Tiere bei Kontakt gefährlich. Da sich Ölfilme zudem
schnell über große Oberflächen ausbreiten, können sie ganze Ökosysteme
gefährden.

Reinigung ohne Chemie

Das neue Verfahren kommt ohne den Einsatz von Chemikalien aus. Von
herkömmlichen Bindemitteln wird das Öl zudem einfach aufgesaugt und
kann dann später meist nur noch verbrannt werden. Anders bei der
Superhydrophobie-Methode: "Das in den schwimmenden Behälter
abgeschöpfte Öl ist so sauber, dass es sich wiederverwenden lässt",
erklärt Prof. Barthlott.

Das Verfahren ist nicht für großflächige Ölkatastrophen wie nach einem
Tankerunglück gedacht. Aber gerade kleine Verschmutzungen - etwa durch
Motoröl von Autos oder Schiffen, Heizöl oder Leckagen - sind ein
drängendes Problem. "Besonders in stehenden oder langsam fließenden
Gewässern werden auch geringe Mengen zu einer Gefahr für das
Ökosystem", betont der Biologe. Dort sieht er denn auch das
Haupteinsatzpotenzial der neuen Methode, die von der Universität Bonn
zum Patent angemeldet wurde.

Im Prinzip zeigen viele Oberflächen superhydrophobes Verhalten, wenn
auch in unterschiedlichem Ausmaß. Grundvoraussetzung ist zunächst
einmal, dass das Material selbst wasserabweisend ist - zum Beispiel
aufgrund einer Wachs-Beschichtung. Das allein reicht aber nicht aus:
"Superhydrophobie basiert immer auch auf bestimmten Strukturen auf der
Oberfläche wie etwa kleinen Haaren oder Warzen - oft in
nanotechnologischer Dimension", sagt der Botaniker der Universität
Bonn. Auch ihm ist zu verdanken, dass die Wissenschaft inzwischen sehr
viel mehr über diese Zusammenhänge weiß als noch vor einigen
Jahrzehnten.

Die Forschungsarbeiten werden von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt
DBU gefördert. "Das hilft uns nun dabei, in Kooperation mit der RWTH
Aachen gezielt öladsorbierende Materialien mit besonders guten
Transporteigenschaften zu entwickeln", sagt Barthlott.

Originalpublikation:

W. Barthlott, M. Moosmann, I. Noll, M. Akdere, J. Wagner, N. Roling,
L. Koepchen-Thomä, M.A.K. Azad, K. Klopp, T. Gries & M. Mail (2020):
Adsorption and superficial transport of oil on biological and bionic
superhydrophobic surfaces: a novel technique for oil-water separation.
Philosophical Transactions A., 

DOI: https://doi.org/10.1098/rsta.2019.0447

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-bonn.de/neues/022-2020 Video

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news730924

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 03.02.2020

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/1587: Nachhaltigkeitsforscher fordern, Wissen von Ureinwohnern stärker zu nutzen (idw)

Leuphana Universität Lüneburg - 30.01.2020

Nachhaltigkeitsforscher fordern: Wissen von Ureinwohnern stärker
nutzen

Neue Forschungsergebnisse zeigen, dass die Wissenschaft Beiträge
indigener Völker und lokaler Gemeinschaften vernachlässigt.



Forscher der Leuphana Universität Lüneburg und der Universität
Stockholm haben jetzt die Rolle des Wissens indigener Völker und
lokaler Gemeinschaften bei der Erforschung des Wandels in Richtung
Nachhaltigkeit untersucht. In ihrer kürzlich im Journal Ecology &
Society veröffentlichten Studie kommen sie zu dem Ergebnis, dass
dieses Wissen meist nur als Bestätigung und Ergänzung
wissenschaftlicher Erkenntnisse genutzt wird. Es komme aber darauf an,
so die Autoren, den gesellschaftlichen Wandel in Richtung
Nachhaltigkeit aus der Sicht der indigenen Völker und lokalen
Gemeinschaften zu verstehen.

In ihrer umfassenden Studie konzentrierten sich die Forscher darauf,
das Vorkommen indigener und lokaler Perspektiven beim Blick auf
Veränderungen in Richtung Nachhaltigkeit zu untersuchen. Sie
analysierten 81 von Fachleuten begutachtete Artikel und ermittelten so
den aktuellen Stand der Einbeziehung dieses Wissens in den
wissenschaftlichen Nachhaltigkeitsdiskurs. Die Studie ergab, dass in
der untersuchten Literatur das Wissen der Ureinwohner und lokaler
Gemeinschaften häufig nur genutzt wurde, um das wissenschaftliche
Wissen in Bezug auf Umwelt-, Klima-, sozial-ökologische und
Artenveränderungen zu bestätigen und zu ergänzen.

"Wir registrierten ein sehr wissenschaftliches, positivistisches und
westliches Verständnis davon, wie wir unsere Gesellschaft nachhaltiger
gestalten können. Sauberere Technologien, CO2-Reduktion und
erneuerbare Energien stehen deshalb oft im Fokus", sagt David P. M.
Lam, Hauptautor der Studie. Längst habe man aber erkannt, dass es die
Verbundenheit und Einstellung zur Natur sind, die sich ändern müssen.
"Indigene Völker und lokale Gemeinschaften haben ganz andere
Beziehungen zur Natur, die unser wissenschaftliches Verständnis für
eine nachhaltigere Gesellschaft ergänzen können."

Am Ende heben die Autoren die Notwendigkeit hervor, verschiedene Arten
von Wissen - nicht nur wissenschaftliches Wissen - einzubeziehen, um
eine gerechtere und nachhaltigere Gesellschaft zu erreichen.

Originalpublikation:

Lam, D., E. Hinz, D. Lang, M. Tengö, H. von Wehrden, and B.
Martín-López.
2020. Indigenous and local knowledge in sustainability transformations
research: a literature review. Ecology and Society 25(1):3.

https://doi.org/10.5751/ES-11305-250103

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news730753

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution136

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leuphana Universität Lüneburg - 30.01.2020
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FRAGEN/020: Endlagersuche - Das bleibt eine Black Box (Gorleben Rundschau)

Gorleben Rundschau XI-XII/2019 - 42. Jahrgang, Ausgabe 1072

Wir sind die Wenden: Energie · Klima · Mobilität · Gesellschaft

Endlagersuche

"Das bleibt eine Black Box!"

Interview mit der Grünen-Politikerin Miriam Staudte



Politik 

Die atompolitische Sprecherin der Grünen im niedersächsischen Landtag
hat viel Kritik am Verfahren der neuen Endlagersuche. Auch den Entwurf
für die Sicherheitsanforderungen bemängelt Miriam Staudte. Andreas
Conradt sprach mit ihr am Rande der Alternativen Statuskonferenz der
Anti-Atom-Bewegung.


Seit Kurzem liegt der Entwurf für die
Sicherheitsanforderungen an ein künftiges Atommülllager vor. Daumen
hoch oder runter?

Es gibt einen ganz grundsätzlichen Webfehler bei den
Sicherheitsanforderungen: Sie konterkarieren das vergleichende
Verfahren, das das Standortauswahlgesetz vorgibt. Man hat einfach auf
die alten Sicherheitsanforderungen aufgesattelt und das Prinzip des
Vergleichs an keiner Stelle aufgenommen. Dabei müssten die
Sicherheitsanforderungen eigentlich an die vergleichende Standortsuche
angepasst werden.

Welche Bedeutung haben die Sicherheitsanforderungen?

Sie sind wichtig, weil sie im ganzen Verfahren immer wieder
herangezogen werden, um die potenziellen Standorte daran zu messen.

Gibt es darüber hinaus Kritik an dem Entwurf?

Ein weiterer Fehler ist die Behandlung des Restrisikos: Es wird in
wahrscheinliche, unwahrscheinliche und hypothetische Entwicklungen
unterschieden, wobei die beiden letzten nicht mit den gleichen
Anforderungen belegt werden sollen. Eigentlich müsste man aber durch
Tschernobyl und Fukushima gelernt haben, dass ein 'Restrisiko' kein
Konzept ist, an dem man sich orientieren kann. Schon gar nicht, wenn
das menschliche Eindringen in den Einlagerungsbereich - zum Beispiel
durch Rohstoffsuche - als hypothetisch eingestuft wird. Das ist
absurd.

Warum?

Weil unter Salzstöcken häufig Gasvorkommen zu finden sind, ist die
Gefahr menschlichen Eindringens dort viel größer als bei einer
Granitformation. Wenn es diese Unterschiede gibt, kann man die
Sicherheitsanforderungen nicht überall gleich formulieren. Eigentlich
müsste man für die drei denkbaren Wirtsgesteine unterschiedliche
Anforderungen aufstellen. Ohnehin wäre es dringend geboten, erstmal
Standorte innerhalb desselben Wirtsgesteins miteinander zu
vergleichen, und erst dann den jeweils besten Standort in Ton, Salz
und Granit gegenüberzustellen und diese zu vergleichen.

Warum wird stattdessen so lasch verfahren?

Ich glaube, dass die Akteure das StandAG und dessen Forderungen
überhaupt nicht verinnerlicht haben. Stattdessen wollen ganz viele an
den alten Mechanismen festhalten.

Wer genau?

Das ist ja gerade das Problem: Man weiß nicht, wer an den
Sicherheitsanforderungen gearbeitet hat. Das bleibt eine Black Box.

Könnte das in einem Jahr auch mit dem Zwischenbericht so sein? Dann
sollen ja erstmals Regionen benannt werden, die für die Errichtung
eines Endlagers potenziell in Frage kommen.

Ja. Eigentlich müsste man die Benennung der Teilgebiete aussetzen,
solange es kein Geologie-Daten-Gesetz gibt. Das aber will das BfE
nicht! Uns ist zwar ein lernendes Verfahren versprochen worden,
tatsächlich bekommen wir aber ein galoppierendes Verfahren. Das
allergrößte Ziel ist es, den Zeitplan einzuhalten.

Ohne das Gesetz können Daten von privaten Firmen nicht
veröffentlicht werden, was wiederum Transparenz im Verfahren
erschwert. Ist nicht das Bestreben der Unternehmen verständlich,
Geo-Daten, die sie auf eigene Kosten und aus wirtschaftlichem
Interesse erhoben haben, geheim zu halten?

Betriebswirtschaftlich ist das nachvollziehbar, aber da muss eine
Gewichtung der Interessen stattfinden. Im Übrigen gibt es ja immer
eine Schutzfrist, in denen das Unternehmen, das die Daten
erhoben hat, die alleinigen Rechte zum Abbau von Rohstoffen hat.

Wie wird man mit Regionen verfahren, von denen überhaupt keine
Daten vorliegen?

Da gibt es eigentlich nur eine Antwort: Die Daten müssen erhoben
werden, um in der ganzen Bundesrepublik die gleiche Ausgangssituation
zu haben. Bislang ist geplant, diese Regionen auch nach der Benennung
von Teilgebieten im nächsten Jahr im Verfahren zu belassen. Das kann
man machen, solange es um die Ausschlusskriterien geht. Aber bei einem
Vergleich der Mindestanforderungen würden Regionen ohne Daten
automatisch rausfallen.

Ist im Angesicht der komplexen Thematik, die sich über viele
Fachgebiete erstreckt, eine nennenswerte Beteiligung von Laien
überhaupt zu leisten? 

Meine Erfahrung ist, dass Laien, die sich engagiert in eine Thematik
einarbeiten, über kurz oder lang auch mit Fachleuten auf Augenhöhe
diskutieren können. Oft sind sie ja auch viel länger mit dem Thema
beschäftigt als Fachleute, die mal schnell in eine andere Behörde
wechseln und dann thematisch etwas völlig anderes bearbeiten. Es war
immer ein Sicherheitsgewinn, wenn Vorgehen und Daten von Bürgerinnen
und Bürgern misstrauisch begutachtet wurden. Aber das braucht Zeit!
Eine Frist zur Stellungnahme von nur drei Monaten, wie sie für die
Fachkonferenz Teilgebiete nach der Veröffentlichung des
Zwischenberichts nächsten Herbst vorgesehen ist, ist natürlich absurd.

Nicht gerade eine vertrauensfördernde Maßnahme?

Nein. Obwohl man darum ja gerade so bemüht ist: Auf den
Infoveranstaltungen des BfE wurde immer wieder gesagt: 'Wir brauchen
Vertrauen!' Das ist aber eine falsche Forderung. Man braucht
Beteiligung.

Bei all der Kritik: Ist die neue Endlagersuche noch zu retten?

Es ist beunruhigend, dass einzelne Bundesländer sich schon ausgeklinkt
haben und mitteilen, bei ihnen gebe es keine geeigneten Regionen. Wenn
das Standortauswahlgesetz überhaupt eine Chance auf ein Ergebnis haben
soll, dann muss es in der Umsetzung eher verbessert werden und nicht
verschlechtert. Nur sehe ich diese Verbesserungen im Moment nicht.


Glossar (Quelle: BUND)

Ausschlusskriterien

Gebiete, die großräumigen Vertikalbewegungen und Einflüsse aus
gegenwärtiger oder früherer bergbaulicher Tätigkeit unterliegen oder
Regionen mit aktiven Störungszonen, seismischer oder vulkanischer
Aktivität oder in denen junges Grundwasser vorkommen, werden
ausgeschlossen.

Mindestanforderungen

Damit Regionen als Standort für die Lagerung des hochradioaktiven
Abfalls in Frage kommen können müssen folgende Mindestanforderungen
gelten: Die Gebirgsdurchlässigkeit muss gering sein, dies soll
gewährleisten, dass kein Wasser eindringt. Die Mächtigkeit des
einschlusswirksamen Gebirgsbereichs muss mindestens 100 Meter
betragen. Die minimale Teufe des einschlusswirksamen Gebirgsbereichs
muss mindestens 300 Meter unter der Erde liegen. Die Fläche muss
ausreichend groß für ein Endlager sein. Und schließlich muss die
Barrierewirkung erhalten sein.

Abwägungskriterien

Die Abwägungskriterien beziehen sich zum einen auf
geowissenschaftliche und zum anderen auf planungswissenschaftliche
Kriterien. Anhand der geowissenschaftlichen Kriterien sollen die
Standorte vergleichend beurteilt und festgestellt werden, ob eine
geologisch günstige Gesamtsituation für ein Atommüll-Lager vorliegt.
Bei den planungswissenschaftlichen Kriterien werden Faktoren wie
Abstand zur Wohnbebauung, Emissionen, Überschwemmungsgebiete,
Kulturgüter oder Bodenschätze einbezogen.

 * 

Quelle:

Gorleben Rundschau - November/Dezember 2019, Seite 18-19

Lizenz: CC BY NC SA

Die Gorleben Rundschau ist ein kostenloses Informationsblatt der

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg e.V.

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow

E-Mail: redaktion@gorleben-rundschau.de

Internet: www.gorleben-rundschau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





GARTEN/393: Tierwelt trotz milden Winters unterstützen (BUND)

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - BUND-Ökotipp vom
20. Februar 2020

Tierwelt trotz milden Winters unterstützen



Eisige Wintertage mit Schnee und Minustemperaturen waren in den
zurückliegenden Wintermonaten in weiten Teilen Deutschlands selten.
Damit fällt der Winter 2019/2020 bisher im Vergleich zu den
zurückliegenden Jahren sehr mild aus, das belegen auch Daten des
Deutschen Wetterdienstes. Dabei dient die Kälte der Wintermonate als
natürlicher Auslesefaktor und ist wichtig für die Natur. Sollte sich
der Trend der Klimakrise hin zu milderen und feuchteren Wintern in den
kommenden Jahren verstätigen, werden zahlreiche heimische Tiere und
Pflanzen zunehmend ungeeignetere Lebensbedingungen vorfinden. Im
Gegenzug dürften andere Arten profitieren, die sich an die
Veränderungen anpassen können oder aus benachbarten Regionen
einwandern.

Wie sich der milde Winter auf die heimischen Arten auswirkt, weiß
Magnus Wessel, Naturschutzexperte beim Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND). Er beschreibt, wie Tiere und Pflanzen bei der
Anpassung an die neuen Lebensumstände unterstützt werden können: "In
Zeiten des Klimawandels sind möglichst naturnahe Gärten als
Rückzugsorte für heimische Tierarten dringend notwendig. Hierzu ist
wichtig, den Garten am Ende des Sommers nicht 'aufzuräumen' und
restlos von allen organischen Substanzen zu säubern. Nach dem
Verblühen sollten Gärtnerinnen und Gärtner die Pflanzen einfach im
Garten belassen. So bietet der Garten über den Winter hinweg eine
wichtige Nahrungsquelle und Lebensraum für zum Beispiel Insekten und
Vögel. Auch Fallobst kann als Nahrung für die Tiere im Garten
bleiben."

In Folge der zu milden Temperaturen überwintern zudem immer mehr Tiere
in heimischen Gebieten. Magnus Wessel: "Unser gesamtes Ökosystem gerät
ins Wanken. Zugvögel kehren aufgrund der höheren Temperaturen früher
aus ihren Winterquartieren zurück oder treten die Reise gar nicht erst
an, sodass in einigen Landesteilen Kranich, Graugans und Star auch
ganzjährig bei uns beobachtet werden." Das hat auch Auswirkungen auf
das Futterangebot: "Wo mehr Vögel in der Heimat bleiben, wird auch
mehr Futter benötigt", erklärt Wessel. Im Garten oder auf dem Balkon
kann einiges getan werden, um zu verhindern, dass zumindest in der
Stadt für Vögel, Insekten und viele andere Tiere eine zu große
Nahrungslücke aufgrund von milden Wintern auftritt. Wessel: "Wer gern
selbst gärtnert, sollte vor allem auf heimische Sträucher und
Blütenpflanzen setzen, um ein passendes Nahrungsangebot im Garten
bereitzustellen. Auch die Blühzeiten sind entscheidend: Idealerweise
blühen von Frühjahr bis Herbst unterschiedliche Wildblumenarten und
Sträucher."

Laut BUND besonders problematisch: Eingespielte Abfolgen werden durch
die veränderten Temperaturen voneinander entkoppelt. Ein Beispiel: Der
Kuckuck richtet seine Zugzeiten an der Tageslänge aus und kommt daher
immer zur gleichen Jahreszeit aus Afrika zurück. Der Brutbeginn der
heimischen Vögel hängt dagegen von der Temperatur ab. "Wird es früher
warm, beginnen die hiesigen Vögel früher zu brüten und der Kuckuck
findet nach seiner Rückkehr kaum noch Gelegenheit zur Eiablage, da die
Brut seiner Wirtsvögel schon geschlüpft ist", erläutert der BUND-
Naturschutzexperte.

Aber auch die Abfolge in der Nahrungskette gerät durcheinander.
Wessel: "Die ersten, zarten Anzeichen für den Frühlingsbeginn können
wir bereits jetzt beobachten. Kohlmeisen und Amseln machen sich
lautstark bemerkbar und die ersten Frühblüher, wie etwa Haselnuss und
Erle, treiben aus. Auch Schneeglöckchen und Krokusse recken schon ihre
Blütenköpfe empor. Viele Pflanzen blühen nach milden Wintern früher,
Insekten hingegen, das zeigen Studien, entwickeln sich nicht im
gleichen Tempo, eine Nahrungslücke für die Bestäuber entsteht." Ist
die Insektenpopulation wegen des Futtermangels kleiner, macht sich das
später im Jahr bei der Population von insektenfressenden Vögeln
bemerkbar. Dabei setzen Insekten in milden Wintern ohnehin Pilze und
Parasiten zu, die bei wärmeren und feuchteren Bedingungen nicht
absterben und überwinternde Insekten zusätzlich schädigen.

Besonders Winterschlaf haltende Tiere stehen vor großen
Herausforderungen. "Arten wie Gartenschläfer und Igel werden durch
höhere Temperaturen vorzeitig aktiv und verlassen ihr Nest", so der
BUND-Experte. Das Aufwachen aus dem Winterschlaf verbraucht große
Energiereserven - und Nahrung ist in den Wintermonaten trotz milden
Temperaturen kaum zu finden. "Vielfach endet ein verkürzter oder
unterbrochener Winterschlaf deshalb tödlich für die Tiere", so Wessel
abschließend.

 * 
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ÖKOLOGIE/092: Was Galapagos-Finken und Meeresbakterien gemein ist (idw)

Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie - 19.02.2020

Was Galapagos-Finken und Meeresbakterien gemein ist



Die "Ökologische Nische" ist ein Konzept, das von höheren Tieren gut
bekannt ist. Allgemein weniger bekannt ist, dass auch Bakterien
mitunter ausgeprägte ökologische Nischen haben. Forschende des
Max-Planck-Instituts für Marine Mikrobiologie in Bremen haben nun
zeigen können, dass nahe verwandte Bakterien-Gruppen der Gattung
Polaribacter, welche während Algenblüten in der Nordsee gehäuft
auftreten, hinsichtlich Algenzuckern ausgeprägt unterschiedliche
Nischen aufweisen. Die Ergebnisse stellen sie nun in The ISME Journal
vor.



           
[image: Abb.: © Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie/I. Bakenhus]

Algenzellen (blau) umgeben von Algen-abbauenden Bakterien (grün).

Abb.: © Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie/I. Bakenhus



Die Artenvielfalt von Finken auf dem abgelegenen Galapagos-Archipel
ist das wohl bekannteste Beispiel für die Theorie der Evolution durch
natürliche Selektion von Charles R. Darwin und Alfred R. Wallace.
Galapagos-Finkenarten haben unterschiedliche Schnabelgrößen und
-formen entwickelt und sich dadurch an unterschiedliche
Nahrungsquellen angepasst. Auf diese Weise können die eigentlich eng
verwandten Finkenarten die verfügbaren Nahrungsressourcen
untereinander aufteilen, Konkurrenz vermeiden, und so denselben
Lebensraum nutzen.




[image: Satellitenbild der Deutschen Bucht mit graphischer Darstellung zweier die Nahrungsverbindung in Vergrößerung veranschaulichender Lupen - Abb.: © NASA / Jeff Schmaltz, MODIS Rapid Response Team, Goddard Space Flight Center; Illustration: M. Schlösser]

Nahrungsverbindung zwischen Mikroalgen und Bakterien im Meer. Das
Satellitenbild der Deutschen Bucht zeigt eine Algenblüte und die Insel
Helgoland (gelber Kreis).

Abb.: © NASA / Jeff Schmaltz, MODIS Rapid Response Team, Goddard Space Flight Center; Illustration: M. Schlösser



Blüte mit großer Wirkung

Dieses Prinzip ist nicht auf Tiere beschränkt, sondern gilt auch für
die kleinsten Lebewesen des Meeres. Satellitenbilder von
Küstengebieten während warmer Jahreszeiten zeigen oft, dass der Ozean
eher grün als blau ist. Diese Farbe rührt von einer immensen Zahl
mikroskopisch kleiner Meeresalgen her - einer so genannten Algenblüte.
Solche Blüten sind zumeist nur von kurzer Dauer: Irgendwann sind die
vorhandenen Nährstoffe erschöpft, und auch Fressfeinde wie tierische
Einzeller (Protisten) und Viren tragen ihren Teil zum Tod der Algen
bei. Gegen Ende einer Blüte kommt es daher zu einem Massensterben der
Algen, wodurch große Mengen organischer Substanzen in das Meerwasser
gelangen, darunter auch Algenpolysaccharide. Diese Polysaccharide,
auch als "Mehrfachzucker" bekannt, sind eine wichtige Nahrungsquelle
für viele Meeresbakterien.

Enge Nischen für kleine Lebewesen

Forschende des Max-Planck-Instituts für Marine Mikrobiologie
untersuchen seit mehr als einem Jahrzehnt die bakterielle Reaktion auf
Frühjahrsalgenblüten vor der Insel Helgoland in der Deutschen Bucht.
Während dieser Frühjahrsblüten wächst in den meisten Jahren eine sehr
ähnliche, wechselseitig miteinander verknüpfte Gemeinschaft bestimmter
Bakteriengruppen heran. Besonders zahlreich vertreten sind dabei
Bakterien der Gattung Polaribacter, welche zur Klasse der
Flavobakterien zählen. Von 2009 bis 2012 untersuchten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler das Auftreten von
Polaribacter während Frühjahrsblüten und identifizierten dabei mehrere
gleichzeitig auftretende Untergruppen. "Wir haben festgestellt, dass
die Polaribacter-Gruppen ziemlich wählerisch sind, wenn es um die
Zuckerbestandteile der Algen geht", berichtet Burak Avci vom
Max-Planck-Institut für Marine Mikrobiologie. "Oder, präziser
formuliert: Sie haben ausgeprägte Nischen in Bezug auf
Algenpolysaccharide."

Dies spiegelt sich auch in der zeitlichen Abfolge wider, in der die
Gruppe auftreten. Unterschiedliche Gruppen zeigten sich zu
verschiedenen Phasen der Blüte. "Eine Gruppe, die augenscheinlich
zumeist früh zur Stelle ist, ist durch kleine Genome mit einer
begrenzten Zuckerabbaukapazität gekennzeichnet. Sie bevorzugen
wahrscheinlich Algenproteine. Im Gegensatz dazu hat eine andere
Gruppe, die später auf den Plan tritt, größere Genome und die
Fähigkeit, komplexere Polysaccharide zu nutzen", erklät Avci. Eine
weitere Gruppe profitiert womöglich in besonderer Weise vom
Vorhandensein einer bestimmten Alge (Gattung Chattonella). Sie
zeichnet sich durch große Genome aus und hat das vielfältigste
Zuckermenü aller untersuchten Polaribacter-Gruppen.

Ökologische Bedeutung

Wie die Galapagos-Finken zeigen diese Ergebnisse, dass auch
nahverwandte Meeresbakterien (hier Arten innerhalb der Gattung
Polaribacter) durch die Aufteilung der verfügbaren Ressourcen direkte
Konkurrenz vermeiden. "Eine der grundlegenden Fragen in der
mikrobiellen Ökologie ist, welche Faktoren für die Zusammensetzung
einer Mikrobengemeinschaft maßgeblich sind. Studien wie diese helfen
uns, die dahinterliegenden Prinzipien besser zu verstehen", so Avci.
Besonders wichtig erscheint das für Bakterien, welche Algen-Biomasse
abbauen. Dieser Prozess setzt nämlich von den Algen zuvor in ihre
Biomasse eingebautes Kohlendioxid wieder frei, und stellt somit einen
wesentlichen Bestandteil des globalen Kohlenstoffkreislaufs dar.
Gerade der mikrobielle Anteil am globalen Kohlenstofffluss ist jedoch
bislang noch nicht ausreichend verstanden.

Originalpublikation:

Burak Avci, Karen Krüger, Bernhard M. Fuchs, Hanno Teeling, Rudolf I.
Amann (2020): Polysaccharide niche partitioning of distinct
Polaribacter clades during North Sea spring algal blooms. The ISME
Journal. February 2020.

DOI: 10.1038/s41396-020-0601-y

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mpi-bremen.de/Page4349.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news731607

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution536
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FORSCHUNG/592: Verpackungen aus kompostierbarem Material (idw)

Duale Hochschule Baden Württemberg Karlsruhe - 04.02.2020

Verpackungen aus kompostierbarem Material

Erste Erfolge für Wissenschaftler des Studiengangs Papiertechnik der
DHBW Karlsruhe



In Kooperation mit der TU Darmstadt und der Universität Oulu
(Finnland) wurde in den letzten Jahren im Studiengang Papiertechnik
der DHBW Karlsruhe an "All-Cellulose Composites" (ACC) (Cellulose
Verbundwerkstoffe) geforscht. Dabei handelt es sich um
Faserverbundmaterialien, bei denen die Fasern aus Cellulose bestehen,
d.h. aus pflanzlichem Material, das vollständig recycelbar ist. Es
wurde ein patentiertes Verfahren zur flächigen Imprägnierung von
Faserstoffbahnen entwickelt, und somit ein Grundstoff für die
Entwicklung von Verpackungen geschaffen, der Kunststoff ersetzen kann.




[image: Abb.: © DHBW KA/VA]

Besteck aus biologischem und abbaubarem Material

Abb.: © DHBW KA/VA



Der Verbundstoff mit der Charakterisierung "Biodegradable and marine
degradable fibre composite" besteht aus einem nicht toxischen,
kostengünstigen biobasierten, biologisch abbaubarem und wieder
verwertbaren Material. Auf Basis der Forschungsergebnisse wurde die
Firma Plafco Fibertech gegründet, die sich auf die industrielle
Herstellung des ACC-Materials "Plafco" fokussiert. Plafco basiert auf
Papieren, die als Massenware verfügbar sind. Durch die imprägnierende
Behandlung erhält das Papier neue Eigenschaften, wodurch
Innovationspotenzial für verschiedene Märkte entsteht.




[image: Abb.: © DHBW KA/VA]

Trinkhalme aus biologischem und abbaubarem Material

Abb.: © DHBW KA/VA



Im aktuellen weiterführenden Forschungsprojekt, das im Frühjahr 2019
begonnen hat, liegt der Schwerpunkt auf der Entwicklung von
Verpackungen, die vollständig oder teilweise aus Plafco bestehen. Im
Rahmen des Projektes werden neue nachhaltige Verpackungslösungen für
Bereiche entwickelt, die bisher von Kunststoffen dominiert sind. Auch
Bereiche, die bisher nur durch Kombinationen von Papier mit
Kunststofffolien oder Metallschichten abgedeckt werden konnten, sollen
durch das Plafco-Konzept abgedeckt werden. Damit kann das Projekt
einen wichtigen Beitrag zum Erreichen gesellschaftlicher Ziele, wie
der Reduzierung von CO2-Emissionen, von Plastikmüll, oder der
Steigerung des Anteils von Verpackungen aus kompostierbaren Material
leisten. Plafco hat inzwischen bei mehreren Innovationswettbewerben
z.B. beim Blue Sky Young Researchers and Innovation Award, beim nordic
cleantech open und beim THE SUSTAINABILITY AWARDS das Finale erreicht
und bereits Auszeichnungen erhalten.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news730981

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2112
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WISSENSCHAFT/055: Libellen ziehen in die Stadt - Wissenschaftler warnen vor Insektenschwund und den Folgen (idw)

Technische Universität Braunschweig - 13.02.2020

Libellen ziehen in die Stadt: Internationale Wissenschaftler warnen
vor Insektenschwund und den Auswirkungen



Das Insektensterben nimmt in vielen Teilen der Welt rasant zu. Das
betrifft auch den Menschen direkt. Eine Gruppe von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus der ganzen Welt hat sich
zusammengeschlossen, um in einer "Warnung an die Menschheit" vor den
durch den Artenrückgang entstehenden Gefahren und der Bedrohung
unserer Lebensgrundlagen zu warnen - darunter auch Professor Frank
Suhling vom Institut für Geoökologie der Technischen Universität
Braunschweig.




[image: Foto: © Frank Suhling/TU Braunschweig]

Anax imperator: Ein Klimawandel-Gewinner. Die Art ist sehr häufig zu
finden, gerade in Stadtrandgewässern.

Foto: © Frank Suhling/TU Braunschweig



In zwei wissenschaftlichen Beiträgen in der Fachzeitschrift
"Biological Conservation" diskutieren 30 internationale Expertinnen
und Experten sowohl die Gefahren als auch die Möglichkeiten zur
Vermeidung weiteren Insektensterbens. So müsse dem Klimawandel
entgegen gewirkt, hochwertige Flächen für den Naturschutz
bereitgestellt und weltweit die landwirtschaftliche Produktion so
geändert werden, dass eine Koexistenz der Arten gefördert wird.




[image: Foto: © Frank Suhling/TU Braunschweig]

Coenagrion hastulatum ist die Libelle des Jahres 2020. Der Bestand
dieser Art der Moorgewässer geht zurück. Sie leidet vermutlich unter
der Veränderung ihrer Habitate und unter dem Klimawandel.

Foto: © Frank Suhling/TU Braunschweig



"Es ist erstaunlich, wie wenig wir über die biologische Vielfalt auf
globaler Ebene wissen. Bislang sind nur etwa 10 bis 20 Prozent der
Insekten und der anderen wirbellosen Tierarten beschrieben und
benannt. Und von denjenigen, die einen Namen haben, kennen wir kaum
mehr als eine kurze morphologische Beschreibung, vielleicht noch einen
Teil des genetischen Codes und einen Ort, an dem sie gesehen wurden",
sagt Pedro Cardoso, Biologe und Kurator beim finnischen
Naturkundemuseum der Universität Helsinki und federführender Autor
des Papers "Scientists' warning to humanity on insect extinctions".

Libellen: Artenreichtum in den Städten

Forscherinnen und Forscher der Abteilung Landschaftsökologie des
Instituts für Geoökologie der TU Braunschweig haben herausgefunden,
dass die Landnutzung einen wesentlichen Beitrag zur Diversität von
Wasserinsekten, wie Libellen, leistet. "Agrarlandschaften sind zurzeit
am wenigsten geeignet, eine hohe Artenvielfalt zu erhalten", so
Professor Frank Suhling. In Städten gebe es dagegen ein hohes
Potenzial. In den 30 Städten, die untersucht worden sind, war ein
großer Artenreichtum vorzufinden.

In Braunschweig wurden 70 Prozent der in Deutschland vorkommenden
Libellen-Arten gefunden. "Ein Grund ist vermutlich, dass die
Randbereiche der Städte eher Erholungszwecken dienen und dafür
umweltverträglicher bewirtschaftet werden als das landwirtschaftliche
Umland", erklärt Professor Suhling. "Es gibt mehr naturnahe
Landschaftselemente und weniger Einsatz von Pestiziden." Außerdem
finden die Libellen ideale Bedingungen durch die Renaturierung von
Fließgewässern oder die Anlage von Teichen.

Es scheinen sich insbesondere Arten in Städten wohl zu fühlen, die vom
Klimawandel profitieren. Solche Arten waren früher eher selten. "Wir
gehen davon aus, dass ihr häufiges Vorkommen negative Folgen für
andere Arten hat."

Ohne Insekten kein gesundes Ökosystem

Der Verlust von Lebensräumen, Umweltverschmutzung - einschließlich
schädlicher landwirtschaftlicher Methoden - invasive Arten, die nicht
an Grenzen Halt machen, Klimawandel, Ausbeutung landwirtschaftlicher
Flächen und das Aussterben abhängiger Arten tragen auf
unterschiedliche Weise zum Rückgang der Insektenpopulation und zum
Aussterben von Insekten bei, stellen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler fest.

"Mit dem Artenverlust verlieren wir nicht nur ein weiteres Stück eines
komplexen Puzzles, das unsere Lebenswelt darstellt, sondern auch
Biomasse, die beispielsweise für die Ernährung anderer Tiere in der
Lebenskette unerlässlich ist, außerdem einzigartige Gene und
Substanzen, die eines Tages zur Heilung von Krankheiten beitragen
könnten", so Cardoso.

Aber auch die Funktion unseres Ökosystems ist gefährdet. Dazu gehören
auch die Bestäubung, da die meisten Nutzpflanzen auf Insekten
angewiesen sind und Zersetzungsprozesse, die zum Nährstoffkreislauf
beitragen.

Praktische Lösungen

Die Forscherinnen und Forscher schlagen in ihren beiden Artikeln
praktische Lösungen vor, die sich auf bereits vorhandene, weltweit
gesammelte Erkenntnisse stützen und dazu beitragen könnten, einen
weiteren Verlust von Insektenpopulationen und das Aussterben
verschiedener Arten zu vermeiden. Dazu gehören zum Beispiel die
Stilllegung hochwertiger Flächen für den Naturschutz, ein Wandel in
der Landwirtschaft zur Förderung der Koexistenz von Arten und die
Eindämmung des Klimawandels.

Neun Tipps, um Insekten zu schützen


	Vermeiden Sie häufiges Mähen Ihres Gartens; lassen Sie die Natur wachsen und füttern Sie Insekten.

	Pflanzen Sie einheimische Pflanzen; viele Insekten benötigen diese, um zu überleben.

	Vermeiden Sie Pestizide; gehen Sie organisch vor, zumindest in Ihrem eigenen Garten.

	Entfernen Sie alte Bäume, Baumstümpfe und abgestorbene Blätter nicht; sie sind die Heimat unzähliger Arten.

	Bauen Sie ein Insektenhotel mit kleinen horizontalen Löchern, die zu Nestern werden können.

	Reduzieren Sie Ihren CO2-Fußabdruck.

	Unterstützen Sie Naturschutzorganisationen und arbeiten Sie ehrenamtlich in diesen Organisationen mit.

	Führen Sie keine lebenden Tiere oder Pflanzen ein oder lassen Sie sie nicht in die Natur frei, da sie einheimischen Arten schaden können.

	Seien Sie sich der kleinen Lebewesen bewusst; schauen Sie auch auf die kleine Seite des Lebens.



World Scientists' Warning to Humanity

Die Paper "Scientists' warning to humanity on insect extinctions" und
"Solutions for humanity on how to conserve insects" wurden in der
Fachzeitschrift "Biological Conservation publiziert. Vor mehr als 25
Jahren veröffentlichten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine
"Warnung an die Menschheit", in dem unter anderem Klimawandel,
Abholzung
und Schwinden der Artenvielfalt beschrieben wurde. Die "World
Scientists'
Warning to Humanity" wurde 1992 vom Nobelpreisträger Henry Way Kendall
verfasst und von 1.700 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
unterzeichnet. 25 Jahre später unterschrieben 15.364 Wissenschaftler
eine
von acht Autoren erstellte "World Scientists' Warning to Humanity: A
Second Notice". Diese ruft unter anderem dazu auf, das
Bevölkerungswachstum zu begrenzen und unseren Pro-Kopf-Verbrauch an
fossilen Brennstoffen, Fleisch und anderen Ressourcen drastisch zu
reduzieren. Die Warnung wurde in der Fachzeitschrift "BioScience"
veröffentlicht.

Originalpublikation:

Scientists' warning to humanity on insect extinctions. Biological
Conservation. 

DOI: https:/doi.org/10.1016/j.biocon.2020.108426

Solutions for humanity on how to conserve insects. Biological
Conservation. 

DOI: https:/doi.org/10.1016/j.biocon.2020.108427

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news731524

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution179
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WALD/257: Tiefer Blick ins Totholz (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 03.02.2020

Tiefer Blick ins Totholz



Totholz spielt für die Biodiversität in Wäldern eine wichtige Rolle.
Die Ökologische Station der Uni Würzburg und der Forstbetrieb Ebrach
erforschen es in einer Kooperation, die jetzt mit rund 500.000 Euro
gefördert wird.

Waldsterben 2.0 - dieser Begriff hat in Deutschland die Runde gemacht.
Gemeint ist damit das Absterben unterschiedlichster Baumarten in Folge
des Rekordsommers 2019 mit Hitze, Trockenheit und Borkenkäferbefall.

"Doch das Absterben der Bäume hat nicht nur Schlechtes, denn in
deutschen Wäldern sind viele Insekten und Pilze auf Totholz
angewiesen. Und davon gibt es an vielen Orten noch immer viel weniger
als im natürlichen Durchschnitt", sagt der Biologe Dr. Simon Thorn von
der Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg. Für die
Biodiversität im Wald sei Totholz sehr wichtig.

Naturschutz und Wirtschaftlichkeit vereinen

Von welchen Baumarten ist Totholz nötig und unter welchen Bedingungen
sollte es liegen, damit die Biodiversität in Wäldern möglichst stark
gefördert wird? Darüber weiß man laut Thorn bislang nur wenig. Damit
sich das ändert, haben der Staatliche Forstbetrieb Ebrach und die
Ökologische Station der JMU im Steigerwald im Jahr 2015 ein
Forschungsprojekt initiiert.

Der Forstbetrieb Ebrach versucht, Totholz gezielt anzureichern und
dadurch Holzkäfer und Pilze zu schützen. Diese Naturschutzmaßnahmen
sind allerdings mit deutlichen Einnahmeausfällen verbunden. "Wir
möchten den Naturschutz optimal betreiben, dass er sich so gut wie
möglich mit der Wirtschaftlichkeit vereinen lässt", sagt Ulrich
Mergner, Leiter des Forstbetriebs.

Experiment im Ebracher Forst

Um dieses Ziel zu erreichen, wurde vor fünf Jahren ein Experiment
gestartet. Die Forstleute legten jeweils sechs Stämme von sechs
unterschiedlichen Baumarten entweder in der Sonne, im Schatten oder
unter einer künstlichen Beschattung aus. "Für uns war das eine
großartige und unkomplizierte Möglichkeit, eine spannende
wissenschaftliche Frage zu untersuchen", sagt Thorn, der die
wissenschaftliche Betreuung des Experiments an der Ökologischen
Station der JMU koordiniert.

In den ersten drei Jahren zeigte sich, dass vor allem in besonntem
Totholz viele seltene Arten vorkommen. Es gibt aber trotzdem auch
zahlreiche Arten, die sich bevorzugt in beschatteten Stämmen
ansiedeln. Doktorand Sebastian Vogel fasst die Ergebnisse derzeit
zusammen; seine Arbeit wird von der Deutschen Bundesumweltstiftung
finanziert.

Halbe Million Euro eingeworben

"Um das Projekt weiterzuentwickeln und die ökologischen Mechanismen zu
verstehen, die die Unterschiede zwischen Licht und Schatten
verursachen, müssen wir noch tiefer in die Details gehen. Dazu
brauchen wir Geld", erklärt Simon Thorn. Und dieses Geld - rund eine
halbe Million Euro - hat er nun bei der Bauer- und der
Stemmler-Stiftung sowie der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG)
eingeworben.

"Forschungsgelder sind hart umkämpft und werden besonders dann
vergeben, wenn bereits gute Vorarbeiten geleistet wurden. Das haben
wir nur dank der Unterstützung durch den Forstbetrieb geschafft", so
der Projektleiter. "Durch diese Finanzierung können wir erstmals auch
Bakterien und mikroskopisch kleine Pilze untersuchen, die sich im
Totholz entwickeln. Viele dieser Arten sind für das Auge nicht
sichtbar, spielen aber eine entscheidende Rolle bei der Zersetzung von
Totholz."

Das Totholz-Projekt im Ebracher Forst kann nun bis 2023 weitergeführt
werden. Darüber freut sich auch Forstbetriebsleiter Mergner: "Natur-
und Artenschutz ist für uns keine Eintagsfliege. Deshalb sind wir
froh, dass wir langfristige Untersuchungsergebnisse erwarten dürfen."

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news730894

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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FORSCHUNG/514: Arktis wird immer grüner - Moderne Technik hilft bei der Ursachensuche (idw)

Universität Greifswald - 03.02.2020

Arktis
wird immer grüner - Moderne Technik hilft bei der Ursachensuche 



Die Pflanzen arktischer Gebiete reagieren auf ansteigende
Sommertemperaturen. Da der Schnee früher schmilzt, beginnen die
Pflanzen im Frühjahr eher zu wachsen. Tundra-Vegetation breitet sich
in neue Gebiete aus und die Pflanzen wachsen auch höher - das
sogenannte "Ergrünen der Arktis". Ein 40-köpfiges internationales
Forschungsteam von 36 Institutionen, unter anderem der Universität
Greifswald und der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung, hat
mit Hilfe moderner Technik herausgefunden, dass die Ursachen für diese
Prozesse komplexer und variabler sind, als bislang angenommen.




[image: Foto: © Prof. Dr. Martin Wilmking]

Strauchtundra auf Grönland

Foto: © Prof. Dr. Martin Wilmking



Die Ergebnisse werden im Artikel "Complexity revealed in the greening
of the Arctic" der aktuellen Ausgabe der Zeitschrift "Nature Climate
Change" (DOI 10.1038/s41558-019-0688-1) vorgestellt.

Forschende setzen neue Techniken ein, um eine der sichtbarsten
Auswirkungen des Klimawandels zu erkennen - das sogenannte "Arctic
greening". Drohnen- und Satellitentechnologie half einem
internationalen Forscherteam, genauer nachzuvollziehen, wie die
riesigen baumlosen Regionen der Tundra grüner werden. Durch den
Vergleich von Luftaufnahmen mit Beobachtungsergebnissen am Boden kann
nun genauer beschrieben werden, wie sich die nördlichen Regionen
Europas, Asiens und Nordamerikas mit steigenden Temperaturen
verändern.

Es stellte sich heraus, dass das vom Weltraum aus beobachtete Ergrünen
der Arktis nicht nur auf die Erwärmung der Tundra zurückzuführen ist.
Satelliten erfassen auch andere Veränderungen, beispielsweise die
Zeitunterschiede bei der Schneeschmelze und die Feuchtigkeit der
Landschaft. "Neue Technologien, darunter Sensoren für Drohnen,
Flugzeuge und Satelliten, ermöglichen es Wissenschaftlern, neu
auftretende Muster des Ergrünens in Satellitenpixeln, die die Größe
eines Fußballfeldes abdecken, zu erfassen", so die Hauptautorin des
Artikels, Dr. Isla Myers-Smith von der School of GeoSciences der
Universität Edinburgh. "Mit Hilfe dieses Methodenarsenals ist es uns
nun möglich, die ökologischen Prozesse auf verschiedenen Raum- und
Zeitskalen besser zu verstehen - denn letztendlich ist es die Summe
aller Prozesse auf den verschiedensten Skalen, die wir beobachten und
analysieren können", so Professor Martin Wilmking von der Universität
Greifswald.

Professor Scott Goetz von der School of Informatics, Computing and
Cyber Systems an der Northern Arizona University ergänzt, dass diese
Forschung für unser Verständnis des globalen Klimawandels von
entscheidender Bedeutung ist. Tundrapflanzen fungieren als Barriere
zwischen der wärmenden Atmosphäre und riesigen Kohlenstoffvorräten,
die in den Dauerfrostböden gespeichert sind.

Veränderungen in der Vegetation beeinflussen das Gleichgewicht
zwischen Kohlenstoffspeicherung im Boden und Kohlenstofffreisetzung in
die Atmosphäre. Bereits geringe Abweichungen könnten erhebliche
Auswirkungen auf die Bemühungen haben, die Erderwärmung unter 1,5 Grad
Celsius zu halten. Dies ist ein Hauptziel des Pariser Abkommens. Die
aktuelle Studie wird der Forschung helfen, herauszufinden, welche
Faktoren die Erwärmung beschleunigen oder verlangsamen.

"Neben der Erfassung neuer Bilder haben Fortschritte bei der
Verarbeitung und Analyse dieser Daten - auch unter Einbeziehung
jahrzehntealter Bilder - unser Verständnis von Vergangenheit,
Gegenwart und Zukunft der Arktis revolutioniert", erklärt
Co-Hauptautor Dr. Jeffrey Kerby, der als Neukom-Fellow am Dartmouth
College forschte.

Alex Moen, Vizepräsident für Forschungsprogramme bei der National
Geographic Society, sagte: "Wir sind gespannt, welche Auswirkungen
diese Arbeit auf unser kollektives Verständnis der Arktis für kommende
Generationen haben wird."



Das in Nature Climate Change https://www.nature.com/nclimate/
veröffentlichte Papier wurde teilweise von der National Geographic
Society https://www.nationalgeographic.org/ und staatliche Stellen in
Großbritannien, Nordamerika und Europa finanziert, darunter das Arctic
Boreal Vulnerability Experiment (ABoVE) der NASA
https://above.nasa.gov/ und der britische Natural Environment Research
Council https://nerc.ukri.org/.

Die Forschung wurde auch vom Synthesezentrum des Deutschen Zentrums
für integrative Biodiversitätsforschung https://www.idiv.de/de.html
unterstützt und begleitet durch einen Workshop der National Academy of
Sciences (USA) http://www.nasonline.org/.




Weitere Informationen

Originalartikel: Complexity revealed in the greening of the Arctic.
DOI
10.1038/s41558-019-0688-1

https://www.nature.com/articles/s41558-019-0688-1

https://botanik.uni-greifswald.de/landschaftsoekologie-und-oekosystemdynamik/

Pressemitteilung der University of Edinburgh

https://www.ed.ac.uk/news/2020/arctic-on-red-alert-as-lands-grow-greener

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news730861

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution65
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INITIATIVE/414: Oderwiesen Neurüdnitz - Ausbau abwehren (BUND MAGAZIN)

BUND MAGAZIN - 4/2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Oderwiesen Neurüdnitz

Ausbau abwehren

von Severin Zillich



Per Abkommen verständigten sich Deutschland und Polen 2015 darauf,
die Oder auszubauen. Noch präsentiert sich unser fünftgrößter Fluss
auf seinem Weg zur Ostsee vergleichsweise naturnah und artenreich. Der
BUND will, dass das so bleibt.

Fische stehen selten im Brennpunkt des Naturschutzes. Tatsächlich
wirken sie ja wenig charismatisch, zu sehen bekommt man sie sowieso
nicht oft. Und wenn, sind sie für uns Laien im Wasser nur schwer zu
bestimmen. Doch auch viele Fischarten sind heute gefährdet. Zum Glück
haben Fachleute ihre Lebensräume im Blick. Zum Beispiel an der Oder.

Geschützt, doch in Gefahr

So wie Sascha Maier, der Sprecher des Arbeitskreises Wasser im BUND
Brandenburg. Wir stehen an einem sonnigen Herbsttag am Ufer der Oder,
unweit von Hohenwutzen. Hier, am »Krummen Ort«, wo der Fluss einen
Knick macht, half die Bundeswehr beim Hochwasser 1997 die brüchigen
Deiche zu halten. Und von hier verlaufen 17 Kilometer flussaufwärts
Richtung Küstrin die »Oderwiesen Neurüdnitz«, geschützt durch die
europäische Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie. Über tausend Hektar
extensiv genutzte Feuchtwiesen und Weiden schließt das Gebiet mit ein,
samt kleiner Altarme und Seen sowie trockenrasiger Erhebungen; und die
Oder selbst, bis zur Staatsgrenze in der Strommitte.

Wenn Polen und Deutschland - wie geplant - die Oder auf ganzer Strecke
vertiefen, wäre auch dieser Flussabschnitt stark betroffen. Über 400
Buhnen will man allein auf deutscher Seite sanieren und verlängern, um
den Abfluss in der Strommitte zu beschleunigen. Der Fluss soll sich
selbst ein tieferes Bett graben. Und das vorgeblich zum Schutz vor
Hochwasser: um freie Fahrt für die Eisbrecher zu gewährleisten, wenn
sich im Winter das Eis staut und an die Deiche drückt. In Wirklichkeit
will Polen die Oder wieder ganzjährig schiffbar machen, so Sascha
Maier, notfalls mit Hilfe neuer Schleusen. Für die Flussnatur wäre das
fatal.

Stör, Schnäpel und Co

Womit wir zu den Fischen in der Oder kommen. Vier Arten würden unter
der Eintiefung der Strommitte besonders leiden, weiß Christian Wolter
vom Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei. Stör
und Ostseeschnäpel, Stromgründling und Quappe vereint, dass sie in der
Strommitte leben und hier auch laichen. »Der geplante Ausbau der Oder
würde einen Großteil ihres Lebensraums zerstören. Mit der Eintiefung
würden wichtige Strukturen wie Unterwasserdünen und tiefe Kolke
verschwinden«, so Wolter.

Nun sind Stör und Schnäpel ausdrücklich durch die FFH-Richtlinie
geschützt. Zudem hat man, um den einst ausgerotteten Stör in der Oder
wiederanzusiedeln, bereits über eine Million Jungfische aus
Zuchtanlagen ausgesetzt - die entlang der »Oderwiesen Neurüdnitz«
besonders zahlreich aufwachsen.

Die Quappe wiederum ist in der Oder so häufig wie kaum sonst wo in
Europa. Auch sie droht dramatisch seltener zu werden, wenn die Oder
ausgebaut wird.

Schließlich nutzen viele weitere Fische die Strommitte zum Fressen
oder Überwintern; speziell die für die Fortpflanzung wichtigen großen
Exemplare aller Arten.

Doppelt schädlich

Den Fischen würde der Ausbau also sehr schaden - wie dem Ökosystem der
Oder und dem FFH-Gebiet als Ganzes. Denn vertieft sich die Flussmitte,
sinkt der durchschnittliche Wasserspiegel. Damit wäre die natürliche
Dynamik des Flusses unterdrückt, die wertvollen Auenwiesen vor und
hinter dem Deich fielen trocken.

Doch was ist mit den Eisbrechern? Dazu zitiert Sascha Maier
Brandenburgs Landesregierung: Bislang hätten die in den kurzen
Eisperioden problemlos operiert, eine Vertiefung sei ihretwegen nicht
nötig. Und zur Not gäbe es ja auch amphibische Eisbrecher. Sie ähneln
schwimmenden Baggern und lassen sich über Land an ihren Einsatzort
bringen.

Der BUND-Experte führt ein weiteres Argument an: Was vorgeblich dem
Schutz vor Hochwasser diene, könne im Ernstfall mehr schaden als
nützen. Denn mit verstärkten Buhnen erhöhe sich der Hochwasserscheitel
und damit der Druck auf die Deiche. Dieser Fakt würde bislang von
beiden Seiten ausgeblendet.

Ausbau illegal?

Nun dient der Hochwasserschutz Polen offenkundig nur als Vorwand. In
Wirklichkeit will unser Nachbar die Oder ganzjährig für Güterschiffe
öffnen. Dagegen wehren sich nicht nur Flussschützer*innen. Auch die
deutschen Behörden betonen, eine »verkehrliche Erschließung« der Oder
sei weder wirtschaftlich noch Teil des Abkommens.

Rechtlich ist der Ausbau sowieso fragwürdig. So ist es im
Naturschutzgebiet »Oderwiesen Neurüdnitz« verboten, »bauliche Anlagen
wesentlich zu verändern« - außer das öffentliche Interesse daran
überwiegt, wovon aus BUND-Sicht keine Rede sein kann. Was die
Wasserbehörden als Maßnahme für den Schutz vor Hochwasser werten,
verstößt laut Sascha Maier auch gegen das Verschlechterungsverbot in
FFH-Gebieten; und gegen die Maßgabe der europäischen
Wasserrahmenrichtlinie, den ökologischen Zustand der Oder zu
verbessern.

Umso unverständlicher ist, dass Polen seine Ausbaupläne großteils von
der Weltbank, der Entwicklungsbank des Europarates und der
EU-Kommission finanziert bekommt. Und dass sich weder
Bundesumweltministerium noch Bundesamt für Naturschutz öffentlich
schützend vor das Ökosystem Oder stellen.

Die Hoffnungen des BUND ruhen nun auf einer internen Prüfung der
Weltbank. Sollte die Umweltverträglichkeitsprüfung nicht auf die
Einwände der Verbände und des Landes Brandenburg (zuständig für den
Hochwasserschutz) eingehen, wäre zudem eine Beschwerde bei der
EU-Kommission möglich - und als Ultima Ratio der Gang vor Gericht.

 * 
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MELDUNG/423: Tideelbe - Stintbestände im freien Fall (BUND HH)

BUND-Landesverband Hamburg - 20. Februar 2020

Tideelbe: Stintbestände im freien Fall 

Elbe immer trüber / Vertiefung und ständige Eingriffe bringen
Ökosystem ans Limit



Das Aktionsbündnis Lebendige Tideelbe aus BUND, NABU und WWF sieht
gemeinsam mit den letzten Elbfischern im weiter anhaltenden
Zusammenbruch des Stint-Bestandes ein dramatisches Warnsignal zum
Zustand des Flusses. Die Umweltverbände fordern daher einen Stopp
sämtlicher Baggerarbeiten bis die genauen Ursachen für den Rückgang
des Stintes geklärt sind. Dafür müssen auch die dauerhaft laufenden
Unterhaltungsarbeiten und die derzeitigen Schonzeiten für die
Fischfauna überprüft werden.

"Die Stintbestände in der Elbe befinden sich weiter im freien Fall,
das zeigen auch die ersten Ergebnisse aus 2020. Dazu passen die
aktuellen Messdaten, es wird immer trüber in der Tideelbe. Trotzdem
baggern HPA und Wasser- und Schifffahrtdirektion ohne Rücksicht auf
Verluste weiter und schädigen damit den Stint und das komplette
Ökosystem. Dies konterkariert die für die Tideelbe geltenden Ziele zu
Erreichung eines guten Zustands der Natur", so das Bündnis Lebendige
Tideelbe. Als eine der wesentlichen Ursachen für den Rückgang der
Stinte gilt die zunehmende Trübung des Elbwassers. Gerade Eier und
Jungstadien des Fisches werden geschädigt, der Nachwuchs bleibt aus.
Daten der Messstation Blankenese zeigen seit 2014 einen fast
durchgängigen Anstieg der Trübungswerte. Seit 2014 ist auch der
Rückgang der Stinte bestätigt.

Anfang des Jahres ziehen die kleinen lachsverwandten Fische die Elbe
hoch, um über sandigen Flachwasserzonen auf der Höhe von Hamburg
abzulaichen. Genau in dieser Zeit setzte die Hamburg Port Authority
(HPA) auch in den letzten Jahren Baggerschiffe ein, um Schlick aus der
Fahrrinne auszubaggern. Vor allem sogenannte Injektionsverfahren, die
den Elbgrund mit hohem Wassereinsatz "verflüssigen", gelten wegen
ihrer massiven Trübungswolken und des technischen Wasserdurchsatzes
als problematisch. Zu dieser laufenden Unterhaltungsbaggerung kommen
nun verstärkend die Baggerarbeiten für die umstrittene Elbvertiefung
hinzu.

Als zentrale Fischart stellte der Stint in den letzten Jahrzehnten
rund 90 Prozent der Fischfauna in der Tideelbe. In seinen
verschiedenen Entwicklungsstadien gilt er als zentrale
Nahrungsgrundlage für viele größere Fische, Seeschwalben und andere
Vögel. Brechen die Stintbestände endgültig zusammen, wären auch diese
Arten für die Elbe wohl für immer verloren.

Die Umweltverbände sehen in den Folgen der aktuellen
Bewirtschaftungspraxis einen massiven Verstoß gegen die
Überlebensbedingungen der Fischwelt. Gerade Hamburg als eine der
reichsten Regionen Europas ist in besonderer Pflicht, die drohenden
Naturverluste zu verhindern, wenn wir die Hoffnung erhalten wollen,
dass sich Wohlstand mit Naturerhalt verbinden lässt.
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STELLUNGNAHME/597: Standortauswahlverfahren Endlager - Sicher ist das nicht! (Gorleben Rundschau)

Gorleben Rundschau XI-XII/2019 - 42. Jahrgang, Ausgabe 1072

Wir sind die Wenden: Energie · Klima · Mobilität · Gesellschaft

Sicher ist das nicht!

Die BI nimmt Stellung zum Entwurf der Sicherheitsanforderungen für ein
Endlager



Sicherheit - Welche Anforderungen werden an die Sicherheit
eines Atommülllagers gestellt? Wie wird die Sicherheit bewertet? Die
Beantwortung dieser Fragen ist wesentlicher Teil des
Standortauswahlverfahrens. Das Bundesumweltministerium hat dazu den
Entwurf einer Verordnung publiziert und die Öffentlichkeit um
Stellungnahmen gebeten. Wolfgang Ehmke kommentiert das Papier aus
Sicht der Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg.


Der Entwurf geht wie selbstverständlich davon aus, dass
hochradioaktive Abfälle in tiefengeologischen Schichten endgelagert
werden. Als Gesteinsformationen kommen demnach Salz, Ton und
Kristallin in Frage.

Schon diese Fixierung auf ein tiefengeologisches Endlager hält die
Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg (BI) für falsch. An keiner Stelle
des Entwurfs wird ein Türchen dafür geöffnet, dass neue
wissenschaftliche Erkenntnisse und technische Möglichkeiten zu einem
Rücksprung bei der Endlagersuche führen können, um beispielsweise eine
Lagerung in tiefen Bohrlöchern zu präferieren.

Ein Endlager? Oder zwei?

Im Standortauswahlgesetz (Stand AG) war ursprünglich davon die Rede,
dass ein Endlager für "insbesondere" hochradioaktive Abfälle errichtet
werden soll. Das rief seinerzeit Kritik hervor, weil befürchtet wurde,
dass am Ende ein einziges Atommülllager für alle Arten von strahlendem
Müll entstehen könnte. Zusammen mit anderen Playern hatte die
Anti-Atom-Bewegung auf die Streichung des Wörtchens "insbesondere"
hingewirkt. Unklar blieb daraufhin aber, wohin die Abfälle, die
möglicherweise eines Tages aus der havarierten Asse II geborgen
werden, verbracht werden und was mit dem Müll aus der
Urananreicherungsanlage in Gronau und der Brennelementefabrik in
Lingen geschehen soll.

Im jetzt vorgelegten Entwurf ist nun aber erneut die Rede davon, dass
am Standort eines prospektiven Endlagers für hochradioaktiven Müll
auch ein weiteres, "separates" Bergwerk aufgefahren werden soll -
räumlich und infrastrukturell getrennt voneinander -, das schwach- und
mittelaktive Abfälle aufnehmen soll, es sei denn, das Volumen dieser
Abfälle wäre geringfügig. Ein zweites Endlager am gleichen Standort?
Ist das nicht die klammheimliche Rückkehr des Wörtchens
"insbesondere"?

Folgt man nämlich der neuen Formulierung, wird klar, dass eine weitere
Schachtanlage am gleichen Standort unweigerlich errichtet werden muss:
Das Bundesumweltministerium (BMU) selbst schätzt die Menge des
Atommülls allein aus der havarierten Asse auf 175.000 bis 220.000
Kubikmeter, also ein Vielfaches der rund 24.000 Kubikmeter
hochradioaktiver Abfälle. Und auch die Atomanlagen in Gronau und
Lingen mit ihren unbegrenzten Laufzeiten produzieren strahlenden Müll.
Das BMU geht hier von rund 100.000 Kubikmetern aus. Die sich daraus
abzeichnende Notwendigkeit, zwei Endlager an einem Standort zu
errichten, hat erhebliche Folgen für die Auswahl in Frage kommender
Standorte: Erstens lassen die Referenten offen, ob zwei Endlager in
einem einschlusswirksamen Gebirgsbereich errichtet werden sollen. Und
zweitens, das ist besonders wichtig, reduziert sich durch das große
Abfallvolumen und den großen Flächenbedarf die Zahl möglicher
Standorte für ein "bestmögliches" Endlager, was zu Lasten der
Sicherheit beim Endlager für hochradioaktiven Müll gehen könnte.

Fair und wissenschaftlich notwendig wäre einzig der Verzicht auf den
Schacht Konrad für schwach- und mittelaktive Abfälle, in den die
Asse-Abfälle und der Müll aus der Urananreicherung aus
Sicherheitsgründen ohnehin nicht verbracht werden darf. Die Suche für
ein separates Endlager für die schwach- und mittelaktien Abfälle muss
also ebenfalls neu beginnen. Es muss auch hier ein vergleichendes
Verfahren geben und die Nachnutzung eines Erzbergwerks - wie beim
Schacht Konrad - muss aus Sicherheitsgründen ein Tabu bleiben.

Erst wenn klar ist, dass nur ein Endlager an einem Standort in einem
eignungshöffigen Wirtsgestein errichtet werden soll, kann man folglich
Aussagen zum Sicherheitskonzept treffen.

Ereignisse - zu erwarten oder rein hypothetisch?

Der jetzt vorliegende Entwurf unterscheidet bei der Betrachtung der
Langzeitsicherheit zu erwartende, abweichende und hypothetische
Entwicklungen innerhalb des Nachweiszeitraums von einer Million
Jahren. Völlig unverständlich ist, dass unter "hypothetischen
Entwicklungen" das "unbeabsichtigte menschliche Eindringen" in das
Endlager gefasst wird, statt es unter "zu erwartende" Entwicklungen zu
fassen.

Abweichende und hypothetische Entwicklungen des Endlagersystems dürfen
bei einer Sicherheitsuntersuchung nicht aussortiert werden, also nicht
unter den Tisch fallen, es sei denn, es wird eingeräumt, dass der
Nachweiszeitraum von einer Million Jahren einfach nur "gegriffen" und
deshalb auch gar nicht beherrschbar ist. Aus Sicht der BI gehören die
Aspekte "Einwirkungen Dritter" und die Proliferationsgefahr nicht als
unwahrscheinlich herabgestuft. Die Welt ist kein friedlicher Ort, und
es spricht wenig dafür, dass sich das in der Zukunft ändern wird.

Keine Sicherheit ohne Barriere

Der unabdingbare Hinweis auf die Notwendigkeit eines wasserabweisenden
Deckgebirges über dem einschlusswirksamen Gebirgsbereich als
wesentliche Barriere wurde im StandAG leider degradiert zu einem
bloßen Abwägungskriterium. Ohne eine solche Sicherheitsbarriere gibt
es aber keine "Sicherheit". Schon im "Zwischenbericht" der
Physikalischen Bundesanstalt (PTB) aus dem Jahr 1983 zum Salzstock
Gorleben hieß es, dass bereits nach 600 Jahren nördlich der Elbe der
Austritt kontaminierter Wässer zu erwarten sei, weil die tonigen
Sedimente über dem Salzstock Gorleben keine Rückhaltefunktion hätten -
sie sind auf einer Fläche von rund 7,5 Quadratkilometern nicht
durchgängig.

Nachrichten an die ferne Zukunft

Im Entwurf heißt es dazu: "Die Dokumentation [über Lage und Art des
Atommülllagers, Anm. d. Red.] muss an mindestens zwei räumlich und
organisatorisch voneinander getrennten Stellen möglichst langfristig
verfügbar und lesbar gehalten werden." Die Dokumentationspflicht endet
dem Entwurf zufolge mit Ablauf von 500 Jahren nach Verschluss des
Endlagers.

Setzen die Autoren hier auf das Vergessen und Verschwinden? Die
Menschheitsgeschichte ist ja davon geprägt. Axel Hacke umreißt in
einem Beitrag für das SZ-Magazin, was so alles dem Vergessen und
Verschwinden anheimfallen wird, und man kann die Liste fortsetzen: Die
DDR zum Beispiel ist schon weg und man erinnert kaum noch, wo einst
die Mauer in Berlin stand. Die Gletscher verschwinden, kommen aber
vielleicht mit den Eiszeiten in den nächsten eine Million Jahren
zurück und schieben den Atommüll durchs Land. Bedroht sind auch die
Handschrift, die Zeitungsleser, die SPD, das Dieselauto, die Metzgerei
um die Ecke ... Fragen Sie mal Schüler/-innen einer 10. Klasse, was
ein Walkman war.

Im Ernst: Nötig wären Forschungsaufträge, wie über Ewigkeitszeiträume
hinweg kommunizierbar ist, wo der Atommüll vergraben wurde.
Schließlich darf er bei der Suche nach Rohstoffen nicht wieder
ausgegraben werden. In 500 ebensowenig wie in 100.000 Jahren.

 * 
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GENTECHNIK/320: Glyphosat - Kosten für die Erben ... (SB)



Glyphosat und andere Pestizide sind nicht das einzige giftige Erbe,
das Monsanto in die Ehe mit Bayer eingebracht hat, der US-Konzern ist
auch für eine Reihe chemikalienverseuchter Gebiete, sogenannter
Superfund-Stätten, verantwortlich. Bereits der Abbau von
Grundsubstanzen wie Phosphor für die Glyphosatherstellung zeitigt
ökotoxische Folgen, angefangen vom Auftürmen von Schlackehalden mit
radioaktiven Substanzen über Quecksilberemissionen, von denen
landwirtschaftliche Flächen belastet werden, bis zur Verseuchung von
Grundwasser durch Selen, Fluoride, Nitrate und andere chemische
Substanzen.

Das Produktionssystem der Grünen Gentechnik, in dem der Wirkstoff
Glyphosat als Hauptbestandteil des weltweit am meisten eingesetzten
Herbizids Roundup einen festen Platz einnimmt, kann einzig und allein
deshalb mit anderen, sehr viel weniger schädlichen
landwirtschaftlichen Produktionsmethoden konkurrieren, weil die
Kosten zur Beseitigung der Schadensfolgen externalisiert, also der
Gesellschaft aufgelastet werden. Würden sie dagegen eingerechnet,
würde niemand Glyphosat kaufen, weil das Produkt zu teuer wäre.

Die größte Aufmerksamkeit hat das umstrittene Herbizid durch seine
Verwendung errungen. In den USA wurde eine Klagewelle gegen Monsanto
- nunmehr Bayer - losgetreten. Mehr als 42.000 Personen erheben einen
Rechtsanspruch auf Entschädigung von Bayer.

Breiter bekannt wurde die Problematik der Umweltschäden, die bereits
bei der Glyphosatproduktion entstehen, vor zwei, drei Jahren im Zuge
der Übernahmevorbereitungen von Monsanto durch Bayer. Damals war auch
zuvor unter Verschluß gehaltener E-Mailverkehr zwischen dem
US-Unternehmen und der Umweltschutzbehörde EPA veröffentlicht worden.
Bart Elmore, Assistenzprofessor für Umweltgeschichte an der
Staatsuniversität von Ohio und Carnegie Fellow der Denkfabrik New
America, schrieb am 1. April 2017 für das Dissent Magazine über
"Monsanto´s Superfund Secret". [1]

Der Umwelthistoriker hat die Anfänge der Glyphosatherstellung ab den
1950er Jahren beleuchtet. Damals betrieb die Monsanto-Tochter P4
Production LLC eine Phosphatmine nahe des Städtchens Soda Springs im
Bundesstaat Idaho, im Nordwesten der USA gelegen. Glyphosat enthält
18,3 Massenprozent des Elements Phosphor, was ganz nebenbei auch dazu
geführt hat, daß das Herbizid mancherorts zur Überdüngung beiträgt.
Denn als Bestandteil des Wirkstoffs wurden seit 1974 weltweit 18,3
Milliarden Kilogramm auf die Felder gesprüht, und da in manchen
Regionen eine Übersättigung mit Phosphor stattgefunden hat, wird das
Element in die Gewässer gespült. Zwar sei die Gesamtmenge verglichen
mit Phosphor aus der Düngung gering, dürfe aber inzwischen aufgrund
des wachsenden Gebrauchs von Glyphosat nicht vernachlässigt werden,
heißt es in einer kanadischen Studie aus dem vergangenen Jahr. [2]

Im folgenden soll es jedoch weder um Überdüngung noch um den Einsatz
von Glyphosat gehen, sondern um dessen Herstellung. In seinem Bericht
schildert Elmore, was er beim Besuch des Monsanto-Werks in Idaho
beobachtet hat:

"Ich suchte es im letzten Sommer auf und war erschrocken über das,
was ich dort sah. Gegen 21.00 Uhr stand ich außerhalb eines
Stacheldrahtzauns und beobachtete, wie im Abstand von etwa 15 Minuten
Lastwagen eine radioaktive Schmelze über den Rand eines rasch
wachsenden Bergs von Abraum abgekippt haben. Der Nachthimmel war hell
erleuchtet. Nur wenige Dutzend Meter entfernt grasten im Lichtschein
der glutflüssigen Schlacke Pferde auf einer Weide. In der Ferne wogen
Gerstenfelder für das Bier von Budweiser."

Zur Phosphorgewinnung wird phosphathaltiges Gestein abgebaut und
erhitzt. Es entsteht eine Schmelze, die radioaktive Partikel enthält.
Jahrelang hatte Monsanto die erkaltete Schlacke an die Menschen in
Soda Springs und dem benachbarten Pocatello verkauft. Dort wurde das
Material für den Bau von Häusern oder das Pflaster von Auffahrten
verwendet. Erst in den 1980er Jahren führte die
US-Umweltschutzbehörde radiologische Messungen durch und warnte die
Menschen vor dem Risiko einer erhöhten Exposition mit Gammastrahlen.
Mache man weiter wie bisher, lautete das Untersuchungsergebnis, läge
die Wahrscheinlichkeit, binnen vier Jahrzehnten an Krebs zu
erkranken, in Pocatello bei 1 zu 2500 und in Soda Springs bei 1 zu
700.

So ein vermögens- und profitmindernder Befund kam weder bei Monsanto
noch den Grund- und Hausbesitzenden gut an. Letztere befürchteten
einen Wertverlust ihrer Liegenschaften. Was also tun? Als sei die
anfängliche Analyse nicht genug, ließ die EPA weitere Studien
durchführen, die das Ergebnis relativierten. Nichtsdestotrotz haben
der Bürgermeister von Soda Springs und der Stadtrat den Verkauf der
Schlacke an die Gemeindemitglieder verboten.

Elmores Erkundigungen bei einem Experten zufolge soll die
Radioaktivität der Schlacke zwar nicht die zulässigen Grenzwerte
überschreiten, allerdings hat die Phosphorous Slag Technical Work
Group, eine technische Arbeitsgruppe, die sich mit der
phosphorhaltigen Schlacke befaßt und der unter anderem Monsanto und
die EPA angehörten, den Hausbesitzerinnen und -besitzern von Soda
Springs geraten, im Falle einer gefährlichen radioaktiven
Kontamination in Erwägung zu ziehen, "weniger Zeit im Keller zu
verbringen". [3]

Ganz so harmlos kann das nicht gewesen sein. Ähnliche Umweltvergehen
Monsantos, die nichts mit Glyphosat oder der Grünen Gentechnik zu tun
haben, liefen stets nach dem gleichen Muster ab: Erst vergiften, dann
vertuschen, verschleiern und verharmlosen und am Ende eventuelle
Klagen verschleppen.

1990 war das Monsanto-Werk, das einen so hohen Energieverbrauch wie
Kansas City mit seiner Bevölkerungszahl von 150.000 hat, von der
US-Umweltschutzbehörde zur Superfund-Stätte erklärt worden. Die Gifte
sollten beseitigt und entsorgt werden. Neben Phosphatresten betrifft
das unter anderem Cadmium, Selen und Radium. Vor sieben Jahren
erklärte die EPA, daß weiterhin besorgniserregende Substanzen ins
Grundwasser wanderten und daran in absehbarer Zeit nichts zu ändern
ist.

Die Quecksilberemissionen des Werks liegen über den von der
Obama-Regierung verhängten Grenzwerten. Die drei in der Nähe von Soda
Springs liegenden Monsanto-Minen Ballard, Henry und Enoch Valley
wurden ebenfalls als Superfund-Stätten deklariert. Insbesondere Selen
gilt - in dieser hohen Konzentration - als gefährlich. Rund 600
sogenannte Nutztiere wie Pferde, Rinder und Schafe sind gestorben,
weil sie selenhaltiges Wasser gesoffen oder selenkontaminierte
Pflanzen gefressen hatten, berichtete die US-Rechnungshof GAO
(Government Accountability Office). Nicht alle Fälle waren Monsanto
zuzuschreiben, denn auch andere Unternehmen haben in der Region
Phosphat abgebaut, aber der Agrochemiekonzern war darin federführend.
[4]

Wer bezahlt die enorm hohen Kosten für die Beseitigung der
Umweltchemikalien und die Renaturierungsmaßnahmen?

Hatten die US-Behörden früher noch einen nennenswerten Eigenanteil
bei den Verursachern eingetrieben oder bestimmte Industriezweige mit
Sondersteuern belegt, um die Sicherungsmaßnahmen der
Superfund-Stätten zu finanzieren, werden ungefähr seit dem Jahr 2001
fast ausschließlich die Steuerzahlenden zur Kasse gebeten. Im Jahr
2020 sind in den Vereinigten Staaten von Amerika 1335 Standorte als
Superfund-Stätten anerkannt. Der im März 2019 verabschiedete und zur
Zeit noch geltende EPA-Haushalt sieht für Superfund-Aktivitäten 1,029
Milliarden Dollar vor. Das Geld fließt bei weitem nicht nur in die
von Monsanto zu verantwortenden Schadensgebiete, aber eben auch. [5]

Wie gesagt, die Kosten werden von den Steuerzahlerinnen und -zahlern
und nicht den Unternehmen eingetrieben. Aber wer zahlt die Steuern?
Jedenfalls nicht die Superreichen! Sie verfügen über ein so großes
Vermögen, daß einige von ihnen sogar eine Initiative gestartet und an
die Regierung in Washington appelliert haben, sie möge doch bitte die
Steuern für sie erhöhen. [6] Die Superreichen sorgen sich um die
Bewahrung des sozialen Friedens und befürchten, sie könnten alles
verlieren, wenn sie nicht einen Teil von dem zurückgeben, was sie
sich zuvor angeeignet haben.

Monsanto wirbt damit, daß es 1996 sowohl mit dem Presidential Award
for Sustainable Development für seine "Pionierarbeit zu nachhaltigen
Technologien" als auch mit dem Presidential Green Chemistry Challenge
Award für umweltbewußte Systeme bei der Herstellung von
glyphosathaltigen Herbiziden ausgezeichnet wurde. [7] Die
"superfundmäßigen" Umweltschäden aus der Glyphosatherstellung zeigen,
daß hier offensichtlich der Bock für die Gartengestaltung
ausgezeichnet wurde.

Und es geht weiter: Der Monsantonachfolger Bayer hat beim Bureau of
Land Management (BLM) einen Antrag zur Eröffnung einer neuen
Phosphatmine in Caldwell Canyon, nördlich von Soda Springs, gestellt.
[8] Da die alte Mine erschöpft ist, setzt Bayertochter P4 Production
LLC darauf, dort ab 2023 mit der Produktion von Phosphor beginnen zu
können. Es soll die umweltfreundlichste Mine des Landes und auf
keinen Fall eine neue Superfund-Stätte werden, verspricht das
Unternehmen Bayer ...


Fußnoten:

[1] https://www.dissentmagazine.org/online_articles/monsanto-roundup-production-superfund-sites-radioactive

[2] Im vergangenen Jahr berichteten Marie-Pier Hébert und ihre
Kollegen vom Department of Biology der McGill University in Montréal
in "Frontiers in Ecology and the Environment" der Ecological Society
of America, daß Phosphor aus dem Versprühen von Glyphosat ein
vernachlässigter Faktor bei der Umweltbewertung von Überdüngung ist.
Zwischen 1993 und 2014 habe sich die durchschnittliche Menge an
Phosphor, die mit diesem Herbizid auf die Felder gesprüht wird, von
1,6 auf 9,4 kg/km² versechsfacht. Bei Feldern, auf denen besonders
viele glyphosat-resistente Pflanzen wachsen, schoß der Wert sogar auf
20 kg/km² empor.

https://esajournals.onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.1002/fee.1985

[3] https://siphidaho.org/comhealth/slag.php

[4] https://civileats.com/2019/06/24/roundups-other-problem-glyphosate-is-sourced-from-controversial-mines/

[5] https://www.epa.gov/sites/production/files/2019-03/documents/fy-2020-epa-bib.pdf

[6] https://www.welt.de/wirtschaft/article195830249/Besteuert-uns-staerker-US-Milliardaere-fordern-hoehere-Steuern-fuer-Superreiche.html

[7] https://monsanto.com/app/uploads/2017/06/back_history.pdf

[8] https://civileats.com/2019/06/24/roundups-other-problem-glyphosate-is-sourced-from-controversial-mines/
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WETTBEWERB/349: BUND startet niedersachsenweites Wildbienen-Projekt mit Fotowettbewerb (BUND NI)

BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 20. Februar 2020


BUND startet niedersachsenweites Wildbienen-Projekt mit Fotowettbewerb




In Niedersachsen leben etwa 360 verschiedene Wildbienenarten. Über 60
Prozent davon sind in ihrem Bestand gefährdet - durch Intensivierung
der Landwirtschaft, Einsatz von Pestiziden, das Verschwinden
vielfältiger Strukturelemente und den Klimawandel. Mit der Zahl der
Wildbienen schrumpft seit Jahren auch die Zahl der Artenkenner*innen.
Um dieser Tendenz entgegenzuwirken, startete der BUND Niedersachsen
gestern sein Projekt "Wildbienen fliegen auf Niedersachsen". Die
Auftaktveranstaltung im Landesmuseum Hannover bereicherte der bekannte
Wildbienenexperte Paul Westrich mit einem Vortrag "Von Baumeistern,
Blumenschläfern und Pollensammlern" vor 150 Wildbienen-Fans.

Wesentlicher Bestandteil des Projektes ist ein Fotowettbewerb, der von
einem breiten Mitmachangebot aus Exkursionen, Bestimmungskursen und
Vorträgen in ganz Niedersachsen flankiert wird. "Mit dem Projekt
möchte der BUND mehr Menschen für den Wildbienenschutz sensibilisieren
und begeistern und sie zu Wildbienen-Kenner*innen machen", sagt Jakob
Grabow-Klucken, der das BUND-Projekt leitet. "Die Veranstaltungen
sollen ihnen die Möglichkeit geben, verschiedene Wildbienenarten zu
entdecken und diese Erlebnisse mit der Kamera einzufangen."

Unterstützt wird das Projekt vom Landesmuseum Hannover und dem
Netzwerk Wildbienenschutz e. V., gefördert von der Niedersächsischen
Bingo-Umweltstiftung. "Die 'wilden Verwandten' der Honigbiene
übernehmen einen beträchtlichen Anteil an der Bestäubungsleistung und
spielen damit eine wichtige Rolle in Ökosystemen," erläutert Karsten
Behr, Geschäftsführer der Bingo-Umweltstiftung, die Unterstützung. "Um
diese bedrohten Insektenarten zu stärken, fördern wir die "Foto-Jagd"
auf Wildbienen im Rahmen dieses BUND-Projektes."

Besucher*innen des Landesmuseums Hannover werden den kleinen Insekten
zukünftig auch verstärkt in den NaturWelten begegnen. Gemeinsam mit
dem Museum gestaltet der BUND die Ausstellungsfläche "Wildbienen in
der Lüneburger Heide" neu und informiert dabei über Arten, die sich
auf die Besenheide spezialisiert haben. "Wildbienen sind ein
unverzichtbares Glied der Biodiversität und damit existenziell für das
Fortbestehen der hiesigen Flora und Fauna. Als vielseitiges
Ausstellungshaus ist es uns ein Anliegen, unsere Besucher*innen über
die Facetten unserer Umwelt zu informieren und das Bewusstsein für
deren Erhalt zu stärken", erläutert Christiane Schilling, Kuratorin
der NaturWelten im Landesmuseum Hannover, bei der gestrigen Eröffnung
der Ausstellungsfläche.

Bis zum 31. August 2020 können Wildbienenfotos beim BUND Niedersachsen
eingereicht werden. Unter allen Einsendungen kürt eine Fachjury die
zwölf schönsten Fotos, die dann in einem Kalender 2021 veröffentlicht
werden. Bereits vor dem Einsendeschluss wird unter den eingegangenen
Bildern eines jeweiligen Monats ein "Wildbienenfoto des Monats"
ausgewählt. Die Teilnehmer*innen erwarten tolle Preise rund um den
Wildbienenschutz.

Nähere Informationen rund um den Wettbewerb finden Sie auf

www.bund-niedersachsen.de/wildbienenwettbewerb

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 20.02.2020
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ERSTAUFLAGE/1046: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3052 (SB)

Christian Montillon

Terra

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3052



Dyoversum, Solsystem, Terra, Luna, 25. September 1674 NGZ bis 11.
November 2046 NGZ

Perry Rhodan ist mit Sichu Dorksteiger, Iwán/Iwa Mulholland und Farye
Sepheroa mit der ORATIO ANDOLFI auf dem Weg nach Terra, um sich auf
NATHANs Anweisung hin mit Rico zu treffen, dem mindestens 10.000 Jahre
alten Roboter Atlans, der nach der Versetzung der Erde ins Dyoversum
plötzlich wieder in Erscheinung getreten ist und dann zweiter
Bürgermeister von Neu-Atlantis wurde. Ghizlane Madouni, die die
Besucher mit ihrem Schiff zur Erde bringen soll, weist ihren
Stellvertreter an, diesen Auftrag zu übernehmen, weil sie zusammen mit
ihrem Sicherheitschef Torr Nishal dem Attentat, das auf Perry Rhodan
und seine Begleiter - sie eingeschlossen - verübt worden ist,
nachgehen will.

In diesem Zusammenhang kontaktiert sie Jindo Kubertin, den
Kommandanten der Lunaren Flotte, mit dem sie einst eine Beziehung
hatte. Aus TLD-Unterlagen weiß sie, daß etwa zwanzig Angehörige der
Lunaren Flotte mit den Vanothen sympathisieren und erhofft sich
Hinweise von Kubertin, wem dieser Zwanzig das Attentat zuzutrauen ist.
Noch bevor er die Liste einsehen kann, wird Alarm ausgelöst. Der
einzige auf Luna verbliebene Onryone, ein eigentlich harmloser
Eigenbrötler namens Eccpre Allocnar, hat einen Raumjäger gestohlen und
fliegt Richtung OCHVRUR, dem Flaggschiff der Topsider, auf dem
Kommandantin Hokkno auf die Auslieferung Perry Rhodans wartet.

Auf der ORATIO ANDOLFI hört sich Mulholland telepathisch um, was die
Besatzungsmitglieder möglicherweise über die Attentäter wissen.
Etliche Mitglieder der Schiffssicherheit glauben, daß der Vano, der
Anführer der Vanothen, der vor einiger Zeit auf dem Mars untergetaucht
ist, dahinter steckt und vermutlich einem Plan folgt, der der
Prophezeiung Jathao Vanoths zugrunde liegt, der die Ankunft Rhodans
vorausgesagt hat. Die Sicherheitsleute gehen davon aus, daß der Vano
viele Bereiche der Liga infiltriert und wahrscheinlich auch im
Geheimdienst TLD Schläfer hat, die auf ihren Einsatz warten.

Am 11. November werden Perry Rhodan und seine Begleiter von Rico und
der ersten Bürgermeisterin von Neu-Atlantis, der Arkonidin Xaphia da
Zavaron, empfangen. Sie treffen mit der Residentin Orfea Flaccu und
dem TLD-Direktor Sloud Silverman zusammen und erörtern das Problem des
topsidischen Ultimatums, das in vier Tagen ablaufen wird. Es gibt eine
offizielle Vertreterin der Topsider auf Terra. Die gibt sich aber
unnachgiebig und droht mit Krieg, wenn Rhodan und die TESS QUMISHA
nicht ausgeliefert werden. Ein Angriff der Topsider muß aber um jeden
Preis verhindert werden, da Terra dafür nicht gerüstet ist. Ausliefern
will Flaccu Perry Rhodan jedoch auch nicht. Der zieht in Erwägung,
sich selbst zu stellen, um einen Krieg zu verhindern.

Orfea Flaccu war lange Jahre Botschafterin auf Topsid. Sie steht in
Kontakt mit der Gelegemutter, die sie als zwiegespalten beschreibt.
Das Staatsoberhaupt der Topsider steht der LFG nicht absolut ablehnend
gegenüber, ist neugierig und verspricht sich von einer möglichen
Kooperation wirtschaftlichen und technischen Fortschritt, allerdings
will sie auch die Hegemonie des Sternengeleges nicht gefährden.

Während Sichu Dorksteiger es vorzieht, zusammen mit dem Vergleichenden
Historiker Tergén das Institut zur Erforschung des Dyoversums im
Gestänge des Pluto zu besuchen, lassen sich Perry, Farye und Iwán/Iwa
zur Maurits-Vingaden-Klinik bringen, wo sich Homer G. Adams in
Suspension befindet. Perry Rhodan hätte sich gerne mit ihm beraten,
doch der Advisor wird erst in zehn Tagen aus der Suspension geholt, in
der sich sein Zellaktivator regeneriert. Sloud Silverman berichtet,
daß die Klinik von TLD-Agenten gesichert wird, da es Gerüchte über
eine Attacke der Vanothen auf Homer G. Adams gibt, der ihnen als
Vertreter der alten Welt ein Dorn im Auge ist. Rhodans Ankunft hat die
Lage zugespitzt.

Doch der TLD ist selbst von Vanothen unterwandert. Beim Besuch des
Suspensionsalkovens wird ein Anschlag verübt. Gorin Palotta, ein
langgedienter TLD-Agent, hat einige TARA-Roboter umprogrammiert, die
das Feuer eröffnen und dabei den einzigen topsidischen TLD-Agenten
erschießen. Der Vanothe und seine Roboter bauen einen Transmitter um
den Suspensionsalkoven auf und lassen sich abstrahlen. Iwán/Iwa
Mulholland und Perry Rhodan folgen per Schmerzensteleportation.

Homer G. Adams ahnt nichts von den Ereignissen, die sich inzwischen
auf Terra zuspitzen. Er träumt von der Vergangenheit, davon wie er am
25. September 1674 NGZ zusammen mit Amalia Serran am Grab des Thesan
Jathao Vanoth steht, der an einer nur ihm bekannten Krankheit
gestorben ist und von den Ylanten auf Luna begraben werden wollte. Bei
dem Gedanken an ein zweites Grab fällt Homer die LFG-Residentin Gisso
Appelles ein, die sich nach 60 Amtsjahren nicht mehr wiederwählen
lassen wollte. Der junge couragierte Tomasso Coen wird ihr Nachfolger.
Er forciert die Entwicklung neuer Entdecker-Raumschiffe, um die
Expansion der LFG in diesem Teil des Dyoversums voranzutreiben.

Mit den neuen Schiffen der VASCO-Klasse erreichen die Terraner
erstmals das System der Beteigeuze, wo es wie zuvor bei der Wega zu
einem Zusammenstoß mit den Topsidern kommt, die ein Beiboot mit 86
Besatzungsmitgliedern vernichten. Die topsidische Befehlshaberin
Peran-Gord behauptet, auf dem vierten Planeten wäre eine
Patronatssonde stationiert, die allen Ankömmlingen signalisiert, daß
sie fremdes Hoheitsgebiet verletzen, wenn sie weiterfliegen. Doch
Vehara Togan, die Kommandantin der Liga-Flotte, argumentiert, diese
Sonde könnte man gar nicht bemerken, denn sie sendet kein Signal aus,
das stark genug ist, es außerhalb des Systems zu empfangen.

Homer G. Adams versucht von Terra aus über Hyperfunk zu vermitteln und
lädt Peran-Gord nach Terra ein. Sie fordert den sofortigen Abzug der
terranischen Schiffe. Die brauchen aber einige Zeit, um mit
LOOKOUT-Sonden einen sicheren Kurs durch den Linearraum festzulegen.
Außerdem müsse noch ein Beiboot, das auf dem vierten Planeten gelandet
sei, zurückkehren. Was sie verschweigt, ist, daß sich an Bord dieses
Schiffes zwei Yura befinden - Ureinwohner des vierten Planetens, die
von den Topsidern dazu versklavt werden, für sie Rohstoffe abzubauen.
Die beiden intelligenten Kopffüßler werden nach Terra gebracht, wo sie
sich sehr wohlfühlen. Rico kümmert sich um sie und schafft ihnen in
der arkonidischen Siedlung Neu-Atlantis, die er zur neuen
Technikschmiede Terras ausbauen will, eine auf ihre Bedürfnisse
ausgerichtete Unterkunft.

Auf Terra leben Nachfahren der Topsider, die es mit dem CEE ins
Zwillingsuniversum verschlagen hat, doch sie wollen sich nicht gegen
ihre Artgenossen aus diesem Teil des Dyoversums stellen. Homer G.
Adams hofft nun, daß der alte topsidische Wissenschaftler
Carmo-Wirktar, der auch schon vor dem CEE auf der Erde lebte,
vermitteln kann.

Eine weitere Erinnerung führt Adams zum dritten Grab - das seiner
Lebensgefährtin Amalia, die an schleichendem Genverfall litt. Er hat
sie bis zu ihrem Ende begleitet und versprochen, ihr den Wunsch zu
erfüllen, ein ENTDECKER-Schiff nach ihr zu benennen.

In der Gegenwart des Jahres 2046 NGZ spitzt sich die Lage im Solsystem
zu, wo der Versuch, den Flug des Onryonen zu stoppen, mißlingt.
Kubertin hat seine fähigsten Piloten eingesetzt, um den gestohlenen
Raumjäger manövrierunfähig zu schießen. Unerklärlicherweise versagen
die beiden, obwohl sie in guter Position sind. Erst nachgeschickte
Einheiten der Lunaflotte können Eccpre Allocnar stoppen, der, als er
später verhört wird, behauptet, er hätte keinen Einfluß auf den Flug
gehabt. Er habe nur nach dem Reich Ryo suchen wollen, das Angehörige
seines Volkes angeblich nach dem CEE gegründet haben. Ein anonymer
Jägerpilot habe ihm geholfen, den Raumjäger zu kapern, dann habe ein
Autopilot die Kontrolle übernommen und auch der Funk sei ausgefallen.

Kubertin glaubt ihm. Vor allem als eine Untersuchung des Jägers
bestätigt, daß dessen Positronik manipuliert worden ist. Er hatte
während des Zwischenfalls die topsidische Kommandantin der OCHVRUR
angefunkt, um ihr zu versichern, daß der sich nähernde Jäger nicht im
Auftrag der Lunaren Flotte fliegt. Sie hatte es dennoch als
kriegerischen Akt ausgelegt und mit Vergeltung gedroht. Offensichtlich
gibt es in der Flotte Leute, die einen Krieg mit den Topsidern
forcieren wollen.

Ghizlane Madouni verdächtigt die beiden Piloten Nigella Schöman und
Ove Heller, die den Jäger verfehlt haben, dies absichtlich getan zu
haben. Sie schlägt vor, die beiden zusammen mit ihrem Sicherheitschef
Torr Nishal zu beschatten. Die beiden verfolgen die Verdächtigen bis
zur verlassenen Onryonenstadt Iacalla. Dort verschwinden sie in einem
kleinen Gebäude. Kurz darauf mißt Nishal eine hohe Energieemission an.
Als die beiden im Keller des Gebäudes ankommen, finden sie einen
Käfigtransmitter, der noch auf die Gegenstation geschaltet ist.
Ghizlane Madouni läßt sich kurzentschlossen ebenfalls an den Ort
versetzen, wohin sich die verdächtigen Piloten abgesetzt haben ...

21. Februar 2020
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TRANSMITTER/330: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 21.02.2020 (Pabel-Moewig)



Liebe Leserinnen und Leser,

rings um unseren Verlagssitz tobt seit dem gestrigen "Schmutzigen
Donnerstag" die fünfte Jahreszeit. Ob's Fasnet, Fasching, Karneval
auch im Perryversum gibt? Wenn ja, dann sicher mit Vurguzz, dem
grünen Weltraumschnaps ...

PERRY RHODAN-Serie

Heute erscheint mit dem PERRY RHODAN-Roman 3053 "Mars" der
Abschlussband des PERRY RHODAN-Vierteiler "Zerozone".

Das Titelbild von Arndt Drechsler verheißt auf jeden Fall, dass es
für euch Leser eine Unterhaltung geben könnte, die knallig wird!

Außerdem erwartet euch die vierwöchentliche Beilage "Fanszene Nr.
14", betreut von Christina Hacker. Aber keine Sorge, es wird einen
weiteren Vierteiler geben, der auf der Erde und ihrer "neuen"
interstellaren" Umgebung spielt. Einer der Autoren ist Christian
Montillon, welcher diesmal aber nicht alle vier Romane allein
verfassen wird. (Weitere Informationen folgen. Versprochen!) Wir sind
uns sicher, dass die ein oder andere Überraschung auf euch Leserinnen
und Leser warten wird ...

Kommende Woche wird dann im PERRY RHODAN-Band 3054 die vierte
STELLARIS-Geschichte von Ulf Fildebrandt veröffentlicht. Die
Kurzgeschichte trägt den Namen "Die Runde machen" und erzählt von
einem Außerirdischen, der an Bord der STELLARIS mit speziellen
Problemen zu kämpfen hat ...

(Der Roman an sich ist ja sowieso etwas Besonderes: "Die letzte Welt
der Vecuia" wurde von Dennis Mathiak geschrieben, der damit seinen
Einstand in der wöchentlichen PERRY RHODAN-Serie gegeben hat. Mal
schauen, wann er wieder etwas für uns schreiben kann.)

Bei ihren Planungen halten die Autorinnen und Autoren derzeit den
Kurs auf Band 3100 - die PERRY RHODAN-Serie kann im Januar 2021
gleich wieder einen Jubiläumsband feiern. Band 3100 wird einen neuen
Zyklus eröffnen, soviel kann ich schon einmal verraten. Aber da
derzeit noch so viel im "Mythos"-Zyklus passiert, will ich lieber mal
noch nicht zu weit in die Zukunft blicken ...

PERRY RHODAN NEO

Endlich ist es soweit!

Der erste Band PERRY RHODAN NEO 220 - "Imperium im Abgrund" von
Oliver Plaschka - der neuen Handlungsstaffel "Arkon erwacht" ist ab
sofort als Taschenheft und eBook im Handel. Die Staffel umfasst die
Bände 220 bis 229 von PERRY RHODAN NEO.

Der Folgeband wurde von Michelle Stern und Susan Schwartz verfasst.
Die beiden Autorinnen kennen sich seit vielen Jahren und arbeiteten
bereits bei verschiedenen Serien zusammen. Am 6. März 2020 wird das
Gemeinschaftswerk veröffentlicht. Es trägt den Titel "Ein neuer
Feind" und die Bandnummer 221. Als zweiter Band der Staffel "Arkon
erwacht" erzählt der Roman von der Lage im Arkon-Imperium, von den
Kämpfen innerhalb des Kugelsternhaufens M 13 und von den Bemühungen
der Terraner, in einem militärischen Durcheinander nicht
unterzugehen. Dabei spielt auch ein skurriler Außerirdischer eine
wichtige Rolle ...

Weitere Informationen zum Roman.

Auch unser PERRY RHODAN-Chefredakteur Klaus N. Frick schreibt in
einem aktuellen Logbuch über ein Imperium, das sich verändert.

Aktuell haben wir übrigens eine galaktische Abo-Aktion, für alle, die
nach dem spannenden Inhalt neugierig geworden sind und mal ins
NEOversum reinschnuppern möchten ... PERRY RHODAN NEO im Probeabo und
dazu eine gratis Prämie - das lohnt sich doch, oder? Hier entlang!

PERRY RHODAN-Mission SOL 2

In der PERRY RHODAN-Redaktion sind wir gerade dabei, die unzähligen

Editions-Bestellungen von euch zu bearbeiten, und ein Ende ist nicht

in Sicht - vielen Dank dafür!

Denn die Arbeiten an der neuen Miniserie lauen mittlerweile auf

Hochtouren, und in wenigen Wochen erscheint der erste Roman. Exposés

und Romane liegen uns vor, Autorinnen und Autoren sind schon fleißig

am Schreiben. Bekanntlich wird die Serie von Kai Hirdt gesteuert: Der

Autor schreibt die Exposés und liefert die Hintergründe für die

Serie.

Neueinsteiger aufgepasst! Für die gesamte Geschichte benötigt man

keinerlei Vorkenntnisse.

Die Miniserie startet am 20. März mit "Ritter des Chaos". Ab dann

folgt alle zwei Wochen ein weiterer Roman, am 21. August 2020 endet

PERRY RHODAN-Mission SOL 2 mit Band 12.

Ab sofort könnt ihr die exklusive Edition bestellen und euch

nachfolgende Vorteile sichern!

Mit der Bestellung erhaltet ihr alle 12 Ausgaben jeweils druckfrisch

per Post. Es gibt gratis vier Lesezeichen, versehen mit einer edlen

Metalloptik, welche nicht im Handel erhältlich sind und exklusiv für

die Bezieher der Edition Mission SOL 2 produziert wurden.

Jetzt abonnieren!

PERRY RHODAN-Silberbände

Was ist eines der Erfolgsrezepte für die PERRY RHODAN-Serie? Hubert
Haensel, der Bearbeiter der Silberbände, hat eine mögliche Antwort
parat: Es sei "die Faszination des Weltraums, der unendlichen Weite,
über die wir heute so viel mehr wissen" ... Mehr dazu liefert der
aktuelle Werkstattbericht von Hubert Haensel.

Am 6. März 2020 wird "Der Einsame der Tiefe" veröffentlicht, der
siebte Band des "Chronofossilien"-Zyklus. Dieses Buch erzählt von
Atlan, dem unsterblichen Arkoniden, und Jen Salik, dem Ritter der
Tiefe - die beiden Männer sind im mysteriösen Tiefenland unterwegs,
wo sie auf faszinierende Außerirdische und große Gefahren stoßen -
hier geht's zur Leseprobe.

Veranstaltungstipps

07. März 2020: Tanja Kinkel liest PERRY RHODAN (Kulturgut Haus Nottbeck)

Bis 15. März 2020: I was a Robot - Science Fiction und Popkultur (Museum Folkwang)

Bis 29. März 2020: Ausstellung "Sommer 1969 - Westfalen im Mondfieber" (Museum Lippstadt)

12. - 15. März 2020: PERRY RHODAN auf der Buchmesse Leipzig

17. - 19. April 2020: MagicCon (Maritim Hotel Bonn)

18. - 19. April 2020: LuxCon mit Andreas Eschbach und Robert Corvus (Abt. Neumünster, LUX)

23. - 24. Mai 2020: ColoniaCon24 (Jugendpark Köln Mülheim)

29. - 31. Mai 2020: FedCon (Maritim Hotel Bonn)

19. - 21. Juni 2020: PERRY RHODAN auf der Buchmesse Saar (Saarbrücken)

17. - 19. Juli 2020: GarchingCon 12 (Bürgerhaus Garching bei München)

19. September 2020: BrühlCon 4 (Wirtshaus Brühl am Schloss)

26. - 27. September 2020: Science-Fiction-Treffen (Technikmuseum Speyer)

Ich freue mich auf eure Post an Philine-Marie.Ruehmann@vpm.de!

Ad Astra!

Eure Philine-Marie Rühmann

PERRY RHODAN-Redaktion



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Verantwortlich für den Inhalt: 

Pabel-Moewig Verlag KG 

Karlsruher Straße 31, 

D-76437 Rastatt 

Amtsgericht Mannheim, HRA 705634 

USt. Id. Nr. DE265893557 

Verantwortlicher im Sinne des Rundfunkstaatsvertrags: 

Klaus N. Frick
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KURSUS/1311: Bielefeld - Babysachen nähen, 04.03.-01.04.2020

Stadt Bielefeld

VHS-Kurs: Babysachen nähen



Bielefeld (bi). Knistertücher, Krabbeldecken und Bekleidung: Wer
seinem Baby eine Freude machen möchte oder dem Neugeborenen von
Freunden ein Geschenk, der ist bei einem Kurs in der Volkshochschule
richtig. Ab Mittwoch, 4. März, werden unter Anleitung von Marie Böhm
an fünf Abenden Kleidungsstücke und nützliche Dinge fürs Baby genäht.
Der Kurs läuft immer mittwochs bis zum 1. April und zwar von 18 bis
20:30 Uhr im Raum 305 der Volkshochschule im Ravensberger Park 1.

Die Teilnahme kostet 60 Euro, eine Anmeldung ist erforderlich unter
Telefon 51-2222.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.02.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/1310: Bielefeld - Hüttenschmankerl selbst gemacht, 28.02.20

Stadt Bielefeld

Heepen: Hüttenschmankerl selbst gemacht



Bielefeld (bi). Um köstliche Leckereien geht es am Freitag, 28.
Februar, in Heepen. Von 18 bis 21:45 Uhr werden in der Küche der 
Ernst-Hansen-Schule (Krähenwinkel 6) Schmankerln aus dem Salzburger Land
gemeinsam zubereitet und genossen. Damit an diesem Abend die richtige
Hüttenatmosphäre aufkommt, stehen Kaspressknödel, überbackene
Käsespätzle, faschierte Kalbsbutterschnitzel, Germknödel mit
Vanillesauce und Kaiserschmarrn mit Rumrosinen auf der Speisekarte.

Wer mitkochen und -essen möchte, meldet sich telefonisch an
unter 51-2222.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 20.02.20

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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